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Hinweis zum Verkaufsprospekt

Der Kauf und Verkauf von Anteilen an dem Sondervermégen Generali AktivMix Dynamik Protect
80 erfolgt auf Basis des Verkaufsprospekts, der wesentlichen Anlegerinformationen und der
Allgemeinen Anlagebedingungen in Verbindung mit den Besonderen Anlagebedingungen in der
jeweils geltenden Fassung. Die Allgemeinen Anlagebedingungen und die Besonderen
Anlagebedingungen sind im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt ab S. 58 abgedruckt.

Der Verkaufsprospekt ist dem am Erwerb eines Anteils an dem Generali AktivMix Dynamik
Protect 80 Interessierten sowie jedem Anleger des Fonds zusammen mit dem letzten
vertffentlichten Jahresbericht sowie dem gegebenenfalls nach dem Jahresbericht
ver6ffentlichten Halbjahresbericht auf Verlangen kostenlos zur Verfiigung zu stellen. Daneben
sind dem am Erwerb eines Anteils an dem Generali AktivMix Dynamik Protect 80 Interessierten
die wesentlichen Anlegerinformationen rechtzeitig vor Vertragsschluss kostenlos zur
Verfligung zu stellen.

Von dem Verkaufsprospekt abweichende Auskiinfte oder Erklarungen dirfen nicht abgegeben
werden. Jeder Kauf von Anteilen auf der Basis von Auskiinften oder Erklarungen, welche nicht
in dem Verkaufsprospekt bzw. in den wesentlichen Anlegerinformationen enthalten sind, erfolgt
ausschlieBlich auf Risiko des Kaufers. Der Verkaufsprospekt wird ergénzt durch den jeweils
letzten Jahresbericht und dem gegebenenfalls nach dem Jahresbericht ver6ffentlichten
Halbjahresbericht.

Anlagebeschrankungen fur US-Personen

Die Generali Investments Luxembourg S. A. und/oder der Generali AktivMix Dynamik Protect 80
sind und werden nicht gemalR dem United States Investment Company Act von 1940 in seiner
glltigen Fassung registriert. Die Anteile des Fonds sind und werden nicht gemafl dem United
States Securities Act von 1933 in seiner giiltigen Fassung oder nach den Wertpapiergesetzen
eines Bundesstaates der Vereinigten Staaten von Amerika registriert. Anteile des Generali
AktivMix Dynamik Protect 80 dirfen weder in den Vereinigten Staaten noch einer US-Person
oder auf deren Rechnung angeboten oder verkauft werden. Am Erwerb von Anteilen
Interessierte missen gegebenenfalls darlegen, dass sie keine US-Person sind und Anteile
weder im Auftrag von US-Personen erwerben noch an US-Personen weiterveraufRern. Zu den
US Personen zahlen natlirliche Personen, wenn sie ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten
haben. US-Personen kdnnen auch Personen- oder Kapitalgesellschaften sein, wenn sie etwa
gemal den Gesetzen der USA bzw. eines US-Bundesstaats, Territoriums oder einer US-
Besitzung gegrundet werden.

Wichtigste Rechtliche Auswirkungen der Vertragsbeziehung

Durch den Erwerb der Anteile wird der Anleger Miteigentiimer der vom Generali AktivMix Dynamik
Protect 80 gehaltenen Vermoégensgegenstdnde nach Bruchteilen. Er kann dber die
Vermdgensgegenstande nicht verfliigen. Mit den Anteilen sind keine Stimmrechte verbunden.

Samtliche Veréffentlichungen und Werbeschriften sind in deutscher Sprache abzufassen oder mit einer
deutschen Ubersetzung zu versehen. Die Generali Investments Luxembourg S.A. wird ferner die
gesamte Kommunikation mit ihren Anlegern in deutscher Sprache fiihren.

Durchsetzung von Rechten

Das Rechtsverhdltnis zwischen der Generali Investments Luxembourg S. A. und dem Anleger sowie
die vorvertraglichen Beziehungen richten sich nach deutschem Recht. Der Sitz der Generali
Investments Luxembourg S. A. ist Gerichtsstand fir Streitigkeiten aus dem Vertragsverhaltnis, soweit
sich nicht aus zwingenden gesetzlichen Bestimmungen ein anderer Gerichtsstand ergibt. Die
Vollstreckung etwaiger gerichtlichen Urteiler zu Lasten der Generali Investments Luxembourg S. A.
richtet sich nach Luxemburger Recht.



Die Adresse der Generali Investments Luxembourg S. A. lautet:

4, rue Jean Monnet
L-2180 Luxembourg
GrofR3herzogtum Luxembourg

Zur Durchsetzung ihrer Rechte kdnnen Anleger den Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten be-
schreiten oder, soweit ein solches zur Verfiigung steht, auch ein Verfahren fir alternative Streitbeile-
gung anstrengen.

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung von Vorschriften des KAGB, an denen Verbraucher beteiligt sind,
kénnen sich diese an die Schlichtungsstelle der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
(,BaFin“) wenden. Die Kontaktdaten lauten:

Schlichtungsstelle der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
- Referat ZR 3 -

Graurheindorfer Stral3e 108

D-53117 Bonn

E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de

www.bafin.de

Verbraucher sind natirliche Personen, die in den Fonds zu einem Zweck investieren, der iberwiegend
weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstandigen beruflichen Tétigkeit zugerechnet werden kann, die
also zu Privatzwecken handeln.

Bei Streitigkeiten aus der Anwendung von Vorschriften des Birgerlichen Gesetzbuches betreffend
Fernabsatzvertrdge Uber Finanzdienstleistungen ist dies die Schlichtungsstelle bei der Deutschen
Bundesbank wenden. Die Kontaktdaten lauten:

Deutsche Bundesbank
Schlichtungsstelle

Postfach 11 12 32

60047 Frankfurt

E-Mail: schlichtung@bundesbank.de
www.bundesbank.de

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit Kaufvertrdgen oder Dienstleistungsvertragen, die auf
elektronischem Wege zustande gekommen sind, kénnen sich Verbraucher auch an die Online-
Streitbeilegungsplattform der EU wenden (www.ec.europa.eu/consumers/odr). Die Plattform ist selbst
keine Streitbeilegungsstelle, sondern vermittelt den Parteien lediglich den Kontakt zu einer zustéandigen
nationalen Schlichtungsstelle.

Das Recht die Gerichte anzurufen, bleibt von einem Schiedsverfahren unberiihrt.

Widerrufsrecht bei Kauf auf3erhalb der standigen Geschéaftsraume

Kommt der Kauf von Anteilen an offenen Investmentvermégen aufgrund mindlicher Verhandlungen
auBBerhalb der standigen Geschéftsraume desjenigen zustande, der die Anteile verkauft oder den
Verkauf vermittelt hat, so hat der Kaufer das Recht, seine Kauferklarung in Textform und ohne Angabe
von Griinden innerhalb einer Frist von zwei Wochen zu widerrufen. Uber das Recht zum Widerruf wird
der Kaufer in der Durchschrift oder der Kaufabrechnung belehrt. Das Widerrufsrecht besteht auch dann,
wenn derjenige, der die Anteile verkauft oder den Verkauf vermittelt, keine standigen Geschéaftsrdume
hat.

Ein Widerrufsrecht besteht nicht, wenn der Verkaufer nachweist, dass (i) entweder der Kaufer keine
naturliche Person ist, die das Rechtsgeschéft zu einem Zweck abschlie3t, der nicht ihrer beruflichen
Tatigkeit zugerechnet werden kann (Verbraucher), oder (i) es zur Verhandlung auf Initiative des
Kéaufers gekommen ist, d.h. er den Kaufer zu den Verhandlungen aufgrund vorhergehender Bestellung


http://www.bundesbank.de/
http://www.ec.europa.eu/consumers/odr

des Kaufers aufgesucht hat. Bei Vertrdgen, die ausschlie3lich Giber Fernkommunikationsmittel (z.B.
Briefe, Telefonanrufe, E-Mails) zustande gekommen sind (Fernabsatzvertrdge), besteht kein
Widerrufsrecht.

Grundlagen

Das Sondervermdgen (der Fonds)

Das Sondervermogen Generali AktivMix Dynamik Protect 80 (nachfolgend ,Fonds") ist ein Organismus
fir gemeinsame Anlagen, der von einer Anzahl von Anlegern Kapital einsammelt, um es gemalf einer
festgelegten Anlagestrategie zum Nutzen dieser Anleger zu investieren (nachfolgend
~Investmentvermdégen®). Der Fonds ist ein Investmentvermdgen gemaf der Richtlinie 2009/65/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen flr gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
(nachfolgend ,OGAW") im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs (hachfolgend ,KAGB"). Er wird von der
Generali Investments Luxembourg S. A. (nachfolgend ,Gesellschaft*) verwaltet. Der Generali AktivMix
Dynamik Protect 80 wurde am 16. Juni 2008 fir unbestimmte Dauer aufgelegt.

Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Kapital im eigenen Namen fiir gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen
Vermdgensgegenstanden gesondert vom eigenen Vermdgen in Form von Sondervermégen an. Der
Geschaftszweck des Fonds ist auf die Kapitalanlage gemaR einer festgelegten Anlagestrategie im
Rahmen einer kollektiven Vermdgensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten Mittel beschrénkt; eine
operative Tatigkeit und eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der gehaltenen
Vermdgensgegenstande ist ausgeschlossen. In welche Vermdgensgegensténde die Gesellschaft die
Gelder der Anleger anlegen darf und welche Bestimmungen sie dabei zu beachten hat, ergibt sich aus
dem KAGB, den dazugehtrigen Verordnungen sowie dem Investmentsteuergesetz (nachfolgend
"InvStG") und den Anlagebedingungen, die das Rechtsverhaltnis zwischen den Anlegern und der
Gesellschaft regeln. Die Anlagebedingungen umfassen einen Allgemeinen und einen Besonderen Teil
(wAllgemeine Anlagebedingungen” und ,Besondere Anlagebedingungen”). Anlagebedingungen fir ein
Publikums-Investmentvermdgen mussen vor deren Verwendung von der BaFin genehmigt werden. Der
Fonds gehort nicht zur Insolvenzmasse der Gesellschaft.

Verkaufsunterlagen und Offenlegung von Informationen

Der Verkaufsprospekt, die wesentlichen Anlegerinformationen, die Anlagebedingungen sowie die
aktuellen Jahres- und Halbjahresberichte sind kostenlos erhéltlich bei der Gesellschaft, der
Verwahrstelle und den mit der Vermittlung von Fondsanteilen beauftragten Dritten. Sie sind ebenso
erhéltlich auf der Internetseite www.geninvest.de.

Zusatzliche Informationen Uber die Anlagegrenzen des Risikomanagements des Fonds, die
Risikomanagementmethoden und die jiingsten Entwicklungen bei den Risiken und Renditen der
wichtigsten Kategorien von Vermdgensgegenstanden sind in elektronischer oder schriftlicher Form bei
der Gesellschaft erhaltlich.

Anlagebedingungen und deren Anderungen

Die Anlagebedingungen sind im Anschluss an diesen Verkaufsprospekt in dieser Unterlage abgedruckt.
Die Anlagebedingungen konnen von der Gesellschaft gedndert werden. Anderungen der
Anlagebedingungen bediirfen der Genehmigung durch die BaFin. Anderungen der Anlagegrundsétze
des Fonds bedirfen zusétzlich der Zustimmung durch den Aufsichtsrat bzw. den Verwaltungsrat der
Gesellschaft. Anderungen der Anlagegrundséatze des Fonds sind nur unter der Bedingung zuléssig,
dass die Gesellschaft den Anlegern anbietet, ihre Anteile entweder ohne weitere Kosten vor dem
Inkrafttreten der Anderungen zuriickzunehmen oder ihre Anteile gegen Anteile an Investmentvermogen
mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen kostenlos umzutauschen, sofern derartige Investmentvermdgen
von der Gesellschaft oder einem anderen Unternehmen aus ihrem Konzern verwaltet werden.



Die vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dariiber hinaus in einer hinreichend
verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder auf der Internetseite www.geninvest.de bekannt
gemacht. Betreffen die Anderungen Vergitungen und Aufwandserstattungen, die aus dem Fonds
entnommen werden dirfen, oder die Anlagegrundsatze des Fonds oder wesentliche Anlegerrechte,
werden die Anleger au3erdem Uber ihre depotfiihrenden Stellen durch ein Medium informiert, auf
welchem Informationen fiir eine den Zwecken der Informationen angemessene Dauer gespeichert,
einsehbar und unverandert wiedergegeben werden, etwa in Papierform oder elektronischer Form
(sogenannter ,dauerhafter Datentrager”). Diese Information umfasst die wesentlichen Inhalte der
geplanten Anderungen, ihre Hintergriinde, die Rechte der Anleger in Zusammenhang mit der Anderung
sowie einen Hinweis darauf, wo und wie weitere Informationen erlangt werden kdnnen.

Die Anderungen treten friihestens am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Anderungen von
Regelungen zu den Vergitungen und Aufwendungserstattungen treten friihestens drei Monate nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft, wenn nicht mit Zustimmung der BaFin ein friiherer Zeitpunkt bestimmt
wurde. Anderungen der bisherigen Anlagegrundsitze des Fonds treten ebenfalls friihestens drei
Monate nach Bekanntmachung in Kraft.

Verwaltungsgesellschaft

Firma, Rechtsform und Sitz

Die Gesellschaft ist die Generali Investments Luxembourg S.A., eine Aktiengesellschaft nach dem
Recht des GrolRherzogtums Luxemburg, mit eingetragenem Sitz in 4, rue Jean Monnet, L-2180
Luxembourg, Grof3herzogtum Luxemburg. Die Gesellschaft hat eine Erlaubnis als OGAW-
Verwaltungsgesellschaft und als AIF Verwaltungsgesellschaft nach luxemburger Recht.

Die Gesellschaft geht aus einer Abspaltung der Generali Fund Management S.A. vom 01. Juli 2014
hervor. Die Gesellschaft wurde fir eine unbestimmte Dauer nach dem Recht des GrolRherzogtums
Luxemburgs am 01. Juli 2014 gegriindet. Die Grindungsurkunde ist im Mémorial veréffentlicht und
beim luxemburgischen Handels- und Gesellschaftsregister (Registre de Commerce et des Sociétés
Luxembourg) hinterlegt worden.

Geschaftsleitung
Nahere Angaben Uber die Geschéftsleitung finden Sie am Schluss des Verkaufsprospekts.

Eigenkapital und zuséatzliche Eigenmittel

Am 31. Mai 2018 betrug das Aktienkapital der Gesellschaft EUR 1.921.900.-. Der alleinige Aktionar der
Gesellschaft ist die Generali Investments Holding S.p.A.

Die Gesellschaft hat die Berufshaftungsrisiken, die sich durch die Verwaltung von Investmentvermégen
ergeben, die nicht der OGAW-Richtlinie entsprechen, sogenannte alternative Investmentvermégen
(nachfolgend ,AIF*), und auf berufliche Fahrlassigkeit ihrer Organe oder Mitarbeiter zurtickzufiihren
sind, abgedeckt durch: Eigenmittel in Hohe von wenigstens 0,01 Prozent des Werts der Portfolios aller
verwalteten AIF, wobei dieser Betrag jahrlich tberprift und angepasst wird. Diese Eigenmittel sind von
dem angegebenen haftenden Eigenkapital umfasst.

Verwahrstelle

Identitat der Verwahrstelle

Fur den Fonds hat das Kreditinstitut BNP Paribas Securities Services S. C. A., Zweigniederlassung
Frankfurt am Main mit Sitz in Frankfurt am Main, Europa-Allee 12 die Funktion der Verwahrstelle
Ubernommen. Die Verwahrstelle ist die deutsche Niederlassung eines franzdsischen Kreditinstitus.

Aufgaben der Verwahrstelle



Das KAGB sieht eine Trennung der Verwaltung und der Verwahrung von Sondervermdgen vor. Die
Verwahrstelle verwahrt die Vermoégensgegenstdnde in Sperrdepots bzw. auf Sperrkonten. Bei
Vermdgensgegenstéanden, die nicht verwahrt werden konnen, prift die Verwahrstelle, ob die
Verwaltungsgesellschaft Eigentum an diesen Vermégensgegenstdnden erworben hat. Sie Uberwacht,
ob die Verfligungen der Gesellschaft (iber die Vermdgensgegenstande den Vorschriften des KAGB und
den Anlagebedingungen entsprechen. Die Anlage in Bankguthaben bei einem anderen Kreditinstitut
sowie Verfiigungen uber solche Bankguthaben sind nur mit Zustimmung der Verwahrstelle zuléssig.
Die Verwahrstelle muss ihre Zustimmung erteilen, wenn die Anlage bzw. Verfigung mit den
Anlagebedingungen und den Vorschriften des KAGB vereinbar ist.

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere folgende Aufgaben:

e Ausgabe und Rucknahme der Anteile des Fonds,

e Sicherzustellen, dass die Ausgabe und Riicknahme der Anteile sowie die Anteilwertermittlung den
Vorschriften des KAGB und den Anlagebedingungen des Fonds entsprechen,

e Sicherzustellen, dass bei den fir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger getéatigten Geschéften
der Gegenwert innerhalb der tblichen Fristen in ihre Verwahrung gelangt,

e Sicherzustellen, dass die Ertrage des Fonds nach den Vorschriften des KAGB und nach den
Anlagebedingungen verwendet werden,

e Uberwachung von Kreditaufnahmen durch die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds sowie
gegebenenfalls Zustimmung zur Kreditaufnahme,
Sicherzustellen, dass Sicherheiten fir Wertpapierdarlehen rechtswirksam bestellt und jederzeit
vorhanden sind.

Interessenkonflikte

Das oberste Ziel der Verwahrstelle, welches Vorrang vor kommerziellen Interessen der Verwahrstelle
hat, ist der Schutz der Interessen der Anleger des Sondervermdgens.

Interessenkonflikte kdnnen auftreten, wenn die Gesellschaft neben der Beauftragung der BNP Paribas
Securities Services S. C. A., Zweigniederlassung Frankfurt am Main, als Verwahrstelle andere
Geschaftsbeziehungen mit der BNP Paribas Securities Services S. C. A. unterhalt.

Die Verwahrstelle verfugt tber Grundsétze zum Umgang mit Interessenkonflikten, die folgende Ziele
verfolgen:

e Identifizierung und Analyse potentieller Interessenkonflikte;
e Aufzeichnung, Bewaltigung und Uberwachung von Interessenkonflikten durch:

o0 Dauerhafte MaBhahmen zum Umgang mit Interessenkonflikten, wie die Errichtung
unterschiedlicher Gesellschaften, die Trennung von Verantwortlichkeitsbereichen oder
Berichtslinien, Fuhren von Insiderlisten fur Mitarbeiter;

o Einzelfallabhédngige MafRnahmen, insbesondere (i) Praventionsmaflinahmen wie die
Einrichtung von Beobachtungslisten fiir Transaktionen (watch lists); die Einrichtung von
Vertraulichkeitsbereichen (Chinese Walls); die Sicherstellung, dass Mal3hahmen wie unter
unabhéngigen Dritten ausgefuhrt werden; die Information des Kunden; oder (i) die
Abstandnahme von Aktivitaten, welche den Interessenkonflikt begrinden.

Unterverwahrung

Die folgenden Informationen hat die Gesellschaft von der Verwahrstelle mitgeteilt bekommen. Die
Gesellschaft hat die Informationen auf Plausibilitdt geprift. Sie ist jedoch auf Zulieferung der
Information durch die Verwahrstelle angewiesen und kann die Richtigkeit und Vollstandigkeit im
Einzelnen nicht Gberprufen.

Die Verwabhrstelle hat die folgenden Verwahraufgaben auf ein anderes Unternehmen (Unterverwahrer)
Ubertragen:



e Die Verwahrung der fiir Rechnung des Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande erfolgt durch
verschiedene Unterverwahrer. Eine Liste der Unterverwahrer ist auf Seite 56 dieses
Verkaufsprospekts abgedruckt.

e Um Verwahrdienstleistungen in einer Vielzahl von Staaten zu erbringen, hat BNP Paribas
Securities Services S.C.A. zusatzlich zu dem konzerneigenen Netzwerk von Unterverwahrern in
einer Reihe von Staaten, in denen die BNP Paribas-Gruppe keine eigene lokale Prasenz hat,
Unterverwahrer beauftragt.

Das von BNP Paribas Securities Services S.C.A. eingesetzte Verfahren zur Beauftragung und
laufenden Uberwachung solcher Unterverwahrer unterliegt hohen Qualitatsstandards,
einschlielBlich des Umgangs mit potentiellen Interessenkonflikten, die aus einer derartigen
Beauftragung folgen kénnen.

Folgende Interessenkonflikte konnten sich aus dieser Ubertragung ergeben:

e Einige der Unterverwahrer (siehe Liste im Anhang dieses Verkaufsprospektes) sind mit der
Verwabhrstelle verbundene Unternehmen. Dies kann dazu fuihren, dass ein mit der Verwahrstelle
verbundenes Unternehmen bei der Wahl des Unterverwahrers gegentuber gleichwertigen anderen
Anbietern bevorzugt wird.

Haftung der Verwahrstelle

Die Verwahrstelle ist grundsatzlich fur alle Vermdgensgegenstande, die von ihr oder mit ihrer
Zustimmung von einer anderen Stelle verwahrt werden, verantwortlich. Im Falle des Verlustes eines
solchen Vermoégensgegenstandes haftet die Verwahrstelle gegeniber dem Fonds und dessen
Anlegern, es sei denn der Verlust ist auf Ereignisse auf3erhalb des Einflussbereichs der Verwahrstelle
zurlickzuftihren. Fir Schaden, die nicht im Verlust eines Vermdgensgegenstandes bestehen, haftet die
Verwahrstelle grundsatzlich nur, wenn sie ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften des KAGB
mindestens fahrlassig nicht erfillt hat.

Zusatzliche Informationen

Auf Verlangen ubermittelt die Gesellschaft den Anlegern Informationen auf dem neuesten Stand zur
Verwahrstelle und ihren Pflichten, zu den Unterverwahrern sowie zu maoglichen Interessenkonflikten in
Zusammenhang mit der Tatigkeit der Verwahrstelle oder der Unterverwahrer. Ebenfalls auf Verlangen
Ubermittelt sie den Anlegern Informationen zu den Griinden, aus denen sie sich fiir die der BNP Paribas
Securities Services S. C. A., Zweigniederlassung Frankfurt am Main als Verwahrstelle des Fonds
entschieden hat.

Risikohinweise

Vor der Entscheidung uber den Kauf von Anteilen an dem Fonds sollten Anleger die
nachfolgenden Risikohinweise zusammen mit den anderen in diesem Verkaufsprospekt
enthaltenen Informationen sorgfaltig lesen und diese bei ihrer Anlageentscheidung
bertcksichtigen. Der Eintritt eines oder mehrerer dieser Risiken kann fur sich genommen oder
zusammen mit anderen Umstédnden die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im Fonds
gehaltenen Vermdgensgegenstande nachteilig beeinflussen und sich damit auch nachteilig auf
den Anteilwert auswirken.

VerauRert der Anleger Anteile an dem Fonds zu einem Zeitpunkt, in dem die Kurse der in dem
Fonds befindlichen Vermégensgegenstande gegeniber dem Zeitpunkt seines Anteilerwerbs
gefallen sind, so erhdalt er das von ihm in den Fonds investierte Kapital nicht oder nicht
vollstandig zuruck. Der Anleger kdnnte sein in den Fonds investiertes Kapital teilweise oder in
Einzelfallen sogar ganz verlieren. Wertzuwéachse kdnnen nicht garantiert werden. Das Risiko
des Anlegers ist auf die angelegte Summe beschrénkt. Eine Nachschusspflicht iber das vom
Anleger investierte Kapital hinaus besteht nicht.
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Neben den nachstehend oder an anderer Stelle des Verkaufsprospekts beschriebenen Risiken
und Unsicherheiten kann die Wertentwicklung des Fonds durch verschiedene weitere Risiken
und Unsicherheiten beeintrachtigt werden, die derzeit nicht bekannt sind. Die Reihenfolge, in
der die nachfolgenden Risiken aufgefiihrt werden, enthdlt weder eine Aussage Uber die
Wahrscheinlichkeit ihres Eintritts noch Gber das AusmalR oder die Bedeutung bei Eintritt
einzelner Risiken.

Risiken einer Fondsanlage

Im Folgenden werden die Risiken dargestellt, die mit einer Anlage in einen OGAW typischerweise
verbunden sind. Diese Risiken kdnnen sich nachteilig auf den Anteilwert, auf das vom Anleger
investierte Kapital sowie auf die vom Anleger geplante Haltedauer der Fondsanlage auswirken.

Schwankung des Fondsanteilwerts

Der Fondsanteilwert berechnet sich aus dem Wert des Fonds, geteilt durch die Anzahl der in den
Verkehr gelangten Anteile. Der Wert des Fonds entspricht dabei der Summe der Marktwerte aller
Vermdgensgegenstdande im Fondsvermégen abziglich der Summe der Marktwerte aller
Verbindlichkeiten des Fonds. Der Fondsanteilwert ist daher von dem Wert der im Fonds gehaltenen
Vermodgensgegenstande und der Hohe der Verbindlichkeiten des Fonds abhéangig. Sinkt der Wert
dieser Vermdgensgegenstande oder steigt der Wert der Verbindlichkeiten, so féllt der Fondsanteilwert.

Beeinflussung des individuellen Ergebnisses durch steuerliche Aspekte

Die steuerliche Behandlung von Kapitalertrdgen hangt von den individuellen Verhéltnissen des
jeweiligen Anlegers ab und kann kiinftig Anderungen unterworfen sein. Fir Einzelfragen —
insbesondere unter Beriicksichtigung der individuellen steuerlichen Situation — sollte sich der Anleger
an seinen personlichen Steuerberater wenden.

Anderung der Anlagepolitik oder der Anlagebedingungen

Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen mit Genehmigung der BaFin andern. Dadurch kénnen
auch Rechte des Anlegers betroffen sein. Die Gesellschaft kann etwa durch eine Anderung der
Anlagebedingungen die Anlagepolitik des Fonds &ndern oder sie kann die dem Fonds zu belastenden
Kosten erhdhen. Die Gesellschaft kann die Anlagepolitik zudem innerhalb des gesetzlich und
vertraglich zulassigen Anlagespektrums und damit ohne Anderung der Anlagebedingungen und deren
Genehmigung durch die BaFin &ndern. Hierdurch kann sich das mit dem Fonds verbundene Risiko
verandern.

Aussetzung der Anteilricknahme

Die Gesellschaft darf die Ricknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern aul3ergewothnliche
Umstéande vorliegen, die eine Aussetzung unter Berucksichtigung der Interessen der Anleger
erforderlich erscheinen lassen. AufRergewdhnliche Umstéande in diesem Sinne kdnnen z.B. sein:
wirtschaftliche oder politische Krisen, Riicknahmeverlangen in aulRergewthnlichem Umfang sowie die
SchlieBung von Bérsen oder Markten, Handelsbeschrankungen oder sonstige Faktoren, die die
Ermittlung des Anteilwerts beeintréachtigen. Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft
die Riicknahme der Anteile auszusetzen hat, wenn dies im Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit
erforderlich ist. Der Anleger kann seine Anteile wahrend dieses Zeitraums nicht zurtickgeben. Auch im
Fall einer Aussetzung der Anteilriicknahme kann der Anteilwert sinken; z. B. wenn die Gesellschaft
gezwungen ist, Vermdgensgegenstdande wahrend der Aussetzung der Anteilricknahme unter
Verkehrswert zu verauRern. Der Anteilwert nach Wiederaufnahme der Anteilriicknahme kann niedriger
liegen, als derjenige vor Aussetzung der Ricknahme. Einer Aussetzung kann ohne erneute
Wiederaufnahme der Riicknahme der Anteile direkt eine Auflésung des Sondervermdgens folgen, z.B.
wenn die Gesellschaft die Verwaltung des Fonds kindigt, um den Fonds dann aufzulésen. Fir den
Anleger besteht daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann und
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dass ihm wesentliche Teile des investierten Kapitals fiir unbestimmte Zeit nicht zur Verfigung stehen
oder insgesamt verloren gehen.

Auflésung des Fonds

Der Gesellschaft steht das Recht zu, die Verwaltung des Fonds zu kiindigen. Die Gesellschaft kann
den Fonds nach Kiindigung der Verwaltung ganz auflésen. Das Verfugungsrecht tiber den Fonds geht
nach einer Kindigungsfrist von sechs Monaten auf die Verwahrstelle tGber. Fir den Anleger besteht
daher das Risiko, dass er die von ihm geplante Haltedauer nicht realisieren kann. Bei dem Ubergang
des Fonds auf die Verwahrstelle kbnnen dem Fonds andere Steuern als deutsche Ertragssteuern
belastet werden. Wenn die Fondsanteile nach Beendigung des Liquidationsverfahrens aus dem Depot
des Anlegers ausgebucht werden, kann der Anleger mit Ertragssteuern belastet werden.

Ubertragung aller Vermodgensgegenstande des Fonds auf ein anderes offenes
Publikums-Investmentvermdégen (Verschmelzung)

Die Gesellschaft kann samtliche Vermdgensgegenstande des Fonds auf einen anderen OGAW
Ubertragen. Der Anleger kann seine Anteile in diesem Fall (i) zuriickgeben, (ii) oder behalten mit der
Folge, dass er Anleger des Ubernehmenden OGAW wird, (iii) oder gegen Anteile an einem offenen
Publikums-Investmentvermdgen mit vergleichbaren Anlagegrundsatzen umtauschen, sofern die
Gesellschaft oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen ein solches Investmentvermégen mit
vergleichbaren Anlagegrundsatzen verwaltet. Dies gilt gleichermaf3en, wenn die Gesellschaft samtliche
Vermoégensgegenstéande eines anderen offenen Publikums-Investmentvermdgen auf den Fonds
tibertragt. Der Anleger muss daher im Rahmen der Ubertragung vorzeitig eine erneute
Investitionsentscheidung treffen. Bei einer Riickgabe der Anteile kdnnen Ertragssteuern anfallen. Bei
einem Umtausch der Anteile in Anteile an einem Investmentvermdgen mit vergleichbaren
Anlagegrundsatzen kann der Anleger mit Steuern belastet werden, etwa, wenn der Wert der erhaltenen
Anteile héher ist als der Wert der alten Anteile zum Zeitpunkt der Anschaffung.

Ubertragung des Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft

Die Gesellschaft kann den Fonds auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft Gbertragen. Der
Fonds bleibt dadurch zwar unveréndert, wie auch die Stellung des Anlegers. Der Anleger muss aber
im Rahmen der Ubertragung entscheiden, ob er die neue Kapitalverwaltungsgesellschaft fiir ebenso
geeignet halt wie die bisherige. Wenn er in den Fonds unter neuer Verwaltung nicht investiert bleiben
mochte, muss er seine Anteile zurlickgeben. Hierbei kdnnen Ertragssteuern anfallen.

Rentabilitat und Erfullung der Anlageziele des Anlegers

Es kann nicht garantiert werden, dass der Anleger seinen gewlnschten Anlageerfolg erreicht. Der
Anteilwert des Fonds kann fallen und zu Verlusten beim Anleger fihren. Anleger kénnen somit einen
niedrigeren als den urspringlich angelegten Betrag zuriick erhalten. Ein bei Erwerb von Anteilen
entrichteter Ausgabeaufschlag bzw. ein bei VerduRRerung von Anteilen entrichteter
Rucknahmeabschlag kann zudem, insbesondere bei nur kurzer Anlagedauer den Erfolg einer Anlage
reduzieren oder sogar aufzehren.

Risiken der negativen Wertentwicklung des Fonds (Marktrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die mit der Anlage in einzelne Vermdgensgegenstande
durch den Fonds einhergehen. Diese Risiken kdnnen die Wertentwicklung des Fonds bzw. der im
Fonds gehaltenen Vermogensgegenstande beeintrachtigen und sich damit nachteilig auf den
Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

Wertveranderungsrisiken

Die Vermodgensgegenstande, in die die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds investiert, unterliegen
Risiken. So kdnnen Wertverluste auftreten, indem der Marktwert der Vermdgensgegenstande
gegeniber dem Einstandspreis féllt oder Kassa- und Terminpreise sich unterschiedlich entwickeln.

-12 -



Kapitalmarktrisiko

Die Kurs- oder Marktwertentwicklung von Finanzprodukten hangt insbesondere von der Entwicklung
der Kapitalmarkte ab, die wiederum von der allgemeinen Lage der Weltwirtschaft sowie den
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen in den jeweiligen Landern beeinflusst wird. Auf
die allgemeine Kursentwicklung insbesondere an einer Borse kénnen auch irrationale Faktoren wie
Stimmungen, Meinungen und Geriichte einwirken. Schwankungen der Kurs- und Marktwerte kénnen
auch auf Veranderungen der Zinssatze, Wechselkurse oder der Bonitdt eines Emittenten
zuriickzufiihren sein.

Kursénderungsrisiko von Aktien

Aktien unterliegen erfahrungsgemaf starken Kursschwankungen und somit auch dem Risiko von
Kursriickgangen. Diese Kursschwankungen werden insbesondere durch die Entwicklung der Gewinne
des emittierenden Unternehmens sowie die Entwicklungen der Branche und der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung beeinflusst. Das Vertrauen der Marktteilnehmer in das jeweilige Unternehmen kann die
Kursentwicklung ebenfalls beeinflussen. Dies gilt insbesondere bei Unternehmen, deren Aktien erst
Uber einen kirzeren Zeitraum an der Borse oder einem anderen organisierten Markt zugelassen sind;
bei diesen kdnnen bereits geringe Veranderungen von Prognosen zu starken Kursbewegungen fuhren.
Ist bei einer Aktie der Anteil der frei handelbaren, im Besitz vieler Aktionédre befindlichen Aktien
(sogenannter Streubesitz) niedrig, so kdnnen bereits kleinere Kauf- und Verkaufsauftrage eine starke
Auswirkung auf den Marktpreis haben und damit zu hoheren Kursschwankungen fiihren.

Zinséanderungsrisiko

Mit der Investition in festverzinsliche Wertpapiere ist die Moglichkeit verbunden, dass sich das
Marktzinsniveau andert, das im Zeitpunkt der Begebung eines Wertpapiers besteht. Steigen die
Marktzinsen gegeniber den Zinsen zum Zeitpunkt der Emission, so fallen i.d.R. die Kurse der
festverzinslichen Wertpapiere. Fallt dagegen der Marktzins, so steigt der Kurs festverzinslicher
Wertpapiere. Diese Kursentwicklung fuhrt dazu, dass die aktuelle Rendite des festverzinslichen
Wertpapiers in etwa dem aktuellen Marktzins entspricht. Diese Kursschwankungen fallen jedoch je
nach (Rest-)Laufzeit der festverzinslichen Wertpapiere unterschiedlich stark aus. Festverzinsliche
Wertpapiere mit kiirzeren Laufzeiten haben geringere Kursrisiken als festverzinsliche Wertpapiere mit
langeren Laufzeiten. Festverzinsliche Wertpapiere mit kirzeren Laufzeiten haben demgegentber in
der Regel geringere Renditen als festverzinsliche Wertpapiere mit langeren Laufzeiten.
Geldmarktinstrumente besitzen aufgrund ihrer kurzen Laufzeit von maximal 397 Tagen tendenziell
geringere Kursrisiken. Daneben kdnnen sich die Zinsséatze verschiedener, auf die gleiche Wé&hrung
lautender zinsbezogener Finanzinstrumente mit vergleichbarer Restlaufzeit unterschiedlich entwickeln.

Risiko von negativen Habenzinsen

Die Gesellschaft legt liquide Mittel des Fonds bei der Verwahrstelle oder anderen Banken fiir Rech-
nung des Fonds an. Fir diese Bankguthaben ist teilweise ein Zinssatz vereinbart, der dem European
Interbank Offered Rate (Euribor) abziglich einer bestimmten Marge entspricht. Sinkt der Euribor unter
die vereinbarte Marge, so fuhrt dies zu negativen Zinsen auf dem entsprechenden Konto. Abh&ngig
von der Entwicklung der Zinspolitik der Européischen Zentralbank kénnen sowohl kurz-, mittel- als auch
langfristige Bankguthaben eine negative Verzinsung erzielen.

Kursé&nderungsrisiko von Wandel- und Optionsanleihen

Wandel —und Optionsanleihen verbriefen das Recht, die Anleihe in Aktien umzutauschen oder Aktien
zu erwerben. Die Entwicklung des Werts von Wandel- und Optionsanleihen ist daher abhangig von der
Kursentwicklung der Aktie als Basiswert. Die Risiken der Wertentwicklung der zugrunde liegenden
Aktien kénnen sich daher auch auf die Wertentwicklung der Wandel- und Optionsanleihe auswirken.
Optionsanleihen, die dem Emittenten das Recht einrhumen dem Anleger statt der Riickzahlung eines
Nominalbetrags eine im Vorhinein festgelegte Anzahl von Aktien anzudienen (Reverse Convertibles),
sind in verstarktem Maf3e von dem entsprechenden Aktienkurs abhangig.
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Risiken im Zusammenhang mit Derivatgeschéften

Die Gesellschaft darf flir den Fonds Derivatgeschéafte abschlieen. Der Kauf und Verkauf von Optionen
sowie der Abschluss von Terminkontrakten oder Swaps sind mit folgenden Risiken verbunden:

e Durch die Verwendung von Derivaten kénnen Verluste entstehen, die nicht vorhersehbar sind und
sogar die fur das Derivatgeschéft eingesetzten Betrage tberschreiten kdnnen.

e Kursanderungen des Basiswertes konnen den Wert eines Optionsrechts oder Terminkontraktes
vermindern. Vermindert sich der Wert und wird das Derivat hierdurch wertlos, kann die Gesellschaft
gezwungen sein, die erworbenen Rechte verfallen zu lassen. Durch Wertdnderungen des einem
Swap zugrunde liegenden Vermdgenswertes kann der Fonds ebenfalls Verluste erleiden.

e Ein liquider Sekundarmarkt fiir ein bestimmtes Instrument zu einem gegebenen Zeitpunkt kann
fehlen. Eine Position in Derivaten kann dann unter Umstanden nicht wirtschaftlich neutralisiert
(geschlossen) werden.

e Durch die Hebelwirkung von Optionen kann der Wert des Fondsvermdgens starker beeinflusst
werden, als dies beim unmittelbaren Erwerb der Basiswerte der Fall ist. Das Verlustrisiko kann bei
Abschluss des Geschéfts nicht bestimmbar sein.

e Der Kauf von Optionen birgt das Risiko, dass die Option nicht ausgeubt wird, weil sich die Preise
der Basiswerte nicht wie erwartet entwickeln, so dass die vom Fonds gezahlte Optionspréamie
verfallt. Beim Verkauf von Optionen besteht die Gefahr, dass der Fonds zur Abnahme von
Vermoégenswerten zu einem hoheren als dem aktuellen Marktpreis, oder zur Lieferung von
Vermoégenswerten zu einem niedrigeren als dem aktuellen Marktpreis verpflichtet. Der Fonds
erleidet dann einen Verlust in Hohe der Preisdifferenz minus der eingenommenen Optionspramie.

e Bei Terminkontrakten besteht das Risiko, dass die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds
verpflichtet ist, die Differenz zwischen dem bei Abschluss zugrunde gelegten Kurs und dem
Marktkurs zum Zeitpunkt der Glattstellung bzw. Falligkeit des Geschaftes zu tragen. Damit wiirde
der Fonds Verluste erleiden. Das Risiko des Verlusts ist bei Abschluss des Terminkontrakts nicht
bestimmbar.

e Der gegebenenfalls erforderliche Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) ist mit Kosten
verbunden.

e Die von der Gesellschaft getroffenen Prognosen Uber die kiinftige Entwicklung von zugrunde
liegenden Vermdgensgegenstéanden, Zinssatzen, Kursen und Devisenmarkten kénnen sich im
Nachhinein als unrichtig erweisen.

e Die den Derivaten zugrunde liegenden Vermdgensgegenstdande kénnen zu einem an sich
glnstigen Zeitpunkt nicht gekauft bzw. verkauft werden oder missen zu einem unginstigen
Zeitpunkt gekauft oder verkauft werden.

Bei auBRerborslichen Geschéaften, sogenannten over-the-counter (OTC)-Geschéfte, kdnnen folgende
Risiken auftreten:

e Es kann ein organisierter Markt fehlen, so dass die Gesellschaft die fir Rechnung des Fonds am
OTC-Markt erworbenen Finanzinstrumente schwer oder gar nicht verauf3ern kann.

e Der Abschluss eines Gegengeschafts (Glattstellung) kann aufgrund der individuellen Vereinbarung
schwierig, nicht mdglich bzw. mit erheblichen Kosten verbunden sein.
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Risiken bei Wertpapier-Darlehensgeschéaften

Gewabhrt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds ein Darlehen lber Wertpapiere, so Ubertragt sie
diese an einen Darlehensnehmer, der nach Beendigung des Geschéafts Wertpapiere in gleicher Art,
Menge und Gite zuriick 0Gbertragt (Wertpapierdarlehen). Die Gesellschaft hat wahrend der
Geschaftsdauer keine Verfugungsmaoglichkeit Gber verliehene Wertpapiere. Verliert das Wertpapier
wahrend der Dauer des Geschafts an Wert und die Gesellschaft will das Wertpapier insgesamt
verdulRern, so muss sie das Darlehensgeschéft kindigen und den dblichen Abwicklungszyklus
abwarten, wodurch ein Verlustrisiko fir den Fonds entstehen kann.

Risiken bei Pensionsgeschaften

Gibt die Gesellschaft Wertpapiere in Pension, so verkauft sie diese und verpflichtet sich, sie gegen
Aufschlag nach Ende der Laufzeit zuriickzukaufen. Der zum Laufzeitende vom Verkaufer zu zahlende
Ruckkaufpreis nebst Aufschlag wird bei Abschluss des Geschéftes festgelegt. Sollten die in Pension
gegebenen Wertpapiere wahrend der Geschéftslaufzeit an Wert verlieren und die Gesellschaft sie zur
Begrenzung der Wertverluste verauRern wollen, so kann sie dies nur durch die Austbung des
vorzeitigen Kindigungsrechts tun. Die vorzeitige Kindigung des Geschéafts kann mit finanziellen
Einbul3en fur den Fonds einhergehen. Zudem kann sich herausstellen, dass der zum Laufzeitende zu
zahlende Aufschlag hoher ist als die Ertrdge, die die Gesellschaft durch die Wiederanlage der als
Verkaufspreis erhaltenen Barmittel erwirtschaftet hat.

Nimmt die Gesellschaft Wertpapiere in Pension, so kauft sie diese und muss sie am Ende einer Laufzeit
wieder verkaufen. Der Rickkaufpreis wird bereits bei Geschaftsabschluss festgelegt. Die in Pension
genommenen Wertpapiere dienen als Sicherheiten fir die Bereitstellung der Liquiditdt an den
Vertragspartner. Etwaige Wertsteigerungen der Wertpapiere kommen dem Fonds nicht zugute.

Risiken im Zusammenhang mit dem Erhalt von Sicherheiten

Die Gesellschaft erhalt fur Derivatgeschafte, Wertpapierdarlehens- und Pensionsgeschéfte
Sicherheiten. Derivate, verliehene Wertpapiere oder in Pension gegebene Wertpapiere kénnen im Wert
steigen. Die erhaltenen Sicherheiten kdnnten dann nicht mehr ausreichen, um den Lieferungs- bzw.
Rucklbertragungsanspruch der Gesellschaft gegeniber dem Kontrahenten in voller Hoéhe
abzudecken.

Die Gesellschaft kann Barsicherheiten auf Sperrkonten, in Staatsanleihen hoher Qualitat oder in
Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur anlegen. Das Kreditinstitut, bei dem die Bankguthaben
verwahrt werden, kann jedoch ausfallen. Staatsanleihen und Geldmarktfonds kénnen sich negativ
entwickeln. Bei Beendigung des Geschéfts kdnnten die angelegten Sicherheiten nicht mehr in voller
Hohe verfugbar sein, obwohl sie von der Gesellschaft fir den Fonds in der urspriinglich gewahrten
Hohe wieder zuriick gewéhrt werden missen.Dann musste der Fonds die bei den Sicherheiten
erlittenen Verluste tragen.

Risiko bei Verbriefungspositionen ohne Selbstbehalt

Der Fonds darf Wertpapiere, die Forderungen verbriefen (Verbriefungspositionen) und nach dem
1. Januar 2011 emittiert wurden, nur noch erwerben, wenn der Forderungsschuldner mindestens
5 Prozent des Volumens der Verbriefung als sogenannten Selbstbehalt zurlickbehdalt und weitere
Vorgaben einhélt. Die Gesellschaft ist daher verpflichtet, im Interesse der Anleger Mallhahmen zur
Abhilfe einzuleiten, wenn sich Verbriefungen im Fondvermdgen befinden, die diesen EU-Standards
nicht entsprechen. Im Rahmen dieser AbhilfemaZnahmen kdnnte die Gesellschaft gezwungen sein,
solche Verbriefungspositionen zu verauRern. Aufgrund rechtlicher Vorgaben fur Banken,
Fondsgesellschaften und Versicherungen besteht das Risiko, dass die Gesellschaft solche
Verbriefungspositionen nicht oder nur mit starken Preisabschlagen bzw. mit groRRer zeitlicher
Verzogerung verkaufen kann.
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Inflationsrisiko

Die Inflation beinhaltet ein Abwertungsrisiko fiir alle Vermdgensgegenstande. Dies gilt auch fir die im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande. Die Inflationsrate kann iber dem Wertzuwachs des Fonds
liegen.

Wahrungsrisiko

Vermdgenswerte des Fonds kénnen in einer anderen Wéahrung als der Fondswahrung angelegt sein.
Der Fonds erhélt die Ertrage, Riickzahlungen und Erlése aus solchen Anlagen in der anderen Wahrung.
Fallt der Wert dieser Wahrung gegeniiber der Fondswahrung, so reduziert sich der Wert solcher
Anlagen und somit auch der Wert des Fondsvermdogens.

Konzentrationsrisiko

Erfolgt eine Konzentration der Anlage in bestimmte Vermdgensgegenstande oder Markte, dann ist der
Fonds von der Entwicklung dieser Vermdgensgegenstande oder Markte besonders stark abhangig.

Risiken im Zusammenhang mit der Investition in Investmentanteile

Die Risiken der Anteile an anderen Investmentvermégen, die fur den Fonds erworben werden
(sogenannte ,Zielfonds"), stehen in engem Zusammenhang mit den Risiken der in diesen Zielfonds
enthaltenen Vermogensgegenstande bzw. der von diesen Zielfonds verfolgten Anlagestrategien. Da
die Manager der einzelnen Zielfonds voneinander unabhéngig handeln, kann es aber auch vorkommen,
dass mehrere Zielfonds gleiche oder einander entgegengesetzte Anlagestrategien verfolgen. Hierdurch
kénnen bestehende Risiken kumulieren, und eventuelle Chancen kodnnen sich gegeneinander
aufheben. Es ist der Gesellschaft im Regelfall nicht méglich, das Management der Zielfonds zu
kontrollieren. Deren Anlageentscheidungen muissen nicht zwingend mit den Annahmen oder
Erwartungen der Gesellschaft Ubereinstimmen. Der Gesellschaft wird die aktuelle Zusammensetzung
der Zielfonds oftmals nicht zeithah bekannt sein. Entspricht die Zusammensetzung nicht ihren
Annahmen oder Erwartungen, so kann sie gegebenenfalls erst deutlich verzégert reagieren, indem sie
Zielfondsanteile zurtickgibt.

Offene Investmentvermdgen, an denen der Fonds Anteile erwirbt, kdnnten zudem zeitweise die
Rucknahme der Anteile aussetzen. Dann ist die Gesellschaft daran gehindert, die Anteile an dem
Zielfonds zu verduBern, indem sie diese gegen Auszahlung des Ricknahmepreises bei der
Verwaltungsgesellschaft oder Verwahrstelle des Zielfonds zuriickgibt.

Risiken aus dem Anlagespektrum

Unter Beachtung der durch das Gesetz und die Anlagebedingungen vorgegebenen Anlagegrundséatze
und -grenzen, die fur den Fonds einen sehr weiten Rahmen vorsehen, kann die tatsachliche
Anlagepolitik auch darauf ausgerichtet sein, schwerpunktmafig Vermégensgegenstande z. B. nur
weniger Branchen, Markte oder Regionen/Lander zu erwerben.

Diese Konzentration auf wenige spezielle Anlagesektoren kann mit Risiken (z. B. Marktenge, hohe
Schwankungsbreite innerhalb bestimmter Konjunkturzyklen) verbunden sein. Uber den Inhalt der
Anlagepolitik informiert der Jahresbericht nachtréaglich fur das abgelaufene Berichtsjahr.

Risiken der eingeschrankten oder erhdhten Liquiditat des Fonds und
Risiken im Zusammenhang mit vermehrten Zeichnungen oder Rickgaben
(Liquiditatsrisiko)

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die die Liquiditat des Fonds beeintrachtigen kénnen. Dies
kann dazu fuhren, dass der Fonds seinen Zahlungsverpflichtungen voribergehend oder dauerhaft nicht
nachkommen kann bzw. dass die Gesellschaft die Riickgabeverlangen von Anlegern voriibergehend
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oder dauerhaft nicht erfullen kann. Der Anleger kann gegebenenfalls die von ihm geplante Haltedauer
nicht realisieren und ihm kann das investierte Kapital oder Teile hiervon fur unbestimmte Zeit nicht zur
Verfigung stehen. Durch die Verwirklichung der Liquiditatsrisiken kénnte zudem der Wert des
Fondsvermdgens und damit der Anteilwert sinken, etwa wenn die Gesellschaft gezwungen ist, soweit
gesetzlich zulassig, Vermdgensgegenstande fir den Fonds unter Verkehrswert zu verauR3ern. Ist die
Gesellschaft nicht in der Lage, die Riickgabeverlangen der Anleger zu erfillen, kann dies aul3erdem
zur Aussetzung der Ricknahme und im Extremfall zur anschlieRenden Auflésung des Fonds fuhren.

Risiko aus der Anlage in Vermdgensgegenstande

Fur den Fonds durfen auch Vermodgensgegenstdnde erworben werden, die nicht an einer Borse
zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind.
Diese Vermogensgegenstande kdnnen gegebenenfalls nur mit hohen Preisabschlagen, zeitlicher
Verzégerung oder gar nicht weiterverauBert werden. Auch an einer Boérse zugelassene
Vermdgensgegenstande kénnen abhangig von der Marktlage, dem Volumen, dem Zeitrahmen und den
geplanten Kosten gegebenenfalls nicht oder nur mit hohen Preisabschlagen verau3ert werden. Obwohl
fur den Fonds nur Vermdgensgegenstande erworben werden dirfen, die grundséatzlich jederzeit
liquidiert werden kénnen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass diese zeitweise oder dauerhaft nur
mit Verlust veraufert werden kdnnen.

Risiko durch Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Kredite aufnehmen. Kredite mit einer variablen
Verzinsung kénnen sich durch steigende Zinssétze negativ auf das Fondsvermdgen auswirken. Muss
die Gesellschaft einen Kredit zuriickzahlen und kann ihn nicht durch eine Anschlussfinanzierung oder
im Fonds vorhandene Liquiditdt ausgleichen, ist sie mdglicherweise gezwungen,
Vermdgensgegenstande vorzeitig oder zu schlechteren Konditionen als geplant zu verauf3ern.

Risiken durch vermehrte Rickgaben oder Zeichnungen

Durch Kauf- und Verkaufsauftrage von Anlegern flie3t dem Fondsvermogen Liquiditat zu bzw. aus dem
Fondsvermdgen Liquiditat ab. Die Zu- und Abflisse kdnnen nach Saldierung zu einem Nettozu- oder —
abfluss der liquiden Mittel des Fonds fuihren. Dieser Nettozu- oder —abfluss kann den Fondsmanager
veranlassen, Vermdgensgegenstande zu kaufen oder zu verkaufen, wodurch Transaktionskosten
entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn durch die Zu- oder Abfliisse eine von der Gesellschaft fir den
Fonds vorgesehene Quote liquider Mittel Gber- bzw. unterschritten wird. Die hierdurch entstehenden
Transaktionskosten werden dem Fonds belastet und kénnen die Wertentwicklung des Fonds
beeintrachtigen. Bei Zuflissen kann sich eine erhdhte Fondsliquiditdét belastend auf die
Wertentwicklung des Fonds auswirken, wenn die Gesellschaft die Mittel nicht oder nicht zeithah zu
angemessenen Bedingungen anlegen kann.

Risiko bei Feiertagen in bestimmten Regionen/Landern

Nach der Anlagestrategie sollen Investitionen fir den Fonds insbesondere in bestimmten
Regionen/Landern getatigt werden.

Aufgrund lokaler Feiertage in diesen Regionen/Landern kann es zu Abweichungen zwischen den
Handelstagen an Borsen dieser Regionen/Lander und Bewertungstagen des Fonds kommen. Der
Fonds kann mdglicherweise an einem Tag, der kein Bewertungstag ist, auf Marktentwicklungen in den
Regionen/Landern nicht am selben Tag reagieren oder an einem Bewertungstag, der kein Handelstag
in diesen Regionen/Landern ist, auf dem dortigen Markt nicht handeln. Hierdurch kann der Fonds
gehindert sein, Vermdgensgegenstande in der erforderlichen Zeit zu veraufRRern. Dies kann die
Fahigkeit des Fonds nachteilig beeinflussen, Rickgabeverlangen oder sonstigen
Zahlungsverpflichtungen nachzukommen.
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Kontrahentenrisiko inklusive Kredit- und Forderungsrisiko

Nachfolgend werden die Risiken dargestellt, die sich fir den Fonds im Rahmen einer
Geschaftsbeziehung mit einer anderen Partei (sogenannte Gegenpartei) ergeben kénnen. Dabei
besteht das Risiko, dass der Vertragspartner seinen vereinbarten Verpflichtungen nicht mehr
nachkommen kann. Dies kann die Wertentwicklung des Fonds beeintréachtigen und sich damit auch
nachteilig auf den Anteilwert und das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

Adressenausfallrisiko / Gegenpartei-Risiken (aul3er zentrale Kontrahenten)

Durch den Ausfall eines Ausstellers (nachfolgend ,Emittent”) oder eines Vertragspartners (nachfolgend
.Kontrahent"), gegen den der Fonds Anspriiche hat, kénnen fir den Fonds Verluste entstehen. Das
Emittentenrisiko beschreibt die Auswirkung der besonderen Entwicklungen des jeweiligen Emittenten,
die neben den allgemeinen Tendenzen der Kapitalméarkte auf den Kurs eines Wertpapiers einwirken.
Auch bei sorgfaltiger Auswahl der Wertpapiere kann nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste durch
Vermdgensverfall von Emittenten eintreten. Die Partei eines fir Rechnung des Fonds geschlossenen
Vertrags kann teilweise oder vollstandig ausfallen (Kontrahentenrisiko). Dies gilt fur alle Vertrage, die
fur Rechnung des Fonds geschlossen werden.

Risiko durch zentrale Kontrahenten

Ein zentraler Kontrahent (Central Counterparty — ,CCP") tritt als zwischengeschaltete Institution in
bestimmte Geschéfte fur den Fonds ein, insbesondere in Geschéfte Uber derivative Finanzinstrumente.
In diesem Fall wird er als Kaufer gegentber dem Verkaufer und als Verkaufer gegentber dem Kaufer
tatig. Ein CCP sichert sich gegen das Risiko, dass seine Geschéftspartner die vereinbarten Leistungen
nicht erbringen koénnen, durch eine Reihe von Schutzmechanismen ab, die es ihm jederzeit
ermoglichen, Verluste aus den eingegangenen Geschaften auszugleichen (z.B. durch Besicherungen).
Es kann trotz dieser Schutzmechanismen nicht ausgeschlossen werden, dass ein CCP seinerseits
Uberschuldet wird und ausfallt, wodurch auch Anspriiche der Gesellschaft fir den Fonds betroffen sein
kénnen. Hierdurch kénnen Verluste fur den Fonds entstehen.

Adressenausfallrisiken bei Pensionsgeschéften

Gibt die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds Wertpapiere in Pension, so muss sie sich gegen den
Ausfall des Vertragspartners ausreichende Sicherheiten stellen lassen. Bei einem Ausfall des
Vertragspartners wahrend der Laufzeit des Pensionsgeschafts hat die Gesellschaft ein
Verwertungsrecht hinsichtlich der gestellten Sicherheiten. Ein Verlustrisiko fiir den Fonds kann daraus
folgen, dass die gestellten Sicherheiten etwa wegen steigender Kurse der in Pension gegebenen
Wertpapiere nicht mehr ausreichen, um den Rickubertragungsanspruch der Gesellschaft der vollen
Hohe nach abzudecken.

Adressenausfallrisiken bei Wertpapier-Darlehensgeschéften

Gewabhrt die Gesellschaft fur Rechnung des Fonds ein Darlehen Uber Wertpapiere, so muss sie sich
gegen den Ausfall des Vertragspartners ausreichende Sicherheiten gewéahren lassen. Der Umfang der
Sicherheitsleistung entspricht mindestens dem Kurswert der als Wertpapier-Darlehen Ubertragenen
Wertpapiere.

Der Darlehensnehmer hat weitere Sicherheiten zu stellen, wenn der Wert der als Darlehen gewahrten
Wertpapiere steigt, die Qualitat der gestellten Sicherheiten abnimmt oder eine Verschlechterung seiner
wirtschaftlichen Verhéaltnisse eintritt und die bereits gestellten Sicherheiten nicht ausreichen. Kann der
Darlehensnehmer dieser Nachschusspflicht nicht nachkommen, so besteht das Risiko, dass der
Ruckibertragungsanspruch bei Ausfall des Vertragspartners nicht vollumfanglich abgesichert ist.
Werden die Sicherheiten bei einer anderen Einrichtung als der Verwahrstelle des Fonds verwahrt,
besteht zudem das Risiko, dass diese bei Ausfall des Entleihers gegebenenfalls nicht sofort bzw. nicht
in vollem Umfang verwertet werden kdénnen.
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Operationelle und sonstige Risiken des Fonds

Im Folgenden werden Risiken dargestellt, die sich beispielsweise aus unzureichenden internen
Prozessen sowie aus menschlichem oder Systemversagen bei der Gesellschaft oder externen Dritten
ergeben kdénnen. Diese Risiken kdnnen die Wertentwicklung des Fonds beeintrachtigen und sich damit
auch nachteilig auf den Anteilwert und auf das vom Anleger investierte Kapital auswirken.

Risiken durch kriminelle Handlungen, Missstédnde oder Naturkatastrophen

Der Fonds kann Opfer von Betrug oder anderen kriminellen Handlungen werden. Er kann Verluste
durch Missverstandnisse oder Fehler von Mitarbeitern der Gesellschaft oder externer Dritter erleiden
oder durch aul3ere Ereignisse wie z.B. Naturkatastrophen geschadigt werden.

Lander- oder Transferrisiko

Es besteht das Risiko, dass ein ausléndischer Schuldner trotz Zahlungsféahigkeit aufgrund fehlender
Transferfahigkeit der Wahrung, fehlender Transferbereitschaft seines Sitzlandes, oder aus &hnlichen
Griinden, Leistungen nicht fristgerecht, iberhaupt nicht oder nur in einer anderen Wéhrung erbringen
kann. So kénnen z.B. Zahlungen, auf die die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds Anspruch hat,
ausbleiben, in einer Wahrung erfolgen, die aufgrund von Devisenbeschrédnkungen nicht (mehr)
konvertierbar ist, oder in einer anderen Wahrung erfolgen. Zahlt der Schuldner in einer anderen
Waéhrung, so unterliegt diese Position dem oben dargestellten W&hrungsrisiko.

Rechtliche und politische Risiken

Fur den Fonds dirfen Investitionen in Rechtsordnungen getétigt werden, in denen deutsches Recht
keine Anwendung findet bzw. im Fall von Rechtsstreitigkeiten der Gerichtsstand auf3erhalb
Deutschlands ist. Hieraus resultierende Rechte und Pflichten der Gesellschaft fir Rechnung des Fonds
kénnen von denen in Deutschland zum Nachteil des Fonds bzw. des Anlegers abweichen. Politische
oder rechtliche Entwicklungen einschlieRlich der Anderungen von rechtlichen Rahmenbedingungen in
diesen Rechtsordnungen kdénnen von der Gesellschaft nicht oder zu spéat erkannt werden oder zu
Beschrankungen hinsichtlich erwerbbarer oder bereits erworbener Vermégensgegenstande fihren.
Diese Folgen kénnen auch entstehen, wenn sich die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir die
Gesellschaft und/oder die Verwaltung des Fonds in Deutschland &ndern.

Anderung der steuerlichen Rahmenbedingungen, steuerliches Risiko

Die Kurzangaben Uber steuerrechtliche Vorschriften in diesem Verkaufsprospekt gehen von der derzeit
bekannten Rechtslage aus. Sie richten sich an in Deutschland unbeschrankt
einkommensteuerpflichtige oder unbeschrankt kdrperschaftsteuerpflichtige Personen. Es kann jedoch
keine Gewahr daftr tibernommen werden, dass sich die steuerliche Beurteilung durch Gesetzgebung,
Rechtsprechung oder Erlasse der Finanzverwaltung nicht andert.

Eine Anderung fehlerhaft festgestellter Besteuerungsgrundlagen des Fonds fiir vorangegangene
Geschéftsjahre (z. B. aufgrund von steuerlichen AuRenprifungen) kann bei einer fiir Anleger steuerlich
grundséatzlich nachteiligen Korrektur zur Folge haben, dass der Anleger die Steuerlast aus der Korrektur
fur vorangegangene Geschéftsjahre zu tragen hat, obwohl er unter Umstanden zu diesem Zeitpunkt
nicht in dem Fonds investiert war.

Umgekehrt kann fir den Anleger der Fall eintreten, dass ihm eine steuerlich grundsatzlich vorteilhafte
Korrektur fur das aktuelle und fur vorangegangene Geschaftsjahre, in denen er an dem Fonds beteiligt
war, nicht mehr zu Gute kommt, weil er seine Anteile vor Umsetzung der Korrektur zuriickgegeben oder
verdulert hat.

Zudem kann eine Korrektur von Steuerdaten dazu fuhren, dass steuerpflichtige Ertrdge bzw.
steuerliche Vorteile in einem anderen als dem eigentlich zutreffenden Veranlagungszeitraum steuerlich
erfasst werden und sich dies beim einzelnen Anleger negativ auswirkt.
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Schliisselpersonenrisiko

Fallt das Anlageergebnis des Fonds in einem bestimmten Zeitraum sehr positiv aus, hangt dieser Erfolg
moglicherweise auch von der Eignung der handelnden Personen und damit den richtigen
Entscheidungen des Managements ab. Die personelle Zusammensetzung des Fondsmanagements
kann sich jedoch veradndern. Neue Entscheidungstrdger kdnnen dann mdglicherweise weniger
erfolgreich agieren.

Verwahrrisiko

Mit der Verwahrung von Vermodgensgegenstanden insbesondere im Ausland ist ein Verlustrisiko
verbunden, das aus Insolvenz oder, Sorgfaltspflichtverletzungen des Verwahrers bzw. hoherer Gewalt
resultieren kann.

Risiken aus Handels- und Clearingmechanismen (Abwicklungsrisiko)

Bei der Abwicklung von Wertpapiergeschaften besteht das Risiko, dass eine der Vertragsparteien
verzégert oder nicht vereinbarungsgeman zahlt oder die Wertpapiere nicht fristgerecht liefert. Dieses
Abwicklungsrisiko besteht entsprechend auch beim Handel mit anderen Vermdgensgegenstanden flr
den Fonds.

Erlauterung des Risikoprofils des Fonds

Der Fonds ist ein Mischfonds, der sowohl in Anleihen und Geldmarktinstrumenten als auch in Aktien,
Wahrungen, Genusscheine und Derivate investiert. Der Fonds ist Giberwiegend im Euroraum investiert.
Der Fonds zeichnet sich dadurch aus, dass er aktiv und flexibel hohere Renditechancen verfolgt,
andererseits jedoch eine Begrenzung der Risiken im Rahmen der Garantiezusage bietet. Aufgrund der
Anlage des Fonds sowohl in Anleihen und Geldmarktinstrumenten als auch in Aktien, Wahrungen,
Genusscheine und Derivate sind sdmtliche der mit diesen Anlageklassen verbundenen Risiken fir das
Risikoprofil des Fonds bedeutsam.

Profil des typischen Anlegers

Die Anlage in den Generali AktivMix Dynamik Protect 80 ist nur fiir Anleger geeignet, die bereits
gewisse Erfahrungen mit Finanzmarkten gewonnen haben.

Der Anleger muss bereit und in der Lage sein, Wertschwankungen der Anteile und gegebenenfalls
einen deutlichen Kapitalverlust hinzunehmen, wobei durch den Einsatz von Werterhaltungsstrategien
versucht wird, das Verlustpotenzial zu reduzieren. Diese Wertschwankungen kdnnen allerdings dazu
fuhren, dass die Anteilwerte unter die Einstandspreise sinken und die Anleger dadurch deutliche
Kapitalverluste erleiden. Deshalb sollte der Anlagehorizont bei mindestens funf Jahren liegen.

Anlageziele, -strategie, -grundsatze und -grenzen

Anlageziel

Anlageziel des Fonds ist es, langfristig eine positive Wertentwicklung zu erzielen. Zu diesem Zweck
investiert der Fonds in Vermdgenswerte aus verschiedenen niedrig korrelierenden Assetklassen,
darunter vor allem Renten und Aktien. Dabei sollen Anlagechancen in verschiedenen Bereichen und
Markten genutzt werden, um einen hohen Grad der Diversifikation zu erreichen. Es kénnen zudem
Schwerpunkte in bestimmten Branchen, Regionen oder Assetklassen gebildet werden. Ziel ist dabei
stets, dass die Chancen der Anlage groRer als deren Risiken sind. Dazu wird das Risiko anhand
anerkannter Bewertungssystematiken strikt kontrolliert und beispielsweise durch den Einsatz von
Optionen reduziert. Gleichwohl kann nicht gewahrleistet werden, dass das Ziel der Anlagepolitik in jeder
Marktsituation erreicht werden kann. Unvorhergesehene Marktschwankungen und -entwicklungen
konnen dazu fuhren, dass der Anteilwert fallt.
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Mindestzahlungszusage

Die Gesellschaft sagt zu, dass der Anteilwert des Fonds jeweils zum letzten Bewertungstag eines jeden
Geschéftsjahres (nachfolgend als ,Stichtag” bezeichnet) nicht weniger als 80 Prozent des Anteilwertes
des letzten Bewertungstages des vorangegangenen Geschaftsjahres und mindestens 80 Prozent des
wahrend des laufenden Geschéftsjahres erreichten Hochstkurses betragt. Stichtag ist jeweils der 31.
Juli. Sollte dieser auf ein Wochenende oder einen Feiertag fallen, ist der Stichtag der letzte
Borsenhandelstag davor. Der zugesagte Anteilwert mindert sich anteilig um Quellensteuern, die in
Landern, in denen das Fondsvermégen angelegt ist, einbehalten werden und fiir die weder der
Gesellschaft noch dem Fonds ein durchsetzbarer ErmaRigungsanspruch gegeniber der auslandischen
Finanzbehotrden zusteht. Der zugesagte Anteilwert mindert sich ebenfalls anteilig um die ggf. aus dem
Fondsvermdgen gezahlte Kapitalertragsteuer und Zinsabschlagsteuer sowie andere zuklnftig
anfallende und dem Fonds direkt belastete Steuern.

Sollte dieser zugesagte Anteilwert an einem Stichtag nicht erreicht werden, so wird die Gesellschaft die
Differenz an diesem Tag aus eigenen Mitteln in das Fondsvermégen einzahlen.

Anlagegrundsatze

Bis zu 100 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in Wertpapiere nach MalRgabe von § 5 der
~Allgemeinen Anlagebedingungen” investiert werden. Die in Pension genommenen Wertpapiere sind
auf die Anlagegrenzen des § 206 Abs. 1 und 2 KAGB anzurechnen.

Bis zu 100 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in Geldmarktinstrumenten nach Mafl3gabe von § 6
der ,Allgemeinen Anlagebedingungen“ gehalten werden; Geldmarktinstrumente kénnen auch auf
Fremdwahrung lauten. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente sind auf die Grenzen des
§ 206 Abs. 1 und 2 KAGB anzurechnen.

Bis zu 100 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in Investmentanteile nach Mal3gabe von § 8 der
~Allgemeinen Anlagebedingungen” angelegt werden. Dabei kdnnen Investmentanteile jeder zuldssigen
Art erworben werden, wobei der Anteil des Fonds, der hochstens in Investmentanteilen der jeweiligen
Art gehalten werden darf, nicht beschrankt ist. Die Auswahl der Investmentanteile hat sich
insbesondere nach den Anlagebestimmungen der anderen Investmentvermdgen sowie nach Ertrags-
und/oder Wachstumsgesichtspunkten zu richten. Berucksichtigt werden miissen zudem die in den
letzten Jahres- und Halbjahresberichten der Investmentvermégen verdffentlichten Daten und
Erlauterungen zur Entwicklung der Investmentvermdgen. Die in Pension genommenen
Investmentanteile sind auf die Anlagegrenzen der 88§ 207 und 210 Abs. 3 KAGB anzurechnen.

Bis zu 100 Prozent des Wertes des Fonds dirfen in Bankguthaben nach Mal3gabe des § 7 Satz 1 der
-Allgemeinen Anlagebedingungen” gehalten werden. Hierbei sind Betrage, die die Gesellschaft als
Pensionsnehmer gezahlt hat, anzurechnen.

Die Gesellschaft darf flr das Sondervermdgen auch Derivate und Sonstige Anlageinstrumente gemaf
§ 198 KAGB erwerben.

ES KANN KEINE ZUSICHERUNG GEGEBEN WERDEN, DASS DIE ZIELE DER ANLAGEPOLITIK
TATSACHLICH ERREICHT WERDEN.

Vermogensgegenstande

Die Gesellschaft kann fir Rechnung des Fonds folgende Vermdgensgegenstande erwerben:

e Wertpapiere gemaR § 193 KAGB

e Geldmarktinstrumente gemaR § 194 KAGB

e Bankguthaben gemaR § 195 KAGB

e Investmentanteile geméaR § 196 KAGB

e Derivate gemaR § 197 KAGB

e Sonstige Anlageinstrumente gemaf § 198 KAGB.
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Die Gesellschaft darf diese Vermdgensgegensténde innerhalb der insbesondere in den Abschnitten
~Anlagegrenzen fir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Derivaten sowie
Bankguthaben“ sowie ,Investmentanteile und deren Anlagegrenzen“ dargestellten Anlagegrenzen
erwerben. Einzelheiten zu diesen Vermdgensgegenstanden und den hierflr geltenden Anlagegrenzen
sind nachfolgend dargestellt.

Wertpapiere

Die Gesellschaft darf fur Rechnung des Fonds Wertpapiere in- und auslandischer Emittenten erwerben,

1. wenn sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union (,EU") oder in einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum (,EWR®) zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind,

2. wenn sie ausschliel3lich an einer Bérse aufRerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder aul3erhalb der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem
dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
sofern die BaFin die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes zugelassen hat.

Wertpapiere aus Neuemissionen dirfen erworben werden, wenn nach ihren Ausgabebedingungen die
Zulassung an oder Einbeziehung in eine der unter 1. und 2. genannten Bdrsen oder organisierten
Markte beantragt werden muss, und die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach
Ausgabe erfolgt.

Als Wertpapiere in diesem Sinne gelten auch

e Anteile an geschlossenen Investmentvermdgen in Vertrags- oder Gesellschaftsform, die einer
Kontrolle durch die Anteilseigner unterliegen (sog. Unternehmenskontrolle), d.h. die Anteilseigner
missen Stimmrechte in Bezug auf wesentliche Entscheidungen haben, sowie das Recht die
Anlagepolitik mittels angemessener Mechanismen zu kontrollieren. Das Investmentvermdgen
muss zudem von einem Rechtstrager verwaltet werden, der den Vorschriften fur den Anlegerschutz
unterliegt, es sei denn das Investmentvermdgen ist in Gesellschaftsform aufgelegt und die Tatigkeit
der Vermogensverwaltung wird nicht von einem anderen Rechtstrager wahrgenommen.

e Finanzinstrumente, die durch andere Vermdgenswerte besichert oder an die Entwicklung anderer
Vermdgenswerte gekoppelt sind. Soweit in solche Finanzinstrumente Komponenten von Derivaten
eingebettet sind, gelten weitere Anforderungen, damit die Gesellschaft diese als Wertpapiere
erwerben darf.

Die Wertpapiere dirfen nur unter folgenden Voraussetzungen erworben werden:

e Der potentielle Verlust, der dem Fonds entstehen kann, darf den Kaufpreis des Wertpapiers nicht
Ubersteigen. Eine Nachschusspflicht darf nicht bestehen.

e Eine mangelnde Liquiditat des vom Fonds erworbenen Wertpapiers darf nicht dazu fuhren, dass
der Fonds den gesetzlichen Vorgaben Uber die Rlicknahme von Anteilen nicht mehr nachkommen
kann. Dies gilt unter Berlicksichtigung der gesetzlichen Mdglichkeit, in besonderen Féllen die
Anteilricknahme aussetzen zu kénnen (vgl. den Abschnitt ,Anteile — Ausgabe und Riicknahme von
Anteilen sowie — Aussetzung der Anteilricknahme®).

e Eine verlassliche Bewertung des Wertpapiers durch exakte, verlassliche und géngige Preise muss
verfugbar sein; diese missen entweder Marktpreise sein oder von einem Bewertungssystem
gestellt worden sein, das von dem Emittenten des Wertpapiers unabhangig ist.

e Uber das Wertpapier miissen angemessene Informationen verfugbar sein, in Form von
regelméanigen, exakten und umfassenden Informationen des Marktes Uber das Wertpapier oder ein
gegebenenfalls dazugehdriges, d.h. in dem Wertpapier verbrieftes Portfolio.

e Das Wertpapier ist handelbar.
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e Der Erwerb des Wertpapiers steht im Einklang mit den Anlagezielen bzw. der Anlagestrategie des
Fonds.

e Die Risiken des Wertpapiers werden durch das Risikomanagement des Fonds in angemessener
Weise erfasst.

Wertpapiere dirfen zudem in folgender Form erworben werden:

e Aktien, die dem Fonds bei einer Kapitalerhéhung aus Gesellschaftsmitteln zustehen.

e Wertpapiere, die in Austibung von zum Fonds gehérenden Bezugsrechten erworben werden.

Als Wertpapiere in diesem Sinn dirfen fir den Fonds auch Bezugsrechte erworben werden, sofern sich
die Wertpapiere, aus denen die Bezugsrechte herrithren, im Fonds befinden kdnnen.

Geldmarktinstrumente

Die Gesellschaft darf vorbehaltlich des § 198 KAGB fiir Rechnung des Fonds in Geldmarktinstrumente
investieren, die Ublicherweise auf dem Geldmarkt gehandelt werden, sowie in verzinsliche Wertpapiere,
die alternativ

e zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fir den Fonds eine Laufzeit oder Restlaufzeit von héchstens 397
Tagen haben.

e zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fur den Fonds eine Laufzeit oder Restlaufzeit haben, die langer als
397 Tage ist, deren Verzinsung aber nach den Emissionsbedingungen regelmaRig, mindestens
einmal in 397 Tagen marktgerecht angepasst werden muss.

e deren Risikoprofil dem Risikoprofil von Wertpapieren entspricht, die das Kriterium der Restlaufzeit
oder das der Zinsanpassung erftillen.

Fiir den Fonds dirfen Geldmarktinstrumente erworben werden, wenn sie

1. aneiner Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
Uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,
2. ausschlieB3lich an einer Borse aufRerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens uber den EWR zum Handel zugelassen oder in einem dieser
Staaten an einem organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, sofern die BaFin
die Wahl dieser Borse oder dieses Marktes zugelassen hat,
3. von der EU, dem Bund, einem Sondervermdgen des Bundes, einem Land, einem anderen
Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen Gebietskdrperschaft
oder der Zentralbank eines Mitgliedstaats der EU, der Europaischen Zentralbank oder der
Européischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem
Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internationalen 6ffentlich-rechtlichen Einrichtung,
der mindestens ein Mitgliedstaat der EU angehort, begeben oder garantiert werden,
4. von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Nummern 1 und
2 bezeichneten Markten gehandelt werden,
5. von einem Kreditinstitut begeben oder garantiert werden, das nach dem Recht der EU festgelegten
Kriterien einer Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die
nach Auffassung der BaFin denjenigen des Gemeinschaftsrechts gleichwertig sind, unterliegt und
diese einhélt, oder
6. von anderen Emittenten begeben werden und es sich bei dem jeweiligen Emittenten
a)um ein Unternehmen mit einem Eigenkapital von mindestens 10 Millionen Euro handelt, das
seinen Jahresabschluss nach der Europdischen Richtlinie Uber den Jahresabschluss von
Kapitalgesellschaften erstellt und verdoffentlicht, oder

b)um einen Rechtstrager handelt, der innerhalb einer eine oder mehrere bérsennotierte
Gesellschaften umfassenden Unternehmensgruppe fiir die Finanzierung dieser Gruppe
zustandig ist, oder
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¢) um einen Rechtstrager handelt, der Geldmarktinstrumente emittiert, die durch Verbindlichkeiten
unterlegt sind, durch Nutzung einer von einer Bank eingeraumten Kreditlinie. Dies sind Produkte,
bei denen Kreditforderungen von Banken in Wertpapieren verbrieft werden (sogenannte Asset
Backed Securities).

Samtliche genannten Geldmarktinstrumente durfen nur erworben werden, wenn sie liquide sind und
sich ihr Wert jederzeit genau bestimmten lasst. Liquide sind Geldmarktinstrumente, die sich innerhalb
hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten verauf3ern lassen. Hierbei ist die Verpflichtung der
Gesellschaft zu berticksichtigen, Anteile am Fonds auf Verlangen der Anleger zuriickzunehmen und
hierfir in der Lage zu sein, solche Geldmarktinstrumente entsprechend kurzfristig veraufRern zu
kénnen. Fir die Geldmarktinstrumente muss zudem ein exaktes und verlassliches Bewertungssystem
existieren, das die Ermittlung des Nettobestandswerts des Geldmarktinstruments ermdglicht und auf
Marktdaten basiert oder Bewertungsmodellen (einschlieBlich Systemen, die auf fortgefuhrten
Anschaffungskosten beruhen). Das Merkmal der Liquiditat gilt fir Geldmarktinstrumente als erfiillt,
wenn diese an einem organisierten Markt innerhalb des EWR zugelassen oder in diesen einbezogen
sind oder an einem organisierten Markt aul3erhalb des EWR zugelassen oder in diesen einbezogen
sind, sofern die BaFin die Wahl dieses Marktes zugelassen hat. Dies gilt nicht, wenn der Gesellschaft
Hinweise vorliegen, die gegen die hinreichende Liquiditat der Geldmarktinstrumente sprechen.

Fir Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Borse notiert oder an einem geregelten Markt zum Handel
zugelassen sind (siehe oben unter Nr. 3 bis 6), muss zudem die Emission oder der Emittent dieser
Instrumente Vorschriften Uber den Einlagen- und Anlegerschutz unterliegen. So mussen fur diese
Geldmarktinstrumente angemessene Informationen vorliegen, die eine angemessene Bewertung der
mit den Instrumenten verbundenen Kreditrisiken ermdglichen und die Geldmarktinstrumente missen
frei Ubertragbar sein. Die Kreditrisiken konnen etwa durch eine Kreditwirdigkeitsprifung einer Rating-
Agentur bewertet werden.

Fur diese Geldmarktinstrumente gelten weiterhin die folgenden Anforderungen, es sei denn, sie sind
von der Europdischen Zentralbank oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der EU begeben oder
garantiert worden:

e Werden sie von folgenden (oben unter Nr. 3 genannten) Einrichtungen begeben oder garantiert:

der EU,

dem Bund,

einem Sondervermdgen des Bundes,

einem Land,

einem anderen Mitgliedstaat,

einer anderen zentralstaatlichen Gebietskorperschatft,

der Europdischen Investitionsbank,

einem Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses

Bundesstaates

0 einer internationalen dffentlich-rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der EU
angehort,

missen angemessene Informationen tber die Emission bzw. das Emissionsprogramm oder ber

die rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten vor der Emission des Geldmarktinstruments

vorliegen.

O OO0 O0OO0OO0oOOo

e Werden sie von einem im EWR beaufsichtigten Kreditinstitut begeben oder garantiert (s.o. unter
Nr. 5), so mussen angemessene Informationen Uber die Emission bzw. das Emissionsprogramm
oder Uber die rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten vor der Emission des
Geldmarktinstruments vorliegen, die in regelméRigen Abstdnden und bei signifikanten
Begebenheiten aktualisiert werden. Zudem muissen Uuber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit
der Anlage verbundenen Kreditrisiken erméglichen.
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e Werden sie von einem Kreditinstitut begeben, das auRerhalb des EWR Aufsichtsbestimmungen
unterliegt, die nach Ansicht der BaFin den Anforderungen innerhalb des EWR an ein Kreditinstitut
gleichwertig sind, so ist eine der folgenden Voraussetzungen zu erfillen:

o Das Kreditinstitut unterhalt einen Sitz in einem zur sogenannten Zehnergruppe
(Zusammenschluss der wichtigsten fllhrenden Industrieldnder — G10) gehérenden
Mitgliedstaat der Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(nachfolgend ,OECD").

o Das Kreditinstitut verfiigt mindestens tber ein Rating mit einer Benotung, die als sogenanntes
.Investment-Grade“ qualifiziert. Als ,Investment-Grade" bezeichnet man eine Benotung mit
.BBB" bzw. ,Baa“ oder besser im Rahmen der Kreditwirdigkeitsprifung durch eine Rating-
Agentur.

o Mittels einer eingehenden Analyse des Emittenten kann nachgewiesen werden, dass die fur
das Kreditinstitut geltenden Aufsichtsbestimmungen mindestens so streng sind wie die des
Rechts der EU.

e Furdie tbrigen Geldmarktinstrumente, die nicht an einer Borse notiert oder einem geregelten Markt
zum Handel zugelassen sind (siehe oben unter Nr. 4 und 6 sowie die Ubrigen unter Nr. 3
genannten), mussen angemessene Informationen Uber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm sowie Uber die rechtliche und finanzielle Situation des Emittenten vor der
Emission des Geldmarktinstruments vorliegen, die in regelméaRigen Abstdnden und bei
signifikanten  Begebenheiten aktualisiert und durch qualifizierte, vom Emittenten
weisungsunabhangige Dritte, gepruft werden. Zudem missen Uber die Emission bzw. das
Emissionsprogramm Daten (z.B. Statistiken) vorliegen, die eine angemessene Bewertung der mit
der Anlage verbundenen Kreditrisiken ermdglichen.

Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds nur Bankguthaben halten, die eine Laufzeit von
hdchstens zwélf Monaten haben. Diese Guthaben sind auf Sperrkonten bei Kreditinstituten mit Sitz in
einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den EWR zu
fuhren. Sie kdnnen auch bei Kreditinstituten mit Sitz in einem Drittstaat unterhalten werden, dessen
Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der BaFin denjenigen des Rechts der EU gleichwertig sind.
Die Bankguthaben dirfen auch auf Fremdwéahrung lauten.

Sonstige Vermodgensgegenstande und deren Anlagegrenzen

Bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds darf die Gesellschaft insgesamt in folgende sonstige
Vermdgensgegenstande anlegen:

e Wertpapiere, die nicht zum Handel an einer Boérse zugelassen oder an einem anderen organisierten
Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, jedoch grundséatzlich die Kriterien fir
Wertpapiere erfiillen. Abweichend von den gehandelten bzw. zugelassenen Wertpapieren muss
die verlassliche Bewertung fir diese Wertpapiere in Form einer in regelméaRigen Abstanden
durchgefiihrten Bewertung verfugbar sein, die aus Informationen des Emittenten oder aus einer
kompetenten Finanzanalyse abgeleitet wird. Angemessene Information Uber das nicht
zugelassene bzw. nicht einbezogene Wertpapier oder gegebenenfalls das zugehorige, d.h. in dem
Wertpapier verbriefte Portfolio muss in Form einer regelméafigen und exakten Information fur den
Fonds verfligbar sein.

e Geldmarktinstrumente von Emittenten, die nicht den oben genannten Anforderungen geniigen,
wenn sie liquide sind und sich ihr Wert jederzeit genau bestimmten lasst. Liquide sind
Geldmarktinstrumente, die sich innerhalb hinreichend kurzer Zeit mit begrenzten Kosten veraufRern
lassen. Hierbei ist die Verpflichtung der Gesellschaft zu berticksichtigen, Anteile am Fonds auf
Verlangen der Anleger zurickzunehmen wund hierfur in der Lage zu sein, solche
Geldmarktinstrumente  entsprechend  kurzfristig  verauern zu  kdnnen. Fur die
Geldmarktinstrumente muss zudem ein exaktes und verlassliches Bewertungssystem existieren,
das die Ermittlung des Nettobestandswerts des Geldmarktinstruments ermdglicht und auf
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Marktdaten basiert oder auf Bewertungsmodellen (einschlie3lich Systeme, die auf fortgefiihrten
Anschaffungskosten beruhen). Das Merkmal der Liquiditat gilt fur Geldmarktinstrumente erfillt,
wenn diese an einem organisierten Markt innerhalb des EWR zugelassen oder in diesen
einbezogen sind oder an einem organisierten Markt auRerhalb des EWR zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, sofern die BaFin die Wahl dieses Marktes zugelassen hat.

e Aktien aus Neuemissionen, wenn nach deren Ausgabebedingungen

o0 deren Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den EWR zum Handel oder deren Zulassung an einem
organisierten Markt oder deren Einbeziehung in diesen in einem Mitgliedstaat der EU oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tUber den EWR zu beantragen ist, oder

o0 deren Zulassung an einer Borse zum Handel oder deren Zulassung an einem organisierten
Markt oder die Einbeziehung in diesen aufRerhalb der Mitgliedstaaten der EU oder aufRerhalb
der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den EWR zu beantragen ist, sofern die
Wabhl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der BaFin zugelassen ist, sofern

die Zulassung oder Einbeziehung innerhalb eines Jahres nach der Ausgabe erfolgt.

e Schuldscheindarlehen, die nach dem Erwerb fir den Fonds mindestens zweimal abgetreten
werden kdnnen und von einer der folgenden Einrichtungen gewahrt wurden:

a) dem Bund, einem Sondervermdégen des Bundes, einem Land, der EU oder einem Mitgliedstaat
der OECD,

b) einer anderen inlandischen Gebietskdrperschaft oder einer Regionalregierung oder 6rtlichen
Gebietskorperschaft eines anderen Mitgliedstaats der EU oder eines anderen Vertragsstaats
des Abkommens Uber den EWR, sofern die Forderung nach der Verordnung Uber
Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen in derselben Weise behandelt
werden kann wie eine Forderung an den Zentralstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die
Regionalregierung oder die Gebietskérperschaft ansassig ist,

c) sonstigen Korperschaften oder Anstalten des 6ffentlichen Rechts mit Sitz im Inland oder in
einem anderen Mitgliedstaat der EU oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens uber
den EWR,

d) Unternehmen, die Wertpapiere ausgegeben haben, die an einem organisierten Markt innerhalb
des EWR zum Handel zugelassen sind oder die an einem sonstigen geregelten Markt, der die
wesentlichen Anforderungen an geregelte Markte im Sinne der Richtlinie Gber Markte fir
Finanzinstrumente in der jeweils geltenden Fassung erfillt, zum Handel zugelassen sind, oder

e) anderen Schuldnern, sofern eine der in Buchstabe a) bis c) bezeichneten Stellen die
Gewabhrleistung fir die Verzinsung und Rickzahlung Glbernommen hat.

Anlagegrenzen fir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz
von Derivaten sowie Bankguthaben

Allgemeine Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf in Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten (Schuldners) bis
zu 10 Prozent des Wertes des Fonds anlegen. Dabei darf der Gesamtwert der Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente dieser Emittenten (Schuldner) 40 Prozent des Fonds nicht Gibersteigen. Daruber
hinaus darf die Gesellschaft lediglich jeweils 5 Prozent des Wertes des Fonds in Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten angelegen. In Pension genommene Wertpapiere werden
auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Fonds in Bankguthaben bei je einem
Kreditinstitut anlegen.

Anlagegrenze fur Schuldverschreibungen mit besonderer Deckungsmasse

Die Gesellschaft darf jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des Fonds in Pfandbriefe,
Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibungen anlegen, die ein Kreditinstitut mit Sitz
in einem Mitgliedstaat der EU oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tber den EWR
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ausgegeben hat. Voraussetzung ist, dass die mit den Schuldverschreibungen aufgenommenen Mittel
so angelegt werden, dass sie die Verbindlichkeiten der Schuldverschreibungen tber deren ganze
Laufzeit decken und vorranging fir die Rickzahlungen und die Zinsen bestimmt sind, wenn der
Emittent der Schuldverschreibungen ausfallt. Sofern in solche Schuldverschreibungen desselben
Emittenten mehr als 5 Prozent des Wertes des Fonds angelegt werden, darf der Gesamtwert solcher
Schuldverschreibungen 80 Prozent des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen. In Pension genommenen
Wertpapiere werden auf diese Anlagegrenze angerechnet.

Anlagegrenzen fur ¢ffentliche Emittenten

In Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente besonderer nationaler
und supranationaler 6ffentlicher Emittenten darf die Gesellschaft jeweils bis zu 35 Prozent des Wertes
des Fonds anlegen. Zu diesen offentlichen Emittenten zéhlen der Bund, die Bundeslander,
Mitgliedstaaten der EU oder deren Gebietskorperschaften, Drittstaaten sowie supranationale
offentliche Einrichtungen denen mindestens ein EU-Mitgliedstaat angehort.

Kombination von Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf hdchstens 20 Prozent des Wertes des Fonds in eine Kombination der folgenden
Vermdgensgegenstande anlegen:

e von ein und derselben Einrichtung begebene Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente,

e Einlagen bei dieser Einrichtung, d.h. Bankguthaben,

e Anrechnungsbetrdge fir das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen
Geschéfte in Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschéften.

Bei besonderen offentlichen Emittenten (siehe Abschnitt ,Anlageziele, -strategie,- grundséatze und —

grenzen; Anlagegrenzen fur Wertpapiere und Geldmarktinstrumente auch unter Einsatz von Derivaten

sowie Bankguthaben — Anlagegrenzen fir offentliche Emittenten®) darf eine Kombination der

vorgenannten Vermdgensgegenstande 35 Prozent des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen.

Die jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben unberihrt.
Anlagegrenzen unter Einsatz von Derivaten

Die Betrage von Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten eines Emittenten, die auf die vorstehend
genannten Grenzen angerechnet werden, konnen durch den Einsatz von marktgegenlaufigen
Derivaten reduziert werden, welche Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente desselben Emittenten
zum Basiswert haben. Fir Rechnung des Fonds dirfen also Gber die vorgenannten Grenzen hinaus
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente eines Emittenten erworben werden, wenn das dadurch
gesteigerte Emittentenrisiko durch Absicherungsgeschafte wieder gesenkt wird.

Investmentanteile und deren Anlagegrenzen

Die Gesellschaft darf bis zu 100 Prozent des Wertes des Fonds in Anteile an Zielfonds investieren,
sofern diese offene in- und auslandische Investmentvermdgen sind. Die Gesellschaft erwirbt fir den
Fonds potentiell Anteile an Zielfonds mit Sitz in allen Vertragsstaaten des Europaischen
Wirtschaftsraums.

Die Zielfonds dirfen nach ihren Anlagebedingungen oder ihrer Satzung héchstens bis zu 10 Prozent
in Anteile an anderen offenen Investmentvermdgen investieren. Fur Anteile an AIF gelten dariber
hinaus folgende Anforderungen:

e Der Zielfonds muss nach Rechtsvorschriften zugelassen worden sein, die ihn einer wirksamen
offentlichen Aufsicht zum Schutz der Anleger unterstellen, und es muss eine ausreichende Gewahr
fur eine befriedigende Zusammenarbeit zwischen der BaFin und der Aufsichtsbehdrde des
Zielfonds bestehen.
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e Das Schutzniveau der Anleger muss gleichwertig zu dem Schutzniveau eines Anlegers in einem
inlandischen OGAW sein, insbesondere im Hinblick auf Trennung von Verwaltung und Verwahrung
der Vermdgensgegenstande, fir die Kreditaufnahme und -gewahrung sowie fiir Leerverkaufe von
Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten.

e Die Geschéaftstatigkeit des Zielfonds muss Gegenstand von Jahres- und Halbjahresberichten sein
und den Anlegern erlauben, sich ein Urteil Uber das Vermdgen und die Verbindlichkeiten sowie die
Ertrage und die Transaktionen im Berichtszeitraum zu bilden.

e Der Zielfonds muss ein Publikumsfonds sein, bei dem die Anzahl der Anteile nicht zahlenmafig
begrenzt ist und die Anleger ein Recht zur Riickgabe der Anteile haben.

In Anteile an einem einzigen Zielfonds durfen nur bis zu 20 Prozent des Wertes des Fonds angelegt
werden. In AlF dirfen insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des Fonds angelegt werden. Die
Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile eines
Zielfonds erwerben.

Zielfonds konnen im gesetzlichen Rahmen zeitweise die Ricknahme von Anteilen aussetzen. Dann
kann die Gesellschaft die Anteile an dem Zielfonds nicht bei der Verwaltungsgesellschaft oder
Verwahrstelle des Zielfonds gegen Auszahlung des Riicknahmepreises zuriickgeben (siehe auch den
Abschnitt ,Risikohinweise — Risiken im Zusammenhang mit der Investition in Investmentanteile®). Auf
der Internetseite www.geninvest.de ist aufgefihrt, ob und in welchem Umfang der Fonds Anteile von
Zielfonds halt, die derzeit die Ricknahme von Anteilen ausgesetzt haben

Derivate

Die Gesellschaft darf fir den Fonds als Teil der Anlagestrategie Geschéfte mit Derivaten tatigen.
Dies schlieRt Geschéafte mit Derivaten zur effizienten Portfoliosteuerung und zur Erzielung von
Zusatzertragen, d. h. auch zu spekulativen Zwecken, ein. Dadurch kann sich das Verlustrisiko
des Fonds zumindest zeitweise erhdhen.

Ein Derivat ist ein Instrument, dessen Preis von den Kursschwankungen oder den Preiserwartungen
anderer Vermdgensgegenstande (,Basiswert’) abhéngt. Die nachfolgenden Ausfihrungen beziehen
sich sowohl auf Derivate als auch auf Finanzinstrumente mit derivativer Komponente (nachfolgend
zusammen ,Derivate").

Durch den Einsatz von Derivaten darf sich das Marktrisiko des Fonds hdchstens verdoppeln
(,Marktrisikogrenze"). Marktrisiko ist das Verlustrisiko, das aus Schwankungen beim Marktwert von im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstanden resultiert, die auf Veranderungen von variablen Preisen
bzw. Kursen des Marktes wie Zinssatzen, Wechselkursen, Aktien- und Rohstoffpreisen oder auf
Veranderungen bei der Bonitdt eines Emittenten zurlickzufuhren sind. Die Gesellschaft hat die
Marktrisikogrenze laufend einzuhalten.

Die Auslastung der Marktrisikogrenze hat sie taglich nach gesetzlichen Vorgaben zu ermitteln; diese
ergeben sich aus der Verordnung Uber Risikomanagement und Risikomessung beim Einsatz von
Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschéften in Investmentvermégen nach dem
Kapitalanlagegesetzbuch (nachfolgend ,Derivateverordnung®).

Zur Ermittlung der Auslastung der Marktrisikogrenze wendet die Gesellschaft den sogenannten
einfachen Ansatz im Sinne der Derivateverordnung an. Sie summiert die Anrechnungsbetrage aller
Derivate sowie Wertpapierdarlehen und Pensionsgeschéafte auf, die zur Steigerung des
Investitionsgrades fiihren. Als Anrechnungsbetrag fiir Derivate und Finanzinstrumente mit derivativen
Komponenten wird grundsatzlich der Marktwert des Basiswerts zugrunde gelegt. Die Summe der
Anrechnungsbetrége fur das Marktrisiko durch den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit
derivativen Komponenten darf den Wert des Fondsvermdégens nicht Giberschreiten.

Die Gesellschaft darf regelmaf3ig nur Derivate erwerben, wenn sie fir Rechnung des Fonds die
Basiswerte dieser Derivate erwerben durfte oder wenn die Risiken, die diese Basiswerte
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reprasentieren, auch durch Vermoégensgegenstidnde im Investmentvermdgen héatten entstehen
kénnen, die die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds erwerben darf. Die Gesellschaft darf fir
Rechnung des Fonds erwerben:

e Grundformen von Derivaten

¢ Kombinationen aus diesen Derivaten

e Kombinationen aus diesen Derivaten mit anderen Vermdgensgegenstéanden, die fir den Fonds
erworben werden dirfen

Die Gesellschaft kann alle im Fonds enthaltenen Marktrisiken, die auf dem Einsatz von Derivaten
beruhen, hinreichend genau erfassen und messen.

Die Gesellschaft geht bis auf Weiteres keine OTC-Derivatgeschafte fur Rechnung des
Sondervermdgens ein. Es werden fir Rechnung des Sondervermégens nur bérsengehandelte Derivate
abgeschlossen:

Folgende Arten von Derivaten darf die Gesellschaft fir Rechnung des Fonds erwerben:

a) Terminkontrakte auf Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Zinssatze, Wechselkurse oder
Wahrungen sowie Finanzindices, die hinreichend diversifiziert sind, eine adaquate
Bezugsgrundlage fur den Markt darstellen, auf den sie sich beziehen, sowie in angemessener
Weise veroffentlicht werden (,Qualifizierte Finanzindices").

b) Optionen oder Optionsscheine auf Wertpapiere, Geldmarktinstrumente, Zinssatze, Wechselkurse
oder Wahrungen und auf Terminkontrakte nach Buchstabe a) sowie Qualifizierte Finanzindices,
wenn die Optionen oder Optionsscheine die folgenden Eigenschaften ausweisen:

i) eine Auslbung ist entweder wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit
maoglich, und

i) der Optionswert hangt zum Ausubungszeitpunkt linear von der positiven oder negativen
Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die
Differenz das andere Vorzeichen hat;

C) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps,

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die unter Buchstabe b) beschriebenen
Eigenschaften aufweisen (Swaptions),

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default
Swaps),

Ein vernachlassigbarer Anteil der Anlagestrategie darf auf einer sogenannten komplexen Strategie
basieren. Die Gesellschaft darf au3erdem einen vernachlassigbaren Anteil in komplexe Derivate
investieren. Von einem vernachlassigbaren Anteil ist auszugehen, wenn dieser unter Zugrundelegung
des maximalen Verlustes ein Prozent des Wertes des Fonds nicht Gbersteigt.

Durch den Einsatz von Derivaten darf der Risikobetrag fiir das Marktrisiko des Fonds zu keinem
Zeitpunkt das Zweifache des Risikobetrags fur das Marktrisiko des zugehorigen derivatefreien
Vergleichsvermdgens lbersteigen.

Terminkontrakte

Terminkontrakte sind fiir beide Vertragspartner unbedingt verpflichtende Vereinbarungen, zu einem
bestimmten Zeitpunkt, dem Féalligkeitsdatum, oder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, eine
bestimmte Menge eines bestimmten Basiswerts zu einem im Voraus bestimmten Preis zu kaufen bzw.
zu verkaufen. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds im Rahmen der Anlagegrundsétze
Terminkontrakte auf fir den Fonds erwerbbare Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, Zinsséatze,
Wechselkurse oder Wahrungen sowie auf Qualifizierte Finanzindices abschlieRen.
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Optionsgeschafte

Optionsgeschéfte beinhalten, dass einem Dritten gegen Entgelt (Optionspréamie) das Recht eingeraumt
wird, wéhrend einer bestimmten Zeit oder am Ende eines bestimmten Zeitraums zu einem von
vornherein  vereinbarten Preis (Basispreis) die Lieferung oder die Abnahme von
Vermdgensgegenstanden oder die Zahlung eines Differenzbetrags zu verlangen, oder auch
entsprechende Optionsrechte zu erwerben.

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds im Rahmen der Anlagegrundséatze Kaufoptionen und
Verkaufsoptionen kaufen und verkaufen sowie mit Optionsscheinen handeln. Die Optionsgeschéfte
mussen sich auf Wertpapiere und Geldmarktinstrumente, Zinssatze, Wechselkurse oder Wéhrungen
sowie auf Finanzindizes beziehen, die hinreichend diversifiziert sind, eine adaquate Bezugsgrundlage
fur den Markt darstellen, auf den sie sich beziehen, sowie in angemessener Weise veroffentlicht werden
Die Optionen oder Optionsscheine missen eine Austubung wahrend der gesamten Laufzeit oder zum
Ende der Laufzeit vorsehen. Zudem muss der Optionswert zum Auslbungszeitpunkt linear von der
positiven oder negativen Differenz zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts abhangen und
null werden, wenn die Differenz das andere Vorzeichen hat.]

Swaps

Swaps sind Tauschvertrdge, bei denen die dem Geschéft zugrunde liegenden Zahlungsstrome oder
Risiken zwischen den Vertragspartnern ausgetauscht werden. Die Gesellschaft darf fir Rechnung des
Fonds im Rahmen der Anlagegrundsatze Zinsswaps, Wahrungsswaps, Zins-Wahrungsswaps und
Varianzswaps abschlieRen.

Swaptions

Swaptions sind Optionen auf Swaps. Eine Swaption ist das Recht, nicht aber die Verpflichtung, zu
einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer bestimmten Frist in einen hinsichtlich der Konditionen
genau spezifizierten Swap einzutreten. Im Ubrigen gelten die im Zusammenhang mit
Optionsgeschéaften dargestellten Grundsétze. Die Gesellschaft darf fiir Rechnung des Fonds nur solche
Swaptions abschlief3en, die sich aus den oben beschriebenen Optionen und Swaps zusammensetzen.

Credit Default Swaps

Credit Default Swaps sind Kreditderivate, die es ermoéglichen, ein potenzielles Kreditausfallvolumen auf
andere zu Ubertragen. Im Gegenzug zur Ubernahme des Kreditausfallrisikos zahlt der Verkaufer des
Risikos eine Pramie an seinen Vertragspartner.. Im Ubrigen gelten die Ausfilhrungen zu Swaps
entsprechend.In Wertpapieren verbriefte Finanzinstrumente

Die Gesellschaft kann fur Rechnung des Fonds die vorstehend beschriebenen Finanzinstrumente auch
erwerben, wenn diese in Wertpapieren verbrieft sind. Dabei konnen die Geschéfte, die
Finanzinstrumente zum Gegenstand haben, auch nur teilweise in Wertpapieren enthalten sein (z. B.
Optionsanleihen).

Die Aussagen zu Chancen und Risiken gelten fur solche verbrieften Finanzinstrumente entsprechend,
jedoch mit der Maf3gabe, dass das Verlustrisiko bei verbrieften Finanzinstrumenten auf den Wert des
Wertpapiers beschrankt ist.

OTC-Derivatgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds sowohl Derivatgeschéfte tatigen, die an einer Bérse zum
Handel zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind, als auch auBerboérsliche Geschéafte, sogenannte over-the-counter (OTC)-Geschéfte.
Derivatgeschafte, die nicht zum Handel an einer Bodrse zugelassen oder an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind, darf die Gesellschaft nur mit
geeigneten Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Basis standardisierter
Rahmenvertrage tatigen. Bei auBerbdrslich gehandelten Derivaten wird das Kontrahentenrisiko
bezlglich eines Vertragspartners auf 5 Prozent des Wertes des Fonds beschrankt. Ist der
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Vertragspartner ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der EU, in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens iber den EWR oder einem Drittstaat mit vergleichbarem Aufsichtsniveau, so darf das
Kontrahentenrisiko bis zu 10 Prozent des Wertes des Fonds betragen. AulRerbérslich gehandelte
Derivatgeschéfte, die mit einer zentralen Clearingstelle einer Bérse oder eines anderen organisierten
Marktes als Vertragspartner abgeschlossen werden, werden auf die Kontrahentengrenzen nicht
angerechnet, wenn die Derivate einer taglichen Bewertung zu Marktkursen mit téaglichem Margin-
Ausgleich unterliegen. Anspriiche des Fonds gegen einen Zwischenhandler sind jedoch auf die
Grenzen anzurechnen, auch wenn das Derivat an einer Borse oder an einem anderen organisierten
Markt gehandelt wird.

Wertpapier-Darlehensgeschafte

Die im Fonds gehaltenen Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile kdnnen
darlehensweise gegen marktgerechtes Entgelt an Dritte Ubertragen werden. Die fir Wertpapier-
Darlehensgeschéfte geeignete Dritte missen nach der Liste der zuassigen Gegenparteien erlaubt sein.
Das Mindestrating fir Gegenparteien basend auf dem Schlussrating nach MalRgabe einer
Konzernrichtliniendefinition ist BBB. Hierbei kann der gesamte Bestand des Fonds an Wertpapieren,
Geldmarktinstrumenten und Investmentanteilen nur auf unbestimmte Zeit als Wertpapier-Darlehen an
Dritte Ubertragen werden. Die Gesellschaft erwartet, dass derzeit im Regelfall nicht mehr als 0 % des
Fondsvermdgens Gegenstand von Darlehengsgeschéften sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschétzter
Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann. Bis auf Weiteres werden keine Wertpapier-
Darlehensgeschéafte von der Gesellschaft fir Rechnung des Sondervermdgens getatigt.

Die Gesellschaft hat jederzeit die Méglichkeit, das Darlehensgeschéft zu kiindigen. Es muss vertraglich
vereinbart werden, dass nach Beendigung des Darlehensgeschafts dem Fonds Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gleicher Art, Gite und Menge innerhalb der dblichen
Abwicklungszeit zuriick lbertragen werden. Voraussetzung fiir die darlehensweise Ubertragung ist,
dass dem Fonds ausreichende Sicherheiten gewahrt werden. Hierzu kénnen Guthaben abgetreten
bzw. Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente Ubereignet werden. Die Ertrdge aus der Anlage der
Sicherheiten stehen dem Fonds zu.

Der Darlehensnehmer ist auerdem verpflichtet, die Zinsen aus darlehensweise erhaltenen
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten oder Investmentanteilen bei Falligkeit an die Verwahrstelle fir
Rechnung des Fonds zu zahlen. Alle an einen einzelnen Darlehensnehmer Ubertragenen Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente oder Investmentanteile durfen 10 Prozent des Wertes des Fonds nicht
Ubersteigen.

Die Gesellschaft kann sich eines organisierten Systems zur Vermittiung und Abwicklung von Wertpa-
pier-Darlehen bedienen. Bei der Vermittlung und Abwicklung von Wertpapier-Darlehen Uber das or-
ganisierte System kann auf die Stellung von Sicherheiten verzichtet werden, da durch die Bedingun-
gen dieses Systems die Wahrung der Interessen der Anleger gewabhrleistet ist. Bei Abwicklung von
Wertpapier-Darlehen Uber organisierte Systeme durfen die an einen Darlehensnehmer tGbertragenen
Wertpapiere 10 Prozent des Wertes des Fonds nicht Ubersteigen.

Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten fir Rechnung des Fonds nicht gewéahren.

Pensionsgeschafte

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des Fonds Pensionsgeschéfte mit Kreditinstituten und
Finanzdienstleistungsinstituten mit einer Hochstlaufzeit von zwolf Monaten abschlieRen. Dabei kann
sie sowohl Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile des Fonds gegen Entgelt auf
einen Pensionsnehmer Ubertragen (einfaches Pensionsgeschéft), als auch Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile im Rahmen der jeweils geltenden Anlagegrenzen in
Pension nehmen (umgekehrtes Pensionsgeschaft). Es kann der gesamte Bestand des Fonds an
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten und Investmentanteilen im Wege des Pensionsgeschéfts an
Dritte Ubertragen werden. Die fiir Pensionsgeschéfte geeignete Dritte missen nach der Liste der
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zuassigen Gegenparteien erlaubt sein. Das Mindestrating fir Gegenparteien basierend auf dem
Schlussrating nach MaRgabe einer Konzernrichtliniendefinition ist BBB. Die Gesellschaft erwartet, dass
derzeit im Regelfall nicht mehr als 0 % des Fondsvermdgens Gegenstand von Pensionsgeschaften
sind. Dies ist jedoch lediglich ein geschétzter Wert, der im Einzelfall Gberschritten werden kann. Bis
auf Weiteres werden keine Pensionsgeschafte von der Gesellschaft fir Rechnung des
Sondervermdgens getétigt.

Die Gesellschaft hat die Moglichkeit, das Pensionsgeschéft jederzeit zu kiindigen; dies gilt nicht fir
Pensionsgeschafte mit einer Laufzeit von bis zu einer Woche. Bei Kindigung eines einfachen
Pensionsgeschéafts ist die Gesellschaft berechtigt, die in Pension gegebenen Wertpapiere,
Geldmarktinstrumente und Investmentanteile zurickzufordern. Die Kindigung eines umgekehrten
Pensionsgeschafts kann entweder die Riuckerstattung des vollen Geldbetrags oder des angelaufenen
Geldbetrags in Hohe des aktuellen Marktwertes zur Folge haben. Pensionsgeschéfte sind nur in Form
sogenannter echter Pensionsgeschafte zuldssig. Dabei Ubernimmt der Pensionsnehmer die
Verpflichtung, die Wertpapiere, Geldmarktinstrumente und Investmentanteile zu einem bestimmten
oder vom Pensionsgeber zu bestimmenden Zeitpunkt zuriick zu Ubertragen oder den Geldbetrag samt
Zinsen zuriickzuzahlen.

Sicherheitenstrategie

Die Gesellschaft schlie3t bis auf Weiteres fir Rechnung des Sondervermdgens weder Wertpapier-
Darlehensgeschéfte noch Wertpapier-Pensionsgeschéafte oder OTC-Derivate ab. Es werden fir
Rechnung des Sondervermdgens nur bérsengehandelte Derivate abgeschlossen, bei denen die fir
Rechnung des Sondervermégens entstehenden Forderungen nicht besichert werden.
Dementsprechend wendet die Gesellschaft bei der Verwaltung des Sondervermdgens keine besondere
Sicherheitenstrategie an.

Kreditaufnahme

Die Aufnahme von kurzfristigen Krediten fiir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger ist bis zu 10
Prozent des Wertes des Fonds zuldssig, sofern die Bedingungen der Kreditaufnahme marktiblich sind
und die Verwabhrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

Hebelwirkung (Leverage)

Leverage bezeichnet jede Methode, mit der die Gesellschaft den Investitionsgrad des Fonds erhéht
(Hebelwirkung). Solche Methoden sind insbesondere Kreditaufnahmen, der Abschluss von Wertpapier-
Darlehen oder Pensionsgeschéften sowie der Erwerb von Derivaten mit eingebetteter
Hebelfinanzierung. Die Gesellschaft kann solche Methoden fir den Fonds in dem in diesem
Verkaufsprospekt beschriebenen Umfang nutzen. Die Mdglichkeit der Nutzung von Derivaten und des
Abschlusses von Wertpapier-Darlehensgeschéaften sowie Pensionsgeschéften wird im Abschnitt |,
Anlageziele, - strategie,- grundsatze und grenzen — Vermdgensgegenstande — Derivate bzw. —
Wertpapier-Darlehensgeschéafte und —Pensionsgeschéfte dargestellt. Die Mdoglichkeit zur
Kreditaufnahme ist im Abschnitt ,— Kreditaufnahme* erlautert.

Die Gesellschaft kann fur den Fonds maximal bis zur Hohe der Marktrisikogrenze Leverage einsetzen
(vgl. Abschnitt ,Anlageziele, -strategie, -grundsétze und -grenzen — Vermdgensgegenstande —
Derivate").
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Bewertung
Allgemeine Regeln fur die Vermdgensbewertung

An einer Borse zugelassene/an einem organisierten Markt gehandelte
Vermodgensgegenstande

Vermodgensgegenstande, die zum Handel an einer Bérse zugelassen sind oder an einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind sowie Bezugsrechte fir den Fonds
werden zum letzten verfigbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung gewahrleistet,
bewertet, sofern im nachfolgenden Abschnitt ,Besondere Regeln fir die Bewertung einzelner
Vermdgensgegenstande” nicht anders angegeben.

Nicht an Borsen notierte oder an organisierten Markten gehandelte
Vermdgensgegenstande oder Vermégensgegenstande ohne handelbaren Kurs

Vermdgensgegenstande, die weder zum Handel an Borsen zugelassen sind noch in einem anderen
organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind oder fir die kein handelbarer Kurs
verfugbar ist, werden zu dem aktuellen Verkehrswert bewertet, der bei sorgfaltiger Einschatzung nach
geeigneten Bewertungsmodellen unter Bericksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten
angemessen ist, sofern im nachfolgenden Abschnitt ,Besondere Regeln fur die Bewertung einzelner
Vermdgensgegenstande” nicht anders angegeben.

Besondere Regeln fur die Bewertung einzelner Vermdgensgegenstande

Nichtnotierte Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen

Fur die Bewertung von Schuldverschreibungen, die nicht zum Handel an einer Bérse zugelassen oder
an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind (z. B. nicht notierte
Anleihen, Commercial Papers und Einlagenzertifikate), und fir die Bewertung von
Schuldscheindarlehen werden die fir vergleichbare Schuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen
vereinbarten Preise und gegebenenfalls die Kurswerte von Anleihen vergleichbarer Emittenten mit
entsprechender Laufzeit und Verzinsung herangezogen, erforderlichenfalls mit einem Abschlag zum
Ausgleich der geringeren Veraul3erbarkeit.

Optionsrechte und Terminkontrakte

Die zu dem Fonds gehérenden Optionsrechte und Verbindlichkeiten aus einem Dritten eingerdumten
Optionsrechten, die zum Handel an einer Bérse zugelassen oder an einem anderen organisierten Markt
zugelassen oder in diesen einbezogen sind, werden zu dem jeweils letzten verfigbaren handelbaren
Kurs, der eine verlassliche Bewertung gewahrleistet, bewertet.

Das gleiche gilt fur Forderungen und Verbindlichkeiten aus fur Rechnung des Fonds verkauften
Terminkontrakten. Die zu Lasten des Fonds geleisteten Einschiisse werden unter Einbeziehung der
am Borsentag festgestellten Bewertungsgewinne und Bewertungsverluste zum Wert des Fonds
hinzugerechnet.

Bankguthaben, Festgelder, Anteile an Investmentvermégen und Darlehen

Bankguthaben werden grundsétzlich zu ihrem Nennwert zuzuglich zugeflossener Zinsen bewertet.

Festgelder werden zum Verkehrswert bewertet, sofern das Festgeld jederzeit kiindbar ist und die
Ruckzahlung bei der Kiindigung nicht zum Nennwert zuziglich Zinsen erfolgt.

Anteile an Investmentvermdgen werden grundsatzlich mit ihrem letzten festgestellten Riicknahmepreis
angesetzt oder zum letzten verfigbaren handelbaren Kurs, der eine verlassliche Bewertung
gewabhrleistet.
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Stehen diese Werte nicht zur Verfigung, werden Anteile an Investmentvermégen zu dem aktuellen
Verkehrswert bewertet, der bei sorgfaltiger Einschatzung nach geeigneten Bewertungsmodellen unter
Berlcksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten angemessen ist.

Fur Ruckerstattungsanspriiche aus Darlehensgeschéften ist der jeweilige Kurswert der als Darlehen
Ubertragenen Vermdgensgegenstande maligebend.

Auf auslandische Wéahrung lautende Vermdgensgegenstande

Auf auslandische Wahrung lautende Vermdgensgegenstédnde werden unter Zugrundelegung des
Morning-Fixings von Thomson Reuters (Markets) Deutschland GmbH um 10.00 Uhr der Wahrung in
Euro taggleich umgerechnet.

Teilinvestmentvermdégen

Der Generali AktivMix Dynamic Protect 80 ist nicht Teilinvestmentvermégen einer Umbrella-
Konstruktion.

Anteile

Die Rechte der Anleger werden ausschlief3lich in Sammelurkunden verbrieft. Diese Sammelurkunden
werden bei einer Wertpapier-Sammelbank verwahrt. Ein Anspruch des Anlegers auf Auslieferung
einzelner Anteilscheine besteht nicht. Der Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotverwahrung maglich.
Die Anteile lauten auf den Inhaber.

Ausgabe und Ricknahme von Anteilen

Ausgabe von Anteilen

Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsatzlich nicht beschrankt. Die Anteile kénnen bei der
Gesellschaft oder bei der Verwahrstelle erworben werden. Sie werden von der Verwahrstelle zum
Ausgabepreis ausgegeben, der dem Nettoinventarwert pro Anteil (,Anteilwert”) ggf. zuztglich eines
Ausgabeaufschlags entspricht. Daneben ist der Erwerb tber die Vermittlung Dritter moglich, hierbei
kénnen zusatzliche Kosten entstehen. Die Gesellschaft behalt sich vor, die Ausgabe von Anteilen
voribergehend oder dauerhaft teilweise oder vollstadndig einzustellen.

Ricknahme von Anteilen

Die Anleger kdnnen bewertungstaglich die Ricknahme von Anteilen verlangen, sofern die Gesellschaft
die Anteilricknahme nicht voribergehend ausgesetzt hat (siehe Abschnitt ,Aussetzung der
Anteilriicknahme). Ricknahmeorders sind bei der Verwahrstelle oder der Gesellschaft selbst zu stellen.
Die Gesellschaft ist verpflichtet, die Anteile zu dem am Abrechnungsstichtag geltenden
Rucknahmepreis zurickzunehmen, der dem an diesem Tag ermittelten Anteilwert — gegebenenfalls
abzuglich eines Riicknahmeabschlages — entspricht. Die Rlicknahme kann auch durch die Vermittlung
Dritter erfolgen, hierbei kdnnen zusétzliche Kosten entstehen.

Abrechnung bei Anteilausgabe und -ricknahme

Die Gesellschaft tragt dem Grundsatz der Anlegergleichbehandlung Rechnung, indem sie sicherstellt,
dass sich kein Anleger durch den Kauf oder Verkauf von Anteilen zu bereits bekannten Anteilwerten
Vorteile verschaffen kann. Sie setzt deshalb einen téglichen Orderannahmeschluss fest. Die
Abrechnung von Ausgabe- und Ricknahmeorders, die bis zum Orderannahmeschluss bei der
Verwahrstelle oder der Gesellschaft eingehen, erfolgt spatestens an dem auf den Eingang der Order
folgenden Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten Anteilwert. Orders, die nach
dem Annahmeschluss bei der Verwahrstelle oder bei der Gesellschaft eingehen, werden erst am
Ubernachsten Wertermittlungstag (=Abrechnungstag) zu dem dann ermittelten Anteilwert abgerechnet.
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Der Orderannahmeschluss fur diesen Fonds ist auf der Internetseite www.geninvest.de verdéffentlicht.
Er kann von der Gesellschaft jederzeit gedndert werden.

Dariiber hinaus kénnen Dritte die Anteilausgabe bzw. — riicknahme vermitteln, z. B. die depotfihrende
Stelle des Anlegers. Dabei kann es zu langeren Abrechnungszeiten kommen. Auf die unterschiedlichen
Abrechnungsmodalitaten der depotfihrenden Stellen hat die Gesellschaft keinen Einfluss.

Aussetzung der Anteilriicknahme

Die Gesellschaft kann die Ricknahme der Anteile zeitweilig aussetzen, sofern auergewdhnliche
Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter Berlcksichtigung der Interessen der Anleger
erforderlich erscheinen lassen. Solche auRergewdhnlichen Umstande liegen etwa vor, wenn eine
Borse, an der ein wesentlicher Teil der Wertpapiere des Fonds gehandelt wird, auRerplanméRig
geschlossen ist, oder wenn die Vermdgensgegenstédnde des Fonds nicht bewertet werden kénnen.
Daneben kann die BaFin anordnen, dass die Gesellschaft die Riicknahme der Anteile auszusetzen hat,
wenn dies im Interesse der Anleger oder der Offentlichkeit erforderlich ist.

Der Gesellschaft bleibt es vorbehalten, die Anteile erst dann zu dem dann giltigen Ricknahmepreis
zuriickzunehmen oder umzutauschen, wenn sie unverzuglich, jedoch unter Wahrung der Interessen
aller Anleger, Vermdgensgegenstande des Fonds verdul3ert hat. Einer voribergehenden Aussetzung
kann ohne erneute Wiederaufnahme der Ricknahme der Anteile direkt eine Auflésung des
Sondervermogens folgen (siehe hierzu den Abschnitt ,Auflésung, Ubertragung und Verschmelzung des
Fonds")

Die Gesellschaft unterrichtet die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und darlber
hinaus auf der Internetseite www.geninvest.de Uber die Aussetzung und die Wiederaufnahme der
Rucknahme der Anteile. Au3erdem werden die Anleger Uber ihre depotfiihrenden Stellen per
dauerhaftem Datentrager, etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert.

Liquiditatsmanagement

Die Gesellschaft hat fir den Fonds schriftiche Grundsatze und Verfahren festgelegt, die es ihr
ermdglichen, die Liquiditatsrisiken des Fonds zu Uberwachen und zu gewéhrleisten, dass sich das
Liquiditatsprofil der Anlagen des Fonds mit den zugrundeliegenden Verbindlichkeiten des Fonds deckt.
Unter Berilicksichtigung der unter Abschnitt ,Anlageziele, -strategie, -grundsatze und -grenzen®
dargelegten Anlagestrategie ergibt sich folgendes Liquiditatsprofil des Fonds: Das Liquiditatsprofil des
Fonds ist recht liquide: Der Fonds investiert in liquide Titel. Auf taglicher Basis erfolgt ein Monitoring
der liquiden Mittel, der Zu- und Abflisse, der Marktentwicklungen und der Liquiditat der
Bestandspapiere sowie weiterer fur die Liquiditdt des Fonds ausschlaggebender Faktoren. Die
Grundsatze und Verfahren umfassen:

o Die Gesellschaft Uberwacht die Liquiditatsrisiken, die sich auf Ebene des Fonds oder der
Vermdgensgegenstande ergeben kdnnen. Sie nimmt dabei eine Einschatzung der Liquiditat der im
Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande in Relation zum Fondsvermégen vor und legt hierfur
eine Liquiditatsquote fest. Die Beurteilung der Liquiditat beinhaltet beispielsweise eine
Analyse des Handelsvolumens, der Komplexitdt des Vermogensgegenstands, die Anzahl der
Handelstage, die zur Verau3erung des jeweiligen Vermégensgegenstands benétigt werden, ohne
Einfluss auf den Marktpreis zu nehmen. Die Gesellschaft Uberwacht hierbei auch die Anlagen in
Zielfonds und deren Riicknahmegrundséatze und daraus resultierende etwaige Auswirkungen auf
die Liquiditat des Fonds.

o Die Gesellschaft Uberwacht die Liquiditatsrisiken, die sich durch erhéhte Verlangen der Anleger auf
Anteilricknahme  ergeben  koénnen. Hierbei bildet sie sich  Erwartungen  Uber
Nettomittelveranderungen unter Bertcksichtigung von verfligbaren Informationen Uber die
Anlegerstruktur und Erfahrungswerten aus historischen Nettomittelveranderungen. Sie
berlcksichtigt die Auswirkungen von GroRRabrufrisiken und anderen Risiken (z. B.
Reputationsrisiken).
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o Die Gesellschaft hat fur den Fonds adaquate Limits fur die Liquiditatsrisiken festgelegt. Sie
tiberwacht die Einhaltung dieser Limits und hat Verfahren bei einer Uberschreitung oder méglichen
Uberschreitung der Limits festgelegt.

o Die von der Gesellschaft eingerichteten Verfahren gewahrleisten eine Konsistenz zwischen
Liquiditatsquote, den Liquiditatsrisikolimits und den zu erwarteten Nettomittelverdnderungen.

Die Gesellschaft Gberpriift diese Grundsétze regelmafig sowie bei Bedarf, z.B. bei Marktverwerfungen,

und aktualisiert sie entsprechend.

Die Gesellschaft fuhrt regelmafig, mindestens monatlich Stresstests durch, mit denen sie die
Liquiditatsrisiken des Fonds bewerten kann. Die Gesellschaft fuhrt die Stresstests auf der Grundlage
zuverlassiger und aktueller quantitativer oder, falls dies nicht angemessen ist, qualitativer Informationen
durch. Hierbei werden Anlagestrategie, Rucknahmefristen, Zahlungsverpflichtungen und Fristen,
innerhalb derer die Vermdgensgegensténde verdul3ert werden kénnen, sowie Informationen in Bezug
auf allgemeines Anlegerverhalten und Marktentwicklungen, einbezogen. Die Stresstests simulieren
gegebenenfalls mangelnde Liquiditat der Vermégenswerte im Fonds sowie in Anzahl und Umfang
atypische Verlangen auf Anteilricknahmen. Sie decken Marktrisiken und deren Auswirkungen ab,
einschlielRlich Nachschussforderungen, Anforderungen der Besicherung oder Kreditlinien. Sie tragen
Bewertungssensitivitaten unter Stressbedingungen Rechnung. Sie werden unter Berlicksichtigung der
Anlagestrategie, des Liquiditatsprofils, der Anlegerart und der Ricknahmegrundséatze des Fonds in
einer der Art des Fonds angemessenen Haufigkeit durchgefihrt.

Die Ruckgaberechte unter normalen und auBergewdhnlichen Umsténden sowie die Aussetzung der
Rucknahme sind im Abschnitt ,Anteile — Ausgabe und Ricknahme von Anteilen — Aussetzung der
Anteilricknahme* dargestellt. Die hiermit verbunden Risiken sind unter ,Risikohinweise — Risiko der
Fondsanlage — Aussetzung der Anteilriicknahme" sowie ,— Risiko der eingeschrankten Liquiditat des
Fonds (Liquiditatsrisiko)" erlautert.

Borsen und Markte

Die Gesellschaft kann die Anteile des Fonds an einer Borse oder in organisierten Markten zulassen;
derzeit hat die Gesellschaft von dieser Moglichkeit keinen Gebrauch gemacht.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Anteile ohne Zustimmung der Gesellschaft an Markten
gehandelt werden. Ein Dritter kann ohne Zustimmung der Gesellschaft veranlassen, dass die Anteile
in den Freiverkehr oder einen anderen aul3erbérslichen Handel einbezogen werden.

Der dem Borsenhandel oder Handel an sonstigen Méarkten zugrundeliegende Marktpreis wird nicht
ausschlieRlich durch den Wert der im Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstande, sondern auch durch
Angebot und Nachfrage bestimmt. Daher kann dieser Marktpreis von dem von der Gesellschaft bzw.
der Verwahrstelle ermittelten Anteilwert abweichen.

Faire Behandlung der Anleger und Anteilklassen

Alle ausgegebenen Anteile haben gleiche Ausgestaltungsmerkmale. Anteilklassen werden nicht
gebildet.

Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds fair zu behandeln. Sie darf im Rahmen der Steuerung des
Liquiditatsrisikos und der Riicknahme von Anteilen die Interessen eines Anlegers oder einer Gruppe
von Anlegern nicht Uber die Interessen eines anderen Anlegers oder einer anderen Anlegergruppe
stellen.

Zu den Verfahren, mit denen die Gesellschaft die faire Behandlung der Anleger sicherstellt, siehe
Abschnitt ,Abrechnung bei Anteilausgabe und —riicknahme" sowie ,Liquiditaitsmanagement".
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Ausgabe- und Ricknahmepreis

Zur Errechnung des Ausgabepreises und des Ricknahmepreises fur die Anteile ermittelt die
Verwahrstelle unter Mitwirkung der Gesellschaft bewertungstaglich den Wert der zum Fonds
gehdrenden Vermoégensgegenstande abziglich der Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert).

Die Teilung des so ermittelten Nettoinventarwerts durch die Anzahl der ausgegebenen Anteile ergibt
den Wert jedes Anteils ("Anteilwert").

Der Wert fur die Anteile des Fonds wird an allen Bérsentagen ermittelt. An gesetzlichen Feiertagen im
Geltungsbereich des KAGB, die Boérsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jeden Jahres
kénnen die Gesellschaft und die Verwahrstelle von einer Ermittlung des Wertes absehen. Von einer
Ermittlung des Anteilwerts wird derzeit an Neujahr, Karfreitag, Ostern, Ostermontag, Maifeiertag, Christi
Himmelfahrt, Pfingsten, Pfingstmontag, Fronleichnam, Tag der Deutschen Einheit, Heiligabend, 1. und
2. Weihnachtsfeiertag und Silvester abgesehen.

Aussetzung der Errechnung des Ausgabe- und Ricknahmepreises

Die Gesellschaft kann die Errechnung des Ausgabe- und Ricknahmepreises zeitweilig unter denselben
Voraussetzungen wie die Anteilriicknahme aussetzen. Diese sind im Abschnitt ,Anteile — Aussetzung
der Anteilrticknahme* naher erlautert.

Ausgabeaufschlag

Bei Festsetzung des Ausgabepreises wird dem Anteilwert ein Ausgabeaufschlag hinzugerechnet. Der
Ausgabeaufschlag betragt 4 Prozent des Anteilwertes. Es steht der Gesellschaft frei, einen niedrigeren
Ausgabeaufschlag zu berechnen.

Der Ausgabeaufschlag kann insbesondere bei kurzer Anlagedauer die Wertentwicklung des Fonds
reduzieren oder sogar ganz aufzehren. Der Ausgabeaufschlag stellt im Wesentlichen eine Vergitung
fur den Vertrieb der Anteile des Fonds dar. Die Gesellschaft kann den Ausgabeaufschlag zur Abgeltung
von Vertriebsleistungen an etwaige vermittelnde Stellen weitergeben.

Rucknahmeabschlag

Ein Ricknahmeabschlag wird nicht erhoben.

Veroffentlichung der Ausgabe- und Ricknahmepreise

Die Ausgabe- und Rucknahmepreise sowie ggf. der Nettoinventarwert je Anteil werden bei jeder
Ausgabe und Riicknahme in einer hinreichend verbreiteten Tages- und Wirtschaftszeitung oder/und
auf der Internetseite www.geninvest.de veroffentlicht.

Kosten

Kosten bei Ausgabe und Ricknahme der Anteile

Die Ausgabe und Ricknahme der Anteile durch die Gesellschaft bzw. durch die Verwahrstelle erfolgt
zum Ausgabepreis (Anteilwert/Anteilwert zuziglich Ausgabeaufschlag) bzw. Rucknahmepreis
(Anteilwert/Anteilwert abzlglich Ruicknahmeabschlag) ohne Berechnung zusatzlicher Kosten.

Erwirbt der Anleger Anteile durch Vermittlung Dritter, kénnen diese héhere Kosten als den
Ausgabeaufschlag berechnen. Gibt der Anleger Anteile Uber Dritte zurlick, so kénnen diese bei der
Rucknahme der Anteile eigene Kosten berechnen.
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Verwaltungs- und sonstige Kosten

Verwaltungsvergutung

Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des Fonds eine jahrliche Vergiitung von bis zu 1,80 Prozent,
aktuell betragt die Verwaltungsvergtitung 1,50 Prozent, des Durchschnittswerts des Fonds, der aus den
Werten am Ende eines jeden Bewertungstages errechnet wird. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich
anteilige Vorschusse zu erheben.

Vergutung Dritter

Die Verwahrstelle erhalt fir ihre Tatigkeiten eine jahrliche Vergiitung von bis zu 0,10 Prozent, aktuell
0,0269 Prozent, des Durchschnittswerts des Fonds, der aus den Werten am Ende eines jeden
Bewertungstages errechnet wird. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschiisse zu erheben.

Aufwendungen
Daneben kénnen die folgenden Aufwendungen dem Fonds zusatzlich belastet werden:

a) bankubliche Depot- und Kontogebiihren, gegebenenfalls einschlieRlich der bankiiblichen Kosten fir
die Verwahrung auslandischer Wertpapiere im Ausland,

b) Kosten fur den Druck und Versand der fur die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen
Verkaufsunterlagen (Verkaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen, Jahres- und
Halbjahresberichte);

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und
Rucknahmepreise und Thesaurierungen und des Auflésungsberichtes;

d) Kosten fur die Prifung des Fonds durch den Abschlussprifer der Gesellschaft;
e) Gebuhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf den Fonds erhoben werden;

f) Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft
fir Rechnung des Fonds sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des Fonds
erhobenen Anspriichen;

g) Kosten fir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;

h) Kosten fur die Information der Anleger des Fonds mittels dauerhaftem Datentrager, z.B. in
Papierform  oder elektronischer Form, mit Ausnahme der Informationen ber
Fondsverschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen {ber MalRnahmen im
Zusammenhang mit  Anlagegrenzverletzungen  oder  Berechnungsfehlern  bei  der
Anteilwertermittlung;

i) Kosten fur Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf den Fonds;

i) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft und die Verwahrstelle zu zahlenden Vergitungen
sowie den vorstehend genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschlie3lich der im
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern

Neben den vorgenannten Vergitungen und Aufwendungen werden dem Fonds die im Zusammenhang
mit dem Erwerb und der VeraufRerung von Vermdgensgegenstanden entstehenden Kosten belastet.

Besonderheiten beim Erwerb von Investmentanteilen

Neben der Vergitung zur Verwaltung des Fonds wird eine Verwaltungsvergitung fir die im Fonds
gehaltenen Anteile an Zielfonds berechnet.

Die laufenden Kosten fur die im Fonds gehaltenen Zielfondsanteile werden bei der Berechnung der
Gesamtkostenquote (siehe Abschnitt ,Kosten — Angabe einer Gesamtkostenquote®) beriicksichtigt.
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Im Zusammenhang mit dem Erwerb von Zielfondsanteilen sind folgende Arten von Gebiihren, Kosten,
Steuern, Provisionen und sonstigen Aufwendungen, mittelbar oder unmittelbar von den Anlegern des
Fonds zu tragen:

e samtliche Gebilhren, Kosten, Steuern, Provisionen und sonstige Aufwendungen nach den
.Besonderen Anlagebedingungen” der jeweiligen Zielfonds, in die der Fonds investiert. Dazu
zéhlen insbesondere:

e Transaktionskosten,

e bankibliche Depotgebihren, ggf. einschlie3lich der bankiiblichen Kosten fir die Verwahrung
auslandischer Wertpapiere im Ausland,;

e Kosten fur den Druck und Versand der fir die Anleger bestimmten Jahres- und
Halbjahresberichte;

e Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und
Rucknahmepreise und ggf. der Ausschittungen und des Auflésungsberichtes;

e Kosten fir die Prufung der Zielfonds durch den Abschlusspriifer der Gesellschaft;

e Kosten fir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass
die steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden;

e im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entstehende
Steuern; Kosten fir die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen der
Zielfonds.

Der erwartete Hochstbetrag betragt 1.55% Prozent des Fondsvolumens. Dieser Betrag ist eine
Schétzung und kann bei nachgewiesenen Mehrkosten tberschritten werden.

Im Jahres- und Halbjahresbericht werden die Ausgabeaufschlage und Ricknahmeabschlage offen
gelegt, die dem Fonds im Berichtszeitraum fur den Erwerb und die Ricknahme von Anteilen an
Zielfonds berechnet worden sind. Ferner wird die Vergutung offen gelegt, die dem Fonds von einer in-
oder auslandischen Gesellschaft oder einer Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, als Verwaltungsvergitung fur die
im Fonds gehaltenen Zielfondsanteile berechnet wurde.

Angabe einer Gesamtkostenquote

Im Jahresbericht werden die im Geschéftsjahr zu Lasten des Fonds angefallenen Verwaltungskosten
offengelegt und als Quote des durchschnittlichen Fondsvolumens ausgewiesen (Gesamtkostenquote).
Die Verwaltungskosten setzen sich zusammen aus der Vergutung fur die Verwaltung des Fonds, der
Vergitung der Verwahrstelle sowie den Aufwendungen, die dem Fonds zusatzlich belastet werden
kénnen (siehe Abschnitt ,Kosten — Verwaltungs- und sonstige Kosten“ sowie ,—Besonderheiten beim
Erwerb von Investmentanteilen”). Die Gesamtkostenquote beinhaltet keine Nebenkosten und Kosten,
die beim Erwerb und der VeraufRerung von Vermdgensgegenstéanden entstehen (Transaktionskosten).
Die Gesamtkostenquote wird in den wesentlichen Anlegerinformationen als sogenannte ,laufende
Kosten* veroffentlicht.

Abweichender Kostenausweis durch Vertriebsstellen

Wird der Anleger beim Erwerb von Anteilen durch Dritte beraten oder vermitteln diese den Kauf, weisen
sie ihm gegebenenfalls Kosten oder Kostenquoten aus, die nicht mit den Kostenangaben in diesem
Prospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen deckungsgleich sind und die hier beschriebene
Gesamtkostenquote Ubersteigen konnen. Grund dafir kann insbesondere sein, dass der Dritte die
Kosten seiner eigenen Tatigkeit (z.B. Vermittlung, Beratung oder Depotfilhrung) zusétzlich
bericksichtigt.

Dariiber hinaus bertcksichtigt er ggf. auch einmalige Kosten wie Ausgabeaufschlage und benutzt in
der Regel andere Berechnungsmethoden oder auch Schatzungen fir die auf Fondsebene anfallenden
Kosten, die insbesondere die Transaktionskosten des Fonds mit umfassen.

-39 -



Abweichungen im Kostenausweis kdnnen sich sowohl bei Informationen vor Vertragsschluss ergeben
als auch bei regelmafligen Kosteninformationen tber die bestehende Fondsanlage im Rahmen einer
dauerhaften Kundenbeziehung.

Vergutungspolitik

Die Vergitungspolitik der Gesellschaft verfolgt den Zweck, die personlichen Ziele der betroffenen
Mitarbeiter mit der Risikoneigung, den Werten und den langfristigen Interessen der Gesellschaft und
den von ihr verwalteten Fonds in Einklang zu bringen. Die Vergitungspolitik verfolgt u.a. das Ziel,
solche Zuwendungspraktiken zu vermeiden, die Mitarbeiter zu unnétigen Risiken verleiten. Sie steht im
Einklang mit der Geschéftsstrategie, den Zielen, Werten und Intereessen der Gesellschaft und
ermdglicht es der Gesellschaft, die Interessen und Ziele der Investoren mit denen der betroffenen
Mitarbeiter und der Gesellschaft zu aliniieren, um eine gesunde Finanzlage zu erreichen und zu
erhalten.

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergltungspolitik der Gesellschaft sind im Internet unter
www.generali-investments-luxembourg.com verdffentlicht. Hierzu z&éhlen eine Beschreibung der
Berechnungsmethode fur Vergitungen und Zuwendungen an bestimmte Mitarbeitergruppen sowie die
Angabe der fur die Zuteilung zustédndigen Personen, einschlieBlich der Zusammensetzung des
Vergitungsausschusses. Auf Verlangen werden die Informationen von der Gesellschaft kostenlos in
Papierform zur Verfigung gestellt.

Wertentwicklung, Ermittlung und Verwendung der Ertréage,
Geschaftsjahr

Wertentwicklung

Generali AktivMix Dynamik Protect 80

Jéahrliche Wertentwicklung nach BVI-Methode in %
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Der Fonds wurde am 18. Juni 2008 aufgelegt. Die Wertentwicklung des Fonds nach der BVI-Methode,
d. h. ohne Berucksichtigung des Ausgabeaufschlags, belauft sich seit Auflegung bis zum 31. Dezember
2017 auf 10,6 Prozent und im Jahr 2017 auf 1,8 Prozent. Die durchschnittliche Wertentwicklung betragt
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in den letzten drei vollen Kalenderjahren (2015 — 2017) 1,2% p.a. und in den letzten finf vollen
Kalenderjahren (2013 — 2017) 2,8% p.a.

Die historische Wertentwicklung des Fonds ermdglicht keine Prognose fur die zukiinftige
Wertentwicklung.

Angaben zur Wertentwicklung des Fonds nach Auflegung dieses Verkaufsprospektes kénnen den
aktuellen Jahres- und Halbjahresberichten des Sondervermdgens sowie der Internetseite
www.geninvest.de entnommen werden.

Ermittlung der Ertrage, Ertragsausgleichsverfahren

Der Fonds erzielt Ertrdge in Form der wahrend des Geschéftsjahres angefallenen und nicht zur
Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und Ertragen aus Investmentanteilen. Hinzu kommen
Entgelte aus Darlehens- und Pensionsgeschéaften. Weitere Ertrdge kdnnen aus der Verdul3erung von
fir Rechnung des Fonds gehaltenen Vermdgensgegenstanden resultieren.

Die Gesellschaft wendet fur den Fonds ein sog. Ertragsausgleichsverfahren an. Dieses verhindert, dass
der Anteil der ausschittungsfahigen Ertrage am Anteilpreis infolge Mittelzu- und —abfliissen schwankt.
Anderenfalls wirde jeder Mittelzufluss in den Fonds wahrend des Geschéftsjahres dazu fihren, dass
an den Ausschittungsterminen pro Anteil weniger Ertrage zur Ausschittung zur Verfiigung stehen, als
dies bei einer konstanten Anzahl umlaufender Anteile der Fall wére. Mittelabfliisse hingegen wirden
dazu fuhren, dass pro Anteil mehr Ertrage zur Ausschittung zur Verfiigung stinden, als dies bei einer
konstanten Anzahl umlaufender Anteile der Fall wéare.

Um das zu verhindern, werden wahrend des Geschéftsjahres die ausschittungsfahigen Ertrage, die
der Anteilerwerber als Teil des Ausgabepreises bezahlen muss und der Verkaufer von Anteilen als Teil
des Rucknahmepreises vergutet erhélt, fortlaufend berechnet und als ausschittungsfahige Position in
der Ertragsrechnung eingestellt. Dabei wird in Kauf genommen, dass Anleger, die beispielsweise kurz
vor dem Ausschittungstermin Anteile erwerben, den auf Ertrage entfallenden Teil des Ausgabepreises
in Form einer Ausschittung zurtickerhalten, obwohl ihr eingezahltes Kapital an dem Entstehen der
Ertrage nicht mitgewirkt hat.

Ertragsverwendung und Geschaéftsjahr

Bei dem Generali AktivMix Dynamic Protect 80 werden die Ertrdge nicht ausgeschittet, sondern im
Fonds wieder angelegt (Thesaurierung).

Soweit die Anteile in einem Depot bei der Verwahrstelle verwahrt werden, schreiben deren
Geschaftsstellen die Ausschittungen kostenfrei gut. Soweit das Depot bei anderen Banken oder
Sparkassen gefuhrt wird, konnen zusétzliche Kosten entstehen.

Das Geschéftsjahr des Fonds beginnt am 1. August und endet am 31. Juli des Folgejahres.
Auflosung, Ubertragung und Verschmelzung des Fonds

Voraussetzungen fur die Auflésung des Fonds

Die Anleger sind nicht berechtigt, die Auflésung des Fonds zu verlangen. Die Gesellschaft kann ihr
Recht zur Verwaltung des Fonds kiindigen unter Einhaltung einer Kindigungsfrist von mindestens
sechs Monaten durch Bekanntgabe im Bundesanzeiger und darlber hinaus im Jahresbericht oder
Halbjahresbericht. Uber die Kiindigung werden die Anleger auRerdem uiber inre depotfiihrenden Stellen
per dauerhaftem Datentrdger, etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert. Mit dem
Wirksamwerden der Kindigung erlischt das Recht der Gesellschaft, den Fonds zu verwalten.
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Des Weiteren endet das Verwaltungsrecht der Gesellschaft, wenn das Insolvenzverfahren tber ihr
Vermdogen eréffnet wird oder mit der Rechtskraft des Gerichtsbeschlusses, durch den der Antrag auf
die Eroffnung des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgewiesen wird.

Mit Erldschen des Verwaltungsrechts der Gesellschaft geht das Verfigungsrecht tber den Fonds auf
die Verwahrstelle Uber, die den Fonds abwickelt und den Erlés an die Anleger verteilt, oder mit
Genehmigung der BaFin einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung Ubertragt.

Verfahren bei Auflésung des Fonds

Mit dem Ubergang des Verfiigungsrechts tiber den Fonds auf die Verwahrstelle wird die Ausgabe und
Rucknahme von Anteilen eingestellt und der Fonds abgewickelt.

Der Erlos aus der VerauRerung der Vermogenswerte des Fonds abziglich der noch durch den Fonds
zu tragenden Kosten und der durch die Auflésung verursachten Kosten werden an die Anleger verteilt,
wobei diese in Hohe ihrer jeweiligen Anteile am Fonds Anspriiche auf Auszahlung des
Liquidationserldses haben.

Die Gesellschaft erstellt auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht erlischt, einen Auflésungsbericht,
der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. Spatestens drei Monate nach dem Stichtag
der Auflésung des Fonds wird der Aufldsungsbericht im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Wéhrend
die Verwabhrstelle den Fonds abwickelt, erstellt sie jahrlich sowie auf den Tag, an dem die Abwicklung
beendet ist, einen Bericht, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht. Diese Berichte
sind ebenfalls spatestens drei Monate nach dem Stichtag im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

Ubertragung des Fonds

Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfligungsrecht Giber das Sondervermégen auf eine
andere Kapitalverwaltungsgesellschaft iibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen
Genehmigung durch die BaFin. Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dariiber
hinaus im Jahresbericht oder Halbjahresbericht des Fonds bekannt gemacht. Uber die geplante
Ubertragung werden die Anleger auRerdem (iber ihre depotfiihrenden Stellen per dauerhaften
Datentrager, etwa in Papierform oder elektronischer Form informiert. Der Zeitpunkt, zu dem die
Ubertragung wirksam wird, bestimmt sich nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen der
Gesellschaft und der aufnehmenden Kapitalverwaltungsgesellschaft. Die Ubertragung darf jedoch
frihestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam werden. Samtliche
Rechte und Pflichten der Gesellschaft in Bezug auf den Fonds gehen dann auf die aufnehmende
Kapitalverwaltungsgesellschaft tber.

Voraussetzungen flr die Verschmelzung des Fonds

Alle Vermoégensgegenstande dieses Fonds durfen mit Genehmigung der BaFin auf ein anderes
bestehendes oder durch die Verschmelzung neu gegriindetes Investmentvermogen ubertragen
werden, welches die Anforderungen an einen OGAW erfiillen muss, der in Deutschland oder in einem
anderen EU- oder EWR-Staat aufgelegt wurde.

Die Ubertragung wird zum Geschéftsjahresende des uibertragenden Fonds (Ubertragungsstichtag)
wirksam, sofern kein anderer Ubertragungsstichtag bestimmt wird.

Rechte der Anleger bei der Verschmelzung des Fonds

Die Anleger haben bis fiinf Arbeitstage vor dem geplanten Ubertragungsstichtag entweder die
Mdglichkeit, ihre Anteile ohne weitere Kosten zurtickzugeben, mit Ausnahme der Kosten zur Deckung
der Auflésung des Fonds, oder ihre Anteile gegen Anteile eines anderen offenen Publikums-
Investmentvermogens umzutauschen, das ebenfalls von der Gesellschaft oder einem Unternehmen
desselben Konzerns verwaltet wird und dessen Anlagegrundséatze mit denen des Fonds vergleichbar
sind.
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Die Gesellschaft hat die Anleger des Fonds vor dem geplanten Ubertragungsstichtag per dauerhaftem
Datentrager, etwa in Papierform oder elektronischer Form ber die Griinde fur die Verschmelzung, die
potentiellen Auswirkungen fir die Anleger, deren Rechte in Zusammenhang mit der Verschmelzung
sowie Uber mafgebliche Verfahrensaspekte zu informieren. Den Anlegern sind zudem die
wesentlichen Anlegerinformationen fir das Investmentvermégen zu Ubermitteln, auf das die
Vermdgensgegenstande des Fonds Ubertragen werden.

Der Anleger muss die vorgenannten Informationen mindestens 30 Tage vor Ablauf der Frist zur
Ruckgabe oder Umtausch seiner Anteile erhalten.

Am Ubertragungsstichtag werden die Nettoinventarwerte des Fonds und des ubernehmenden
Investmentvermégens berechnet, das Umtauschverhaltnis wird festgelegt und der gesamte
Umtauschvorgang wird vom Abschlussprifer gepriift. Das Umtauschverhaltnis ermittelt sich nach dem
Verhaltnis der Nettoinventarwerte je Anteil des Fonds und des tUbernehmenden Investmentvermégens
zum Zeitpunkt der Ubernahme. Der Anleger erhalt die Anzahl von Anteilen an dem iibernenmenden
Investmentvermogen, die dem Wert seiner Anteile an dem Fonds entspricht.

Sofern die Anleger von ihrem Rickgabe- oder Umtauschrecht keinen Gebrauch machen, werden sie
am Ubertragungsstichtag Anleger des tibernehmenden Investmentvermdgens. Die Gesellschaft kann
gegebenenfalls auch mit der Verwaltungsgesellschaft des Ubernehmenden Investmentvermdgens
festlegen, dass den Anlegern des Fonds bis zu 10 Prozent des Wertes ihrer Anteile in bar ausgezahlt
werden. Mit der Ubertragung aller Vermdgenswerte erlischt der Fonds. Findet die Ubertragung wahrend
des laufenden Geschéftsjahres des Fonds statt, muss die Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag
einen Bericht erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht entspricht.

Die Gesellschaft macht im Bundesanzeiger und dartber hinaus auf der Internetseite www.geninvest.de
bekannt, wenn der Fonds auf ein anderes von der Gesellschaft verwaltetes Investmentvermdgen
verschmolzen wurde und die Verschmelzung wirksam geworden ist. Sollte der Fonds auf ein anderes
Investmentvermdgen verschmolzen werden, das nicht von der Gesellschaft verwaltet wird, so
Ubernimmt die Verwaltungsgesellschaft die Bekanntmachung des Wirksamwerdens der
Verschmelzung, die das ubernehmende oder neu gegrundete Investmentvermdgen verwaltet.

Auslagerung
Die Gesellschaft hat die folgenden Tatigkeiten ausgelagert:

e Das Portfoliomanagement fiir den Fonds wurde auf die Generali Investments Europe S.p.A. SGR
ausgelagert.

Folgende Interessenskonflikte kbnnten sich aus der Auslagerung ergeben:

e Das Unternehmen ist ein mit der Gesellschaft verbundenes Unternehmen.
e Das Unternehmen verwaltet neben dem Fonds noch weitere Fonds

Die Gesellschaft und die Generali Investments Europe S.p.A folgen grundsatzlich dem Prinzip,
untereinander in Bezug auf die Verwaltung des Fonds wie unter fremden Dritten zu handeln.

Die Gesellschaft hat ferner folgende Aufgaben anderen Unternehmen Ubertragen:

e Fondsadministration

e Informationstechnologie
e interne Revision

e Steuern
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Interessenskonflikte

Bei der Gesellschaft konnen folgende Interessenskonflikte entstehen:
Die Interessen des Anlegers kdnnen mit folgenden Interessen kollidieren:

e Interessen der Gesellschaft und der mit dieser verbundenen Unternehmen,
e Interessen der Mitarbeiter der Gesellschaft oder
e Interessen anderer Anleger in diesem oder anderen Fonds.

Umsténde oder Beziehungen, die Interessenskonflikte begriinden kénnen, umfassen insbesondere:

e Anreizsysteme fir Mitarbeiter der Gesellschaft,

e Mitarbeitergeschéfte,

e Zuwendungen an Mitarbeiter der Gesellschaft,

e Umschichtungen im Fonds,

e Stichtagsbezogene Aufbesserung der Fondsperformance (,window dressing"),

e Geschafte zwischen der Gesellschaft und den von ihr verwalteten Investmentvermégen oder
Individualportfolios bzw.

e Geschafte zwischen von der Gesellschaft verwalteten Investmentvermégen und/oder
Individualportfolios,

e Zusammenfassung mehrerer Orders (,block trades"),

e Beauftragung von verbundenen Unternehmen und Personen,

e Einzelanlagen von erheblichem Umfang,

e Wenn nach einer Uberzeichnung im Rahmen einer Aktienemission die Gesellschaft die Papiere fiir
mehrere Investmentvermdgen oder Individualportfolios gezeichnet hat ("IPO Zuteilung),

e Transaktionen nach Handelsschluss zum bereits bekannten Schlusskurs des laufenden Tages,
sogenanntes Late Trading.

Der Gesellschaft flieRen keine Rickvergitungen der aus dem Fonds an die Verwahrstelle und an
Dritte geleisteten Vergitungen und Aufwandserstattungen zu.

Die Gesellschaft gewahrt an Vermittler, z. B. Kreditinstitute, wiederkehrend meist monatlich —
Vermittlungsentgelte als so genannte “Vermittlungsfolgeprovisionen®.

Zum Umgang mit Interessenskonflikten setzt die Gesellschaft folgende organisatorische Malinahmen
ein, um Interessenskonflikte zu ermitteln, ihnen vorzubeugen, sie zu steuern, zu beobachten und sie
offenzulegen:

e Bestehen einer Compliance-Abteilung, die die Einhaltung von Gesetzen und Regeln tUberwacht
und an die Interessenskonflikte gemeldet werden missen.
e Pflichten zur Offenlegung
e Organisatorische MalRhahmen wie
e die Einrichtung von Vertraulichkeitsbereichen fir einzelne Abteilungen, um dem
Missbrauch von vertraulichen Informationen vorzubeugen
e Zuordnung von Zustéandigkeiten, um unsachgeméRe Einflussnahme zu verhindern
» die Trennung von Eigenhandel und Kundenhandel
e Verhaltensregeln fur Mitarbeiter in Bezug auf Mitarbeitergeschéfte, Verpflichtungen zur Einhaltung
des Insiderrechts
e Einrichtung von geeigneten Vergitungssystemen
e Grundsatze zur Berlicksichtigung von Kundeninteressen und zur anleger- und anlagegerechten
Beratung bzw. Beachtung der vereinbarten Anlagerichtlinien
e Grundsatze zur bestmoéglichen Ausfihrung beim Erwerb bzw. VerduBBerung von
Finanzinstrumenten
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e Einrichten von Orderannahmezeiten (Cut-off Zeiten)

Kurzangaben tber steuerrechtliche Vorschriften

Die Aussagen zu den steuerlichen Vorschriften gelten nur fir Anleger, die in Deutschland unbeschrankt
steuerpflichtig? sind. Dem auslandischen Anleger? empfehlen wir, sich vor Erwerb von Anteilen an dem
in diesem Verkaufsprospekt beschriebenen Fonds mit seinem Steuerberater in Verbindung zu setzen
und mogliche steuerliche Konsequenzen aus dem Anteilserwerb in seinem Heimatland individuell zu
klaren.

Der Fonds ist als Zweckvermdgen grundsatzlich von der Kérperschaft- und Gewerbesteuer befreit. Er
ist jedoch partiell kdrperschaftsteuerpflichtig mit seinen inldndischen Beteiligungseinnahmen und
sonstigen inlandischen Einkinften im Sinne der beschréankten Einkommensteuerpflicht mit Ausnahme
von Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen an Kapitalgesellschaften. Der Steuersatz betragt 15%.
Soweit die steuerpflichtigen Einkinfte im Wege des Kapitalertragsteuerabzugs erhoben werden,
umfasst der Steuersatz von 15% bereits den Solidaritatszuschlag.

Die Investmentertrdge werden jedoch beim Privatanleger als Einkiinfte aus Kapitalvermdgen der
Einkommensteuer unterworfen, soweit diese zusammen mit sonstigen Kapitalertrdgen den Sparer-
Pauschbetrag von jahrlich 801,- Euro (fur Alleinstehende oder getrennt veranlagte Ehegatten) bzw.
1.602,- Euro (fir zusammen veranlagte Ehegatten) Ubersteigen bzw. soweit diese zusammen mit
sonstigen Kapitalertrdgen den aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag tibersteigen.

Einkiinfte aus Kapitalvermdgen unterliegen grundsétzlich einem Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzuglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den Einkunften aus
Kapitalvermdgen gehéren auch die Ertrdge aus Investmentfonds (Investmentertrdge), d.h. die
Ausschittungen des Fonds, die Vorabpauschalen und die Gewinne aus der VerdufRerung der Anteile.

Der Steuerabzug hat flr den Privatanleger grundsatzlich Abgeltungswirkung (sog. Abgeltungsteuer),
so dass die Einkinfte aus Kapitalvermbgen regelméaRig nicht in der Einkommensteuererklarung
anzugeben sind. Bei der Vornahme des Steuerabzugs werden durch die depotfiihrende Stelle
grundsatzlich bereits Verlustverrechnungen vorgenommen und aus der Direktanlage stammende
auslandische Quellensteuern angerechnet.

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine Abgeltungswirkung, wenn der persoénliche Steuersatz
geringer ist als der Abgeltungssatz von 25 Prozent. In diesem Fall kénnen die Einkilnfte aus
Kapitalvermogen in der Einkommensteuererklarung angegeben werden. Das Finanzamt setzt dann den
niedrigeren personlichen Steuersatz an und rechnet auf die personliche Steuerschuld den
vorgenommenen Steuerabzug an (sog. Gunstigerprifung).

Sofern Einkilinfte aus Kapitalvermégen keinem Steuerabzug unterlegen haben (weil z.B. ein Gewinn
aus der VerauRerung von Fondsanteilen in einem auslandischen Depot erzielt wird), sind diese in der
Steuererklarung anzugeben.

Im Rahmen der Veranlagung unterliegen die Einkiinfte aus Kapitalvermégen dann ebenfalls dem
Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem niedrigeren persénlichen Steuersatz.

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermdgen befinden, werden die Ertrage als Betriebseinnahmen
steuerlich erfasst.

1 Unbeschrankt steuerpflichtige Anleger werden nachfolgend auch als Steuerinlander bezeichnet.

2 Auslandische Anleger sind Anleger, die nicht unbeschrankt steuerpflichtig sind. Diese werden nachfolgend
auch als Steuerauslander bezeichnet.
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Anteile im Privatvermdgen (Steuerinlander)

Ausschittungen
Ausschittungen des Fonds sind grundséatzlich steuerpflichtig.

Die steuerpflichtigen Ausschiittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuzlglich
Solidaritéatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinléander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveranlagung
bzw. 1.602,- Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Ubersteigen bzw. wenn der Anleger
Steuerinlander ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den
aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag nicht Uberschreiten.

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fur Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommenssteuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend
.NV-Bescheinigung"®).

Verwabhrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfiihrende
Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem festgelegten Ausschittungstermin
ein in ausreichender Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-
Bescheinigung, die vom Finanzamt fur die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird.
In diesem Fall erhalt der Anleger die gesamte Ausschiittung ungekiirzt gutgeschrieben.

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen des Fonds innerhalb eines
Kalenderjahrs den Basisertrag fur dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch
Multiplikation des Ricknahmepreises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des
Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt.
Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letzten im
Kalenderjahr festgesetzten Rucknahmepreis zuziglich der Ausschittungen innerhalb des
Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein
Zwolftel fur jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am
ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundséatzlich steuerpflichtig.

Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich
Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer).

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen werden, wenn der Anleger Steuerinlander ist und einen
Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 801,- Euro bei Einzelveranlagung
bzw. 1.602,- Euro bei Zusammenveranlagung von Ehegatten nicht Ubersteigen bzw. wenn der Anleger
Steuerinlander ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile den
aktuell geltenden Sparer-Pauschbetrag nicht tberschreiten.]

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer Bescheinigung fur Personen, die voraussichtlich nicht zur
Einkommenssteuer veranlagt werden (sogenannte Nichtveranlagungsbescheinigung, nachfolgend
,NV-Bescheinigung®).

Verwahrt der inlandische Anleger die Anteile in einem inlandischen Depot, so nimmt die depotfiihrende
Stelle als Zahlstelle vom Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender
Hohe ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtlichem Muster oder eine NV-Bescheinigung, die vom
Finanzamt fur die Dauer von maximal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. In diesem Fall wird keine
Steuer abgefuhrt. Andernfalls hat der Anleger der inlandischen depotfihrenden Stelle den Betrag der
abzufuhrenden Steuer zur Verfigung zu stellen. Zu diesem Zweck darf die depotfihrende Stelle den
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Betrag der abzufiihrenden Steuer von einem bei ihr unterhaltenen und auf den Namen des Anlegers
lautenden Kontos ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. Soweit der Anleger nicht vor Zufluss der
Vorabpauschale widerspricht, darf die depotfiihrende Stelle insoweit den Betrag der abzufihrenden
Steuer von einem auf den Namen des Anlegers lautenden Konto einziehen, wie ein mit dem Anleger
vereinbarter Kontokorrentkredit fur dieses Konto nicht in Anspruch genommen wurde. Soweit der
Anleger seiner Verpflichtung, den Betrag der abzufihrenden Steuer der inlandischen depotfiihrenden
Stelle zur Verfigung zu stellen, nicht nachkommt, hat die depotfilhrende Stelle dies dem fir sie
zustandigen Finanzamt anzuzeigen. Der Anleger muss in diesem Fall die Vorabpauschale insoweit in
seiner Einkommensteuererklarung angeben.

VerauRerungsgewinne auf Anlegerebene

Werden Anteile an dem Fonds nach dem 31. Dezember 2017 verauf3ert, unterliegt der
VeraulRerungsgewinn dem Abgeltungssatz von 25 Prozent. Dies gilt sowohl fur Anteile, die vor dem 1.
Januar 2018 erworben wurden und die zum 31. Dezember 2017 als verauf3ert und zum 1. Januar 2018
wieder als angeschafft gelten, als auch fir nach dem 31. Dezember 2017 erworbene Anteile.

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Anteilen, die vor dem 1. Januar 2018 erworben wurden und die
zum 31. Dezember 2017 als veraufRert und zum 1. Januar 2018 wieder als angeschafft gelten, ist zu
beachten, dass im Zeitpunkt der tatsédchlichen Verauf3erung auch die Gewinne aus der zum 31.
Dezember 2017 erfolgten fiktiven VerdufRerung zu versteuern sind, falls die Anteile tatséchlich nach
dem 31. Dezember 2008 erworben worden sind.

Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot verwahrt werden, nimmt die depotfihrende Stelle den
Steuerabzug unter Berlcksichtigung etwaiger Teilfreistellungen vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent
(zuzuglich Solidaritatszuschlag und gegebenenfalls Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines
ausreichenden Freistellungsauftrags bzw. einer NV-Bescheinigung vermieden werden. Werden solche
Anteile von einem Privatanleger mit Verlust verauf3ert, dann ist der Verlust mit anderen positiven
Einkliinften aus Kapitalvermégen verrechenbar. Sofern die Anteile in einem inlandischen Depot
verwahrt werden und bei derselben depotfuhrenden Stelle im selben Kalenderjahr positive Einkiinfte
aus Kapitalvermdégen erzielt wurden, nimmt die depotfiihrende Stelle die Verlustverrechnung vor.

Bei einer VerauRRerung der vor dem 1. Januar 2009 erworbenen Fondsanteile nach dem 31. Dezember
2017 ist der Gewinn, der nach dem 31. Dezember 2017 entsteht, bei Privatanlegern grundséatzlich bis
zu einem Betrag von 100.000 Euro steuerfrei. Dieser Freibetrag kann nur in Anspruch genommen
werden, wenn diese Gewinne gegenuber dem fir den Anleger zustandigen Finanzamt erklart werden.

Bei der Ermittlung des VerduRerungsgewinns ist der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit
angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

Anteile im Betriebsvermégen (Steuerinlander)

Erstattung der Korperschaftsteuer des Fonds

Die auf Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer kann dem Fonds zur Weiterleitung an einen
Anleger erstattet werden, soweit der Anleger eine inlandische Kérperschaft, Personenvereinigung oder
Vermdgensmasse ist, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschéft oder der sonstigen Verfassung und
nach der tatsachlichen Geschaftsfiihrung ausschlie3lich und unmittelbar gemeinnutzigen, mildtatigen
oder kirchlichen Zwecken dient oder eine Stiftung des offentlichen Rechts, die ausschlie3lich und
unmittelbar gemeinnitzigen oder mildtatigen Zwecken dient, oder eine juristische Person des
offentlichen Rechts ist, die ausschlieBlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken dient; dies gilt nicht,
wenn die Anteile in einem wirtschaftlichen Geschéaftsbetrieb gehalten werden. Dasselbe gilt fir
vergleichbare auslandische Anleger mit Sitz und Geschaftsleitung in einem Amts- und Beitreibungshilfe
leistenden auslandischen Staat.

Voraussetzung hierflr ist, dass ein solcher Anleger einen entsprechenden Antrag stellt und die
angefallene Korperschaftsteuer anteilig auf seine Besitzzeit entféllt. Zudem muss der Anleger seit
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mindestens drei Monaten vor dem Zufluss der kodrperschaftsteuerpflichtigen Ertrdge des Fonds
zivilrechtlicher und wirtschaftlicher Eigentiimer der Anteile sein, ohne dass eine Verpflichtung zur
Ubertragung der Anteile auf eine andere Person besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hinblick auf die
auf der Fondsebene angefallene Korperschaftsteuer auf deutsche Dividenden und Ertrage aus
deutschen eigenkapitalahnlichen Genussrechten im Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien und
deutsche eigenkapitaldhnliche Genussrechte vom Fonds als wirtschaftlichem Eigentimer
ununterbrochen 45 Tage innerhalb von 45 Tagen vor und nach dem Falligkeitszeitpunkt der
Kapitalertrdge gehalten wurden und in diesen 45 Tagen ununterbrochen Mindestwertadnderungsrisiken
i.H.v. 70 Prozent bestanden.

Dem Antrag sind Nachweise Uber die Steuerbefreiung und ein von der depotfuhrenden Stelle
ausgestellter Investmentanteil-Bestandsnachweis beizufugen. Der Investmentanteil-
Bestandsnachweis ist eine nach amtlichen Muster erstellte Bescheinigung Uber den Umfang der
durchgehend wéhrend des Kalenderjahres vom Anleger gehaltenen Anteile sowie den Zeitpunkt und
Umfang des Erwerbs und der Verau3erung von Anteilen wahrend des Kalenderjahres.

Die auf Fondsebene angefallene Kdrperschaftsteuer kann dem Fonds ebenfalls zur Weiterleitung an
einen Anleger erstattet werden, soweit die Anteile an dem Fonds im Rahmen von Altersvorsorge- oder
Basisrentenvertragen gehalten werden, die nach dem Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz
zertifiziert wurden. Dies setzt voraus, dass der Anbieter eines Altersvorsorge- oder Basisrentenvertrags
dem Fonds innerhalb eines Monats nach dessen Geschéftsjahresende mitteilt, zu welchen Zeitpunkten
und in welchem Umfang Anteile erworben oder verauRert wurden.

Eine Verpflichtung des Fonds bzw. der Gesellschaft, sich die entsprechende Kdrperschaftsteuer zur
Weiterleitung an den Anleger erstatten zu lassen, besteht nicht.

Aufgrund der hohen Komplexitat der Regelung erscheint die Hinzuziehung eines steuerlichen Beraters
sinnvoll.

Ausschittungen

Ausschittungen des Fonds sind grundsatzlich einkommen- bzw. koérperschaftsteuer- und
gewerbesteuerpflichtig.

Die Ausschittungen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich
Solidaritatszuschlag).

Vorabpauschalen

Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den die Ausschittungen des Fonds innerhalb eines
Kalenderjahrs den Basisertrag fur dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der Basisertrag wird durch
Multiplikation des Ricknahmepreises des Anteils zu Beginn eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des
Basiszinses, der aus der langfristig erzielbaren Rendite 6ffentlicher Anleihen abgeleitet wird, ermittelt.

Der Basisertrag ist auf den Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen dem ersten und dem letzten im
Kalenderjahr festgesetzten Ricknahmepreis zuziglich der Ausschittungen innerhalb des
Kalenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der Anteile vermindert sich die Vorabpauschale um ein
Zwodlftel fur jeden vollen Monat, der dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die Vorabpauschale gilt am
ersten Werktag des folgenden Kalenderjahres als zugeflossen.

Vorabpauschalen sind grundsatzlich einkommen- bzw. korperschaftsteuer- und
gewerbesteuerpflichtig.

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 25 Prozent (zuziglich
Solidaritatszuschlag).
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VerauBerungsgewinne auf Anlegerebene

Gewinne aus der VerauRerung der Anteile unterliegen grundsatzlich der Einkommen- bzw.
Kdrperschaftsteuer und der Gewerbesteuer. Bei der Ermittlung des VerauRerungsgewinns ist
der Gewinn um die wahrend der Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu mindern.

Die Gewinne aus der VerauRerung der Anteile unterliegen i.d.R. keinem Steuerabzug.

Negative steuerliche Ertrage

Eine direkte Zurechnung der negativen steuerlichen Ertrage auf den Anleger ist nicht méglich.

Abwicklungsbesteuerung

Wahrend der Abwicklung des Fonds gelten Ausschiittungen nur insoweit als Ertrag, wie in ihnen der
Wertzuwachs eines Kalenderjahres enthalten ist.
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Zusammenfassende Ubersicht fiir die Besteuerung bei Giblichen betrieblichen
Anlegergruppen

Inlandische
Anleger

Einzelunternehmer

Regelbesteuerte
Koérperschaften
(typischerweise
Industrieunterneh-
men; Banken,
sofern Anteile nicht
im Handelsbestand
gehalten werden;
Sachversicherer)

Lebens- und
Kranken-
versicherungs-
unternehmen und
Pensionsfonds, bei
denen die
Fondsanteile den
Kapitalanlagen
zuzurechnen sind

Banken, die die
Fondsanteile im
Handelsbestand
halten

Steuerbefreite ge-
meinnitzige, mild-
tatige oder kirch-
liche Anleger (insb.
Kirchen, gemein-
niitzige Stiftungen)

Andere
steuerbefreite
Anleger (insb.
Pensionskassen,
Sterbekassen und

Unterstltzungskass

en, sofern die im

Korperschaftsteuer-

gesetz geregelten
Voraussetzungen
erfullt sind)

Kapitalertragsteuer: Kapitalertragsteuer:
25% (die Teilfreistellung fur Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. fur Abstandnahme

Mischfonds i.H.v. 15% wird bericksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Einkommensteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds
60% fir Einkommensteuer / 30% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 30% flir Einkommensteuer / 15% fr
Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer: Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme bei Banken, ansonsten 25%(die Teilfreistellung | Abstandnahme

fir Aktienfonds i.H.v. 30% bzw. fiir Mischfonds i.H.v. 15% wird
bertcksichtigt)

Materielle Besteuerung:

Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Berticksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds
80% fiir Korperschaftsteuer / 40% fur Gewerbesteuer; Mischfonds 40% flr Kdrperschaftsteuer / 20% fur
Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer, soweit handelsbilanziell keine
Ruckstellung fur Beitragsruckerstattungen (RfB) aufgebaut wird, die auch steuerlich anzuerkennen ist
ggf. unter Beriicksichtigung von Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% fiur Korperschaftsteuer / 15% fur
Gewerbesteuer; Mischfonds 15% fir Kérperschaftsteuer / 7,5% fur Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung: Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer ggf. unter Beriicksichtigung von
Teilfreistellungen (Aktienfonds 30% flr Kérperschaftsteuer / 15% fiir Gewerbesteuer; Mischfonds 15%
fir Kérperschaftsteuer / 7,5% fiir Gewerbesteuer)

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei — zusatzlich kann die auf der Fondsebene angefallene Kérperschaftsteuer auf Antrag erstattet
werden

Kapitalertragsteuer:
Abstandnahme

materielle Besteuerung:
Steuerfrei

Unterstellt ist eine inl&dndische Depotverwahrung. Auf die Kapitalertragsteuer, Einkommensteuer und
Korperschaftsteuer wird ein Solidaritatszuschlag als Erganzungsabgabe erhoben. Fir die
Abstandnahme vom Kapitalertragsteuerabzug kann es erforderlich sein, dass Bescheinigungen
rechtzeitig der depotfihrenden Stelle vorgelegt werden.

Steuerauslander

Verwahrt ein Steuerauslénder die Fondsanteile im Depot bei einer inlandischen depotfiihrenden Stelle,
wird vom Steuerabzug auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinne aus der Verauf3erung der
Anteile Abstand genommen, sofern er seine steuerliche Auslandereigenschaft nachweist. Sofern die
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Auslandereigenschaft der depotfiihrenden Stelle nicht bekannt bzw. nicht rechtzeitig nachgewiesen
wird, ist der auslandische Anleger gezwungen, die Erstattung des Steuerabzugs entsprechend der
Abgabenordnung zu beantragen. Zustandig ist das fir die depotfihrende Stelle zustandige Finanzamt.

Solidaritatszuschlag

Auf den auf Ausschittungen, Vorabpauschalen und Gewinnen aus der VerduRRerung von Anteilen
abzufuhrenden Steuerabzug ist ein Solidaritatszuschlag in Héhe von 5,5 Prozent zu erheben. Der
Solidaritatszuschlag ist bei der Einkommensteuer und Kdrperschaftsteuer anrechenbar.

Kirchensteuer

Soweit die Einkommensteuer bereits von einer inldndischen depotfilhrenden Stelle
(Abzugsverpflichteter) durch den Steuerabzug erhoben wird, wird die darauf entfallende Kirchensteuer
nach dem Kirchensteuersatz der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehort,
regelméaRig als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. Die Abzugsfahigkeit der Kirchensteuer als
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerabzug mindernd bertcksichtigt.

Auslandische Quellensteuer

Auf die auslandischen Ertrage des Fonds wird teilweise in den Herkunftslandern Quellensteuer
einbehalten. Diese Quellensteuer kann bei den Anlegern nicht steuermindernd bertcksichtigt werden.

Folgen der Verschmelzung von Sondervermdgen

In den Féllen der Verschmelzung eines inlandischen Sondervermégens auf ein anderes inl&ndisches
Sondervermogen kommt es weder auf der Ebene der Anleger noch auf der Ebene der beteiligten
Sondervermégen zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Das
Gleiche gilt fur die Ubertragung aller Vermogensgegenstande eines inlandischen Sondervermdgens
auf eine inlandische Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital oder ein
Teilgesellschaftsvermdgen einer inlandischen Investmentaktiengesellschaft mit verdnderlichem
Kapital. Erhalten die Anleger des Ubertragenden Sondervermdgens eine im Verschmelzungsplan
vorgesehene Barzahlung, ist diese wie eine Ausschittung zu behandeln.

Automatischer Informationsaustausch in Steuersachen

Die Bedeutung des automatischen Austauschs von Informationen zur Bekampfung von
grenziiberschreitendem Steuerbetrug und grenziberschreitender Steuerhinterziehung hat auf
internationaler Ebene in den letzten Jahren stark zugenommen. Die OECD hat daher im Auftrag der
G20 in 2014 einen globalen Standard fur den automatischen Informationsaustausch tber Finanzkonten
in Steuersachen verdffentlicht (Common Reporting Standard, im Folgenden "CRS"). Der CRS wurde
von mehr als 90 Staaten (teilnehmende Staaten) im Wege eines multilateralen Abkommens vereinbart.
AulRerdem wurde er Ende 2014 mit der Richtlinie 2014/107/EU des Rates vom 9. Dezember 2014 in
die Richtlinie 2011/16/EU beztglich der Verpflichtung zum automatischen Austausch von Informationen
im Bereich der Besteuerung integriert. Die teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten der EU sowie
etliche Drittstaaten) wenden den CRS grundsatzlich ab 2016 mit Meldepflichten ab 2017 an. Lediglich
einzelnen Staaten (z.B. Osterreich und die Schweiz) wird es gestattet, den CRS ein Jahr spater
anzuwenden. Deutschland hat den CRS mit dem Finanzkonten-Informationsaustauschgesetz vom 21.
Dezember 2015 in deutsches Recht umgesetzt und wendet diesen ab 2016 an.

Mit dem CRS werden meldende Finanzinstitute (im Wesentlichen Kreditinstitute) dazu verpflichtet,
bestimmte Informationen Uber ihre Kunden einzuholen. Handelt es sich bei den Kunden (naturliche
Personen oder Rechtstrdger) um in anderen teilnehmenden Staaten ansassige meldepflichtige
Personen (dazu zahlen nicht z.B. bdrsennotierte Kapitalgesellschaften oder Finanzinstitute), werden
deren Konten und Depots als meldepflichtige Konten eingestulft.
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Die meldenden Finanzinstitute werden dann fiir jedes meldepflichtige Konto bestimmte Informationen
an ihre Heimatsteuerbehorde Ubermitteln. Diese uUbermittelt die Informationen dann an die
Heimatsteuerbehérde des Kunden.

Bei den zu Ubermittelnden Informationen handelt es sich im Wesentlichen um die persdnlichen Daten
des meldepflichtigen Kunden (Name; Anschrift; Steueridentifikationsnummer; Geburtsdatum und
Geburtsort (bei natiirlichen Personen); Ansassigkeitsstaat) sowie um Informationen zu den Konten und
Depots (z.B. Kontonummer; Kontosaldo oder Kontowert; Gesamtbruttobetrag der Ertrage wie Zinsen,
Dividenden oder Ausschittungen von Investmentfonds); Gesamtbruttoerlése aus der VerduRRerung
oder Ruckgabe von Finanzvermdgen (einschliel3lich Fondsanteilen)).

Konkret betroffen sind folglich meldepflichtige Anleger, die ein Konto und/oder Depot bei einem
Kreditinstitut unterhalten, das in einem teilnehmenden Staat ansassig ist. Daher werden deutsche
Kreditinstitute Informationen Uber Anleger, die in anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind, an
das Bundeszentralamt fur Steuern melden, das die Informationen an die jeweiligen Steuerbehdérden
der Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten. Entsprechend werden Kreditinstitute in anderen
teilnehmenden Staaten Informationen tber Anleger, die in Deutschland ansassig sind, an ihre jeweilige
Heimatsteuerbehtrde melden, die die Informationen an das Bundeszentralamt fir Steuern weiterleiten.
Zuletzt ist es denkbar, dass in anderen teilnehmenden Staaten ansassige Kreditinstitute Informationen
Uber Anleger, die in wiederum anderen teilnehmenden Staaten ansassig sind, an ihre jeweilige
Heimatsteuerbehdrde melden, die die Informationen an die jeweiligen Steuerbehérden der
Ansassigkeitsstaaten der Anleger weiterleiten.

Wirtschaftsprifer

Mit der Prifung des Fonds und des Jahresberichts ist die Wirtschaftsprifungsgesellschaft Ernst &
Young GmbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft beauftragt.

Der Wirtschaftsprifer prift den Jahresbericht des Fonds. Das Ergebnis der Prufung hat der
Wirtschaftsprifer in einem besonderen Vermerk zusammenzufassen; der Vermerk ist in vollem
Wortlaut im Jahresbericht wiederzugeben. Bei der Priifung hat der Wirtschaftspriifer auch festzustellen,
ob bei der Verwaltung des Fonds die Vorschriften des KAGB sowie die Bestimmungen der
Anlagebedingungen beachtet worden sind. Der Wirtschaftsprifer hat den Bericht tber die Prifung des
Fonds bei der BaFin einzureichen.

Dienstleister

Unternehmen, die von der Gesellschaft ausgelagerte Funktionen (bernehmen, sind unter
Gliederungspunkt Auslagerung dargestellt. Dartber hinaus hat die Gesellschaft folgende Dienstleister
beauftragt:

e Zur rechtlichen Beratung die Anwaltskanzlei Hengeler Mueller Partnerschaft von Rechtsanwélten
mbB, Bockenheimer LandstralBe 24, 60323 Frankfurt a.M. Die Kanzlei berat die Gesellschaft zu
ausgewabhlten investmentrechtlichen Fragestellungen. Sie wird ausschlieflich fir und im Interesse
der Gesellschaft tatig. Anleger kdnnen aus dem Beratungsverhaltnis zwischen der Kanzlei und der
Gesellschaft keine Rechte herleiten.

Zahlungen an die Anleger / Verbreitung der Berichte und sonstige
Informationen

Durch die Beauftragung der Verwahrstelle ist sichergestellt, dass die Anleger die Ausschiittungen
erhalten und dass Anteile zurickgenommen werden. Die in diesem Verkaufsprospekt erwahnten
Anlegerinformationen kénnen auf dem im Abschnitt ,Grundlagen - Verkaufsunterlagen und
Offenlegung von Informationen“ angegebenen Wege bezogen werden.

-52 -



Weitere von der Gesellschaft verwaltete Investmentvermdgen

Von der Gesellschaft werden noch folgende Publikums-Investmentvermdgen verwaltet, die nicht Inhalt
dieses Verkaufsprospekts sind:

Luxembourgische Investmentvermégen nach der OGAW-Richtlinie

e Generali FondsStrategieAktien Global Dynamik
e Generali Komfort

e Voba Fund

e GP&GFund

e Generali Investments SICAV

e Generali Multi Portfolio Solutions SICAV

e Generali Smart Funds

e Generali Investments Global Solutions Fund

Luxembourgische Investmentvermégen nach der AIFM - Richtlinie

e Generali Belgium FCP FIS

e Generali Belgium Real Estate FCP SIF

e Generali Diversification

e Generali Europe Income Holding S.A.

e Generali European Real Estate Income Investments GMBH & Co, Geschlossene Investment
KG

e Generali Real Estate Asset Repositioning S.A.

Franzdsisches Investmentvermégen nach der AIFM - Richtlinie

e DIV TAUX

Die Gesellschaft verwaltet zudem eine Reihe weiterer Investmentvermdgen fir andere Gesellschaften
im Rahmen von Auslagerungsvertragen.
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Angaben zur Gesellschaft, zur Verwahrstelle und zum
Abschlussprifer

Generali Investments Luxembourg S.A.

Verwaltung
Generali Investments Luxembourg S.A.

4, rue Jean Monnet
L-2180 Luxembourg

Grofl3herzogtum Luxembourg

Verwaltungsrat der Verwaltungsgesellschaft

1. Santo BORSELLINO
Chief Executive Officer
Generali Investments Europe S.p.A. Societa di gestione del risparmio
Via Machiavelli, 4
[-34132 Trieste
(Vorsitzender des Verwaltungsrats)

2. Dominique CLAIR
Chief Executive Officer
Generali Investments Holding S.p.A.
Via Machiavelli, 4
34132 Trieste

3. Herr Pierre BOUCHOMS
General Manager
Generali Investments Luxembourg S.A.
4, Rue Jean Monnet
L-2180 Luxemburg
Grol3herzogtum Luxemburg

4. Frau Sophie Mosnier
Independent Director
45, Rue de la Foret
L-1534 Luxemburg
GrolRherzogtum Luxemburg

5. Herr Geoffroy LINARD DE GUERTECHIN
Independent Director
2, Rue Pierre Beicht
L-1226 Luxemburg
Grol3herzogtum Luxemburg

Vertrieb und Beratung

Generali Investments Europe S.p.A.
Zweigniederlassung Deutschland
TunisstralBe 19-23, 50667 Koln

Verwahrstelle

BNP Paribas Securities Services S.C.A.
Zweigniederlassung Frankfurt am Main
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Europa-Allee 12
60327 Frankfurt am Main

Abschlussprifer der Gesellschaft
und der von ihr verwalteten Sondervermdgen

Ernst & Young GmbH
Wirtschaftsprifungsgesellschaft
Mergenthalerallee 3-5

65760 Eschborn
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Anhang: Angaben zu Unterverwahrern

LAND UNTERVERWAHRER
Agypten Citibank N.A. Egypt
IArgentinien Euroclear Bank S.A. indirekt Giber HSBC Bank Argentina S.A.
Australien BNP Paribas Securities Services, Sydney
Bahrain HSBC Bank Middle East Limited, Bahrain

Bangladesch

Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Dacca

Belgien

BNP Paribas Securities Services, Brissel/Paris

Bermuda

Bank of Bermuda, Hamilton

Bosnien und Herzegowina

Unicredit Bank AG, Wien (remote Bosnia)

Botswana Standard Chartered bank of Botswana Ltd, Gabarone
Brasilien BNP Paribas Securities Services, Sao Paulo

Bulgarien Unicredit Bank Austria AG, Wien (Bulgaria)

Chile Citibank, Santiago de Chile

China (Volksrepublik) Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Shanghai
Costa Rica Banco BCT S.A., San José

Danemark Nordea Bank Danmark A/S, Kopenhagen

Ecuador Banco de la Produccion S.A - Produbanco, Quito

Elfenbeinkiiste

Standard Chartered Bank Céte d'lvoire S.A, Abidjan)

Estland IAS SEB Pank, Tallinn

Finnland Nordea Bank Finland Plc, Helsinki

Frankreich BNP Paribas Securities Services, Paris
Ghana Standard Chartered Bank of Ghana Ltd, Accra

Griechenland

BNP Paribas Securities Services, Athen

Hong Kong BNP Paribas Securities Services, Hong Kong

Indien BNP Paribas Mumbai

Indonesien Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Jakarta
Irland BNP Paribas Securities Services, London (Irish securities)
Island Islandsbanki, Reykjavik

Israel Citibank, Tel Aviv

Italien BNP Paribas Securities Services, Mailand

Japan Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Tokyo
Jordanien HSBC Bank Middle East, Amman

Kanada Royal Bank of Canada Investors Services, Toronto
Kasachstan HSBC Bank Kazakhstan JS Company, Almaty

Kenia Standard Chartered Bank Kenya Ltd, Nairobi

Kolumbien BNP Paribas Securities Services Sociedad Fiduciaria, Bogota
Korea (Republik) Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Seoul
Kroatien Zagrebacka Banka

Kuwait HSBC Bank Middle East Limited, Kuwait City

Lettland IAS SEB Banka, Riga

Libanon HSBC Bank Middle East Limited, Beirut

Litauen IAB SEB Bankas, Wilna
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LAND

UNTERVERWAHRER

Luxembourg Clearstream Luxemburg

Malaysia HSBC Bank Malaysia Berhad, Kuala Lumpur

Malta Clearstream Luxembourg

Marokko Banque Marocaine pour le Commerce et l'industrie, Casablanca
(Tochtergesellschaft)

Mauritius Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Port-Louis

Mexico Banamex, Mexico

Namibia Standard Bank of Namibia Limited

Neuseeland BNP Paribas Securities Services, Sydney

Niederlande BNP Paribas Securities Services, Paris

Nigeria Standard Chartered Bank (Mauritius) Limited, EBENE, (Nigeria)

Norwegen Nordea Bank Norge ASA, Oslo

Osterreich BNP Paribas Securities Services Frankfurt (remote Austria)

Oman HSBC Bank Middle East Limited, Muscat

Pakistan Citibank N.A. Pakistan

Peru Citibank Del Peru, Lima

Philippinen Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Manila

Polen BNP Paribas Securities Services Warschau

Portugal BNP Paribas Securities Services, Lissabon

Katar HSBC Bank Middle East Limited, Doha

Rumanien Citibank Dublin, Romanian Branch

Russland Zao Citibank, Moscow

Sambia Standard Chartered Bank Zambia PLC, Lusaka

Saudi-Arabien Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Riad

Schweden Skandinaviska Enskilda Banken AB (publ), Stockholm

Schweiz BNP Paribas Securities Services, Zurich

Serbien Unicredit Bank Austria AG, Wien (Serbia)

Singapur BNP Paribas Securities Services Singapore

Slowakische Republik

Citibank Bratislava

Slowenien Unicredit Bank Austria AG, Wien (Slovenia)

Spanien BNP Paribas Securities Services, Madrid

Sri Lanka Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Colombo
Sudfafrika Standard Bank of South Africa Limited, Johannesburg
Swaziland Standard Bank Of Swaziland Limited

Taiwan (Republik)

Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Taipei

Thailand

Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Bangkok

[Tschechische Republik

Citibank Europe PLC

Tarkei

ITEB Securities Services (Tochtergesellschaft)

Tunesien Banque Internationale Arabe de Tunisie, Tunis
Uganda Standard Chartered Bank (Mauritius) Limited, EBENE (Uganda)
Ukraine Unicredit Bank Austria AG, Wien (Ukraine)

\Vereinigte Arabische Emirate

HSBC Bank Middle East Limited, Dubai

\Vereinigtes Kdnigreich von
GroRbritannien und Nordirland

BNP Paribas Securities Services, London

Ungarn

BNP Paribas Securities Services, Budapest
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LAND UNTERVERWAHRER

USA BNP Paribas Securities Services, New York

Uruguay Banco Itau Uruguay S.A., Montevideo

USA BNP Paribas, New York Branch

\Venezuela Citibank N.A. Caracas

Vietham Hong Kong and Shanghai Banking Corp Limited, Ho Chi Minh City
Zimbabwe Barclays Bank Of Zimbabwe, Harare

Zypern BNP Paribas Securities Services, Athen (remote Cyprus)
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Anlagebedingungen

Allgemeine Anlagebedingungen

Allgemeine Anlagebedingungen zur Regelung des Rechtsverhdaltnisses zwischen den Anlegern und
der Generali Investments Luxembourg S. A. (Luxembourg) (,Gesellschaft®) fiir die von der Gesellschaft
verwalteten Sondervermdgen gemald der OGAW-Richtlinie, die nur in Verbindung mit den fur das
jeweilige OGAW-Sondervermdgen aufgestellten ,Besonderen Anlagebedingungen* gelten.

§ 1 Grundlagen

1. Die Gesellschaft ist eine EU-OGAW-Kapitalverwaltungsgesellschaft und untersteht der Aufsicht der
Commission de Surveillance du Secteur Financier, Luxembourg. Die von ihr verwalteten OGAW-
Sondervermogen unterliegen den Bestimmungen des Kapitalanlagegesetzbuchs (,KAGB").

2. Die Gesellschaft legt das bei ihr eingelegte Geld im eigenen Namen fiir gemeinschaftliche Rechnung
der Anleger nach dem Grundsatz der Risikomischung in den nach dem KAGB zugelassenen
Vermdgensgegenstanden gesondert vom eigenen Vermdégen in Form eines OGAW-Sondervermdgens
an. Uber die sich hieraus ergebenden Rechte der Anleger werden Sammelurkunden ausgestellt. Der
Geschaftszweck des OGAW-Sondervermégens ist auf die Kapitalanlage geméaR einer festgelegten
Anlagestrategie im Rahmen einer kollektiven Vermdgensverwaltung mittels der bei ihm eingelegten
Mittel beschrénkt; eine operative Tatigkeit und eine aktive unternehmerische Bewirtschaftung der
gehaltenen Vermogensgegenstande ist ausgeschlossen.

3. Das Rechtsverhaltnis zwischen Gesellschaft und dem Anleger richtet sich nach den Allgemeinen
Anlagebedingungen (AABen) und Besonderen Anlagebedingungen (BABen) des OGAW-
Sondervermoégens und dem KAGB.

8§ 2 Verwahrstelle

1. Die Gesellschaft bestellt fur das OGAW-Sondervermdgen ein Kreditinstitut als Verwahrstelle; die
Verwahrstelle handelt unabhéngig von der Gesellschaft und ausschlief3lich im Interesse der Anleger.

2. Die Aufgaben und Pflichten der Verwahrstelle richten sich nach dem mit der Gesellschaft
geschlossenen Verwabhrstellenvertrag, nach dem KAGB und den Anlagebedingungen.

3. Die Verwahrstelle kann Verwahraufgaben nach MalRgabe des § 73 KAGB auf ein anderes
Unternehmen (Unterverwahrer) auslagern. Naheres hierzu enthélt der Verkaufsprospekt.

4. Die Verwahrstelle haftet gegeniiber dem OGAW-Sondervermégen oder gegeniiber den Anlegern fur
das Abhandenkommen eines verwahrten Finanzinstrumentes im Sinne des § 72 Absatz 1 Nr. 1 KAGB
durch die Verwahrstelle oder durch einen Unterverwahrer, dem die Verwahrung von
Finanzinstrumenten nach § 73 Absatz 1 KAGB Ubertragen wurde. Die Verwahrstelle haftet nicht, wenn
sie nachweisen kann, dass das Abhandenkommen auf &uf3ere Ereignisse zuriickzufihren ist, deren
Konsequenzen trotz aller angemessenen Gegenmalinahmen unabwendbar waren. Weitergehende
Anspriche, die sich aus den Vorschriften des birgerlichen Rechts auf Grund von Vertragen oder
unerlaubten Handlungen ergeben, bleiben unberiihrt. Die Verwahrstelle haftet auch gegeniber dem
OGAW-Sondervermdgen oder den Anlegern fir samtliche sonstigen Verluste, die diese dadurch
erleiden, dass die Verwahrstelle fahrlassig oder vorsatzlich ihre Verpflichtungen nach den Vorschriften
des KAGB nicht erfiillt. Die Haftung der Verwahrstelle bleibt von einer etwaigen Ubertragung der
Verwahraufgaben nach Absatz 3 Satz 1 unberuhrt.
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§ 3 Fondsverwaltung

1. Die Gesellschaft erwirbt und verwaltet die Vermdgensgegenstande im eigenen Namen fir
gemeinschaftliche Rechnung der Anleger mit der gebotenen Sachkenntnis, Redlichkeit, Sorgfalt und
Gewissenhaftigkeit. Sie handelt bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabh&ngig von der
Verwahrstelle und ausschlie3lich im Interesse der Anleger.

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, mit dem von den Anlegern eingelegten Geld die
Vermdgensgegenstande zu erwerben, diese wieder zu verdufBern und den Erlés anderweitig
anzulegen; sie ist ferner erméchtigt, alle sich aus der Verwaltung der Vermdégensgegenstande
ergebenden sonstigen Rechtshandlungen vorzunehmen.

3. Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger weder Gelddarlehen gewéhren
noch Verpflichtungen aus einem Birgschafts- oder einem Garantievertrag eingehen; sie darf keine
Vermégensgegenstande nach Maf3gabe der 88§ 193, 194 und 196 KAGB verkaufen, die im Zeitpunkt
des Geschéftsabschlusses nicht zum OGAW-Sondervermdgen gehoren. 8§ 197 KAGB bleibt unberthrt.

8 4 Anlagegrundsatze

Das OGAW-Sondervermégen wird unmittelbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der Risikomischung
angelegt. Die Gesellschaft soll fir das OGAW-Sondervermégen nur solche Vermogensgegenstande
erwerben, die Ertrag und/oder Wachstum erwarten lassen. Sie bestimmt in den BABen, welche
Vermdgensgegenstande fur das OGAW-Sondervermdgen erworben werden dirfen.

8 5 Wertpapiere

Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des §
198 KAGB fir Rechnung des OGAW-Sondervermogens Wertpapiere nur erwerben, wenn

a) sie an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens liber den Européischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder
in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen
sind,

b) sie ausschlielich an einer Bérse aufRerhalb der Mitgliedstaaten der Européischen Union oder
aul3erhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum zum
Handel zugelassen oder in einem dieser Staaten an einem anderen organisierten Markt zugelassen
oder in diesen einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von
der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht (,Bundesanstalt*) zugelassen ist3,

¢) ihre Zulassung an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Européischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel oder ihre
Zulassung an einem organisierten Markt oder ihre Einbeziehung in diesen Markt in einem Mitgliedstaat
der Européischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europdaischen
Wirtschaftsraum nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Zulassung oder
Einbeziehung dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

d) ihre Zulassung an einer Borse zum Handel oder ihre Zulassung an einem organisierten Markt oder
die Einbeziehung in diesen Markt aufl3erhalb der Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder
auBBerhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europdischen Wirtschaftsraum
nach den Ausgabebedingungen zu beantragen ist, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses

3 Die Borsenliste wird auf der Homepage der Bundesanstalt veroffentlicht. www.bafin.de
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organisierten Marktes von der Bundesanstalt zugelassen ist und die Zulassung oder Einbeziehung
dieser Wertpapiere innerhalb eines Jahres nach ihrer Ausgabe erfolgt,

e) sie Aktien sind, die dem OGAW-Sondervermodgen bei einer Kapitalerh6hung aus
Gesellschaftsmitteln zustehen,

f) siein Ausiibung von Bezugsrechten, die zum OGAW-Sondervermégen gehdren, erworben werden,

g) sie Anteile an geschlossenen Fonds sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 KAGB genannten
Kriterien erflllen,

h) sie Finanzinstrumente sind, die die in § 193 Absatz 1 Satz 1 Nr. 8 KAGB genannten Kriterien
erfullen.

Der Erwerb von Wertpapieren nach Satz 1 Buchstaben a) bis d) darf nur erfolgen, wenn zusatzlich die
Voraussetzungen des 8 193 Absatz 1 Satz 2 KAGB erflllt sind. Erwerbbar sind auch Bezugsrechte,
die aus Wertpapieren herruhren, welche ihrerseits nach diesem 8§ 5 erwerbbar sind.

8 6 Geldmarktinstrumente

1. Sofern die BABen keine weiteren Einschrankungen vorsehen, darf die Gesellschaft vorbehaltlich des
§ 198 KAGB fur Rechnung des OGAW-Sondervermdgens Instrumente, die Ublicherweise auf dem
Geldmarkt gehandelt werden, sowie verzinsliche Wertpapiere, die zum Zeitpunkt ihres Erwerbs fir das
OGAW-Sondervermégen eine restliche Laufzeit von héchstens 397 Tagen haben, deren Verzinsung
nach den Ausgabebedingungen wahrend ihrer gesamten Laufzeit regelmafig, mindestens aber einmal
in 397 Tagen, marktgerecht angepasst wird oder deren Risikoprofil dem Risikoprofil solcher
Wertpapiere entspricht (,Geldmarktinstrumente"), erwerben.

Geldmarktinstrumente dirfen fir das OGAW-Sondervermdgen nur erworben werden, wenn sie

a) an einer Borse in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum zum Handel zugelassen oder dort an einem
anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind,

b) ausschliellich an einer Boérse aullerhalb der Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder
aul3erhalb der anderen Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Européischen Wirtschaftsraum zum
Handel zugelassen oder dort an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen
einbezogen sind, sofern die Wahl dieser Borse oder dieses organisierten Marktes von der
Bundesanstalt zugelassen ist#,

¢) von der Europaischen Union, dem Bund, einem Sondervermégen des Bundes, einem Land, einem
anderen Mitgliedstaat oder einer anderen zentralstaatlichen, regionalen oder lokalen
Gebietskorperschaft oder der Zentralbank eines Mitgliedstaates der Europadischen Union, der
Europdischen Zentralbank oder der Europaischen Investitionsbank, einem Drittstaat oder, sofern dieser
ein Bundesstaat ist, einem Gliedstaat dieses Bundesstaates oder von einer internationalen 6ffentlich-
rechtlichen Einrichtung, der mindestens ein Mitgliedstaat der Européischen Union angehdrt, begeben
oder garantiert werden,

d) von einem Unternehmen begeben werden, dessen Wertpapiere auf den unter den Buchstaben a)
und b) bezeichneten Markten gehandelt werden,

e) von einem Kreditinstitut, das nach den im Recht der Européischen Union festgelegten Kriterien einer
Aufsicht unterstellt ist, oder einem Kreditinstitut, das Aufsichtsbestimmungen, die nach Auffassung der

4 siehe FuRRnote 3
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Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Européischen Union gleichwertig sind, unterliegt und diese
einhalt, begeben oder garantiert werden, oder

f) von anderen Emittenten begeben werden und den Anforderungen des § 194 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6
KAGB entsprechen.

2. Geldmarktinstrumente im Sinne des Absatzes 1 dirfen nur erworben werden, wenn sie die jeweiligen
Voraussetzungen des § 194 Absatz 2 und 3 KAGB erfullen.

§ 7 Bankguthaben

Die Gesellschaft darf fir Rechnung des OGAW-Sondervermdgens Bankguthaben halten, die eine
Laufzeit von héchstens zwolf Monaten haben. Die auf Sperrkonten zu fihrenden Guthaben kénnen bei
einem Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum unterhalten werden; die
Guthaben konnen auch bei einem Kreditinstitut mit Sitz in  einem Drittstaat, dessen
Aufsichtsbestimmungen nach Auffassung der Bundesanstalt denjenigen des Rechts der Européischen
Union gleichwertig sind, gehalten werden. Sofern in den BABen nichts anderes bestimmt ist, kénnen
die Bankguthaben auch auf Fremdwahrung lauten.

§ 8 Investmentanteile

1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft fir Rechnung des
OGAW-Sondervermégens Anteile an Investmentvermdgen gemal der Richtlinie 2009/65/EG (OGAW)
erwerben. Anteile an anderen inldndischen Sondervermégen und Investmentaktiengesellschaften mit
veranderlichem Kapital sowie Anteile an offenen EU-AIF und auslandischen offenen AIF, kénnen
erworben werden, sofern sie die Anforderungen des 8 196 Absatz 1 Satz 2 KAGB erflllen.

2. Anteile an inlandischen Sondervermdégen und Investmentaktiengesellschaften mit veranderlichem
Kapital, an EU-OGAW, an offenen EU-AIF und an ausléndischen offenen AlF darf die Gesellschaft nur
erwerben, wenn nach den Anlagebedingungen oder der Satzung der Kapitalverwaltungsgesellschaft,
der Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital des EU-Investmentvermégens, der EU-
Verwaltungsgesellschaft, des auslandischen AIF oder der auslandischen AlF-Verwaltungsgesellschaft
insgesamt hdchstens 10 Prozent des Wertes ihres Vermdgens in Anteilen an anderen inlandischen
Sondervermégen, Investmentaktiengesellschaften mit verdnderlichem Kapital, offenen EU-
Investmentvermogen oder auslandischen offenen AIF angelegt werden diirfen.

8§ 9 Derivate

1. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft im Rahmen der
Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens Derivate gemalR § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB und
Finanzinstrumente mit derivativer Komponente gemaf § 197 Absatz 1 Satz 2 KAGB einsetzen. Sie darf
— der Art und dem Umfang der eingesetzten Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer
Komponente entsprechend - zur Ermittlung der Auslastung der nach § 197 Absatz 2 KAGB
festgesetzten Marktrisikogrenze fiir den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer
Komponente entweder den einfachen oder den qualifizierten Ansatz im Sinne der gemaR § 197 Absatz
3 KAGB erlassenen ,Verordnung Uber Risikomanagement und Risikomessung beim Einsatz von
Derivaten, Wertpapier-Darlehen und Pensionsgeschaften in Investmentvermégen nach dem
Kapitalanlagegesetzbuch* (DerivateV) nutzen; das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

2. Sofern die Gesellschaft den einfachen Ansatz nutzt, darf sie regelmafdig nur Grundformen von
Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente oder Kombinationen aus diesen
Derivaten, Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente sowie gemal3 § 197 Absatz 1 Satz 1 KAGB
zulassigen Basiswerten im OGAW-Sondervermdgen einsetzen. Komplexe Derivate mit gemaR § 197
Absatz 1 Satz 1 KAGB zulassigen Basiswerten dirfen nur zu einem vernachlassigbaren Anteil
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eingesetzt werden. Der nach Mal3gabe von § 16 DerivateV zu ermitteinde Anrechnungsbetrag des
OGAW-Sondervermégens fur das Marktrisiko darf zu keinem Zeitpunkt den Wert des
Sondervermdgens Ubersteigen.

Grundformen von Derivaten sind:

a) Terminkontrakte auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme von
Investmentanteilen nach § 196 KAGB,;

b) Optionen oder Optionsscheine auf die Basiswerte nach § 197 Absatz 1 KAGB mit der Ausnahme
von Investmentanteilen nach § 196 KAGB und auf Terminkontrakte nach Buchstabe a), wenn sie die
folgenden Eigenschaften aufweisen:

aa) eine Ausiibung ist entweder wahrend der gesamten Laufzeit oder zum Ende der Laufzeit mdglich
und

bb) der Optionswert hangt zum Ausiibungszeitpunkt linear von der positiven oder negativen Differenz
zwischen Basispreis und Marktpreis des Basiswerts ab und wird null, wenn die Differenz das andere
Vorzeichen hat;

€) Zinsswaps, Wahrungsswaps oder Zins-Wahrungsswaps;

d) Optionen auf Swaps nach Buchstabe c), sofern sie die in Buchstabe b) unter Buchstaben aa) und
bb) beschriebenen Eigenschaften aufweisen (Swaptions);

e) Credit Default Swaps, die sich auf einen einzelnen Basiswert beziehen (Single Name Credit Default
Swaps).

3. Sofern die Gesellschaft den qualifizierten Ansatz nutzt, darf sie — vorbehaltlich eines geeigneten
Risikomanagementsystems - in jegliche Finanzinstrumente mit derivativer Komponente oder Derivate
investieren, die von einem gemal § 197 Absatz 1 Satzl KAGB zulassigen Basiswert abgeleitet sind.

Hierbei darf der dem OGAW-Sondervermdgen zuzuordnende potenzielle Risikobetrag fir das
Marktrisiko ("Risikobetrag") zu keinem Zeitpunkt das Zweifache des potenziellen Risikobetrags fur das
Marktrisiko des zugehdorigen Vergleichsvermdgens gemal § 9 der DerivateV Ubersteigen. Alternativ
darf der Risikobetrag zu keinem Zeitpunkt 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens
Ubersteigen.

4. Unter keinen Umstanden darf die Gesellschaft bei diesen Geschéaften von den in den
Anlagebedingungen oder von den im Verkaufsprospekt genannten Anlagegrundséatzen und -grenzen
abweichen.

5. Die Gesellschaft wird Derivate und Finanzinstrumente mit derivativer Komponente zum Zwecke der
Absicherung, der effizienten Portfoliosteuerung und der Erzielung von Zusatzertragen einsetzen, wenn
und soweit sie dies im Interesse der Anleger flr geboten halt.

6. Bei der Ermittlung der Marktrisikogrenze fur den Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit
derivativer Komponente darf die Gesellschaft jederzeit gemal § 6 Satz 3 der DerivateV zwischen dem
einfachen und dem qualifizierten Ansatz wechseln. Der Wechsel bedarf nicht der Genehmigung durch
die Bundesanstalt, die Gesellschaft hat den Wechsel jedoch unverziiglich der Bundesanstalt
anzuzeigen und im néchstfolgenden Halbjahres- oder Jahresbericht bekannt zu machen.

7. Beim Einsatz von Derivaten und Finanzinstrumenten mit derivativer Komponente wird die
Gesellschaft die DerivateV beachten.
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8 10 Sonstige Anlageinstrumente

Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, kann die Gesellschaft fir Rechnung des
OGAW-Sondervermégens bis zu 10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens in Sonstige
Anlageinstrumente gemal § 198 KAGB anlegen.

8 11 Emittentengrenzen und Anlagegrenzen

1. Bei der Verwaltung hat die Gesellschaft die im KAGB, der DerivateV und die in den
Anlagebedingungen festgelegten Grenzen und Beschréankungen zu beachten.

2. Wertpapiere und Geldmarktinstrumente einschlie3lich der in Pension genommenen Wertpapiere und
Geldmarktinstrumente desselben Emittenten dirfen bis zu 5 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens erworben werden; in diesen Werten durfen jedoch bis zu 10 Prozent des Wertes
des OGAW-Sondervermoégens angelegt werden, wenn dies in den BABen vorgesehen ist und der
Gesamtwert der Wertpapiere und Geldmarktinstrumente dieser Emittenten 40 Prozent des Wertes des
OGAW-Sondervermégens nicht Gbersteigt.

3. Die Gesellschaft darf in Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und Geldmarktinstrumente,
die vom Bund, einem Land, der Européischen Union, einem Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
seinen Gebietskorperschaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den Europdaischen
Wirtschaftsraum, einem Drittstaat oder von einer internationalen Organisation, der mindestens ein
Mitgliedstaat der Europaischen Union angehdrt, ausgegeben oder garantiert worden sind, jeweils bis
zu 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens anlegen.

4. In Pfandbriefen und Kommunalschuldverschreibungen sowie Schuldverschreibungen, die von
Kreditinstituten mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens tiber den Européischen Wirtschaftsraum ausgegeben worden sind, darf
die Gesellschaft jeweils bis zu 25 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens anlegen, wenn
die Kreditinstitute aufgrund gesetzlicher Vorschriften zum Schutz der Inhaber dieser
Schuldverschreibungen einer besonderen 6ffentlichen Aufsicht unterliegen und die mit der Ausgabe
der Schuldverschreibungen aufgenommenen Mittel nach den gesetzlichen Vorschriften in
Vermoégenswerten angelegt werden, die wahrend der gesamten Laufzeit der Schuldverschreibungen
die sich aus ihnen ergebenden Verbindlichkeiten ausreichend decken und die bei einem Ausfall des
Emittenten vorrangig fur die fallig werdenden Rickzahlungen und die Zahlung der Zinsen bestimmt
sind. Legt die Gesellschaft mehr als 5 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens in
Schuldverschreibungen desselben Emittenten nach Satz 1 an, so darf der Gesamtwert dieser
Schuldverschreibungen 80 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens nicht tbersteigen.

5. Die Grenze in Absatz 3 darf fir Wertpapiere und Geldmarktinstrumente desselben Emittenten nach
MalRgabe von § 206 Absatz 2 KAGB uberschritten werden, sofern die BABen dies unter Angabe der
betreffenden Emittenten vorsehen. In diesen Fallen mussen die fir Rechnung des OGAW-
Sondervermodgens gehaltenen Wertpapiere und Geldmarktinstrumente aus mindestens sechs
verschiedenen Emissionen stammen, wobei nicht mehr als 30 Prozent des Wertes des OGAW-
Sondervermdgens in einer Emission gehalten werden dirfen.

6. Die Gesellschaft darf nur bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermégens in
Bankguthaben nach MalRgabe des § 195 KAGB bei demselben Kreditinstitut anlegen.

7. Die Gesellschaft hat sicherzustellen, dass eine Kombination aus:
a) Wertpapieren und Geldmarktinstrumenten, die von ein und derselben Einrichtung begeben werden,

b) Einlagen bei dieser Einrichtung,
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¢) Anrechnungsbetrdgen fir das Kontrahentenrisiko der mit dieser Einrichtung eingegangenen
Geschafte,

20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdégens nicht tUibersteigt. Satz 1 gilt fur die in Absatz 3
und 4 genannten Emittenten und Garantiegeber mit der Maligabe, dass die Gesellschaft
sicherzustellen hat, dass eine Kombination der in Satz 1 genannten Vermdégensgegenstande und
Anrechnungsbetrage 35 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermoégens nicht Ubersteigt. Die
jeweiligen Einzelobergrenzen bleiben in beiden Fallen unberihrt.

8. Die in Absatz 3 und 4 genannten Schuldverschreibungen, Schuldscheindarlehen und
Geldmarktinstrumente werden bei der Anwendung der in Absatz 2 genannten Grenzen von 40 Prozent
nicht berlcksichtigt. Die in den Abséatzen 2 bis 4 und Absatzen 6 bis 7 genannten Grenzen durfen
abweichend von der Regelung in Absatz 7 nicht kumuliert werden.

9. Die Gesellschaft darf in Anteilen an einem einzigen Investmentvermdgen nach Mal3gabe des § 196
Absatz 1 KAGB nur bis zu 20 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdégens anlegen. In Anteilen
an Investmentvermdgen nach MalRRgabe des § 196 Absatz 1 Satz 2 KAGB darf die Gesellschaft
insgesamt nur bis zu 30 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermoégens anlegen. Die Gesellschaft
darf fur Rechnung des OGAW-Sondervermdgens nicht mehr als 25 Prozent der ausgegebenen Anteile
eines anderen offenen inlandischen, EU- oder auslandischen Investmentvermdgens, das nach dem
Grundsatz der Risikomischung in Vermégensgegenstande im Sinne der 88 192 bis 198 KAGB angelegt
ist, erwerben.

§ 12 Verschmelzung
1. Die Gesellschaft darf nach Maf3gabe des 88 181 bis 191 KAGB

a) samtliche Vermdgensgegenstande und Verbindlichkeiten dieses OGAW-Sondervermogens auf ein
anderes bestehendes oder ein neues, dadurch gegriindetes OGAW-Sondervermégen, oder einen EU-
OGAW oder eine OGAW-Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital Ubertragen;

b) samtliche Vermoégensgegenstande und Verbindlichkeiten eines anderen offenen
Publikumsinvestmentvermogen in dieses OGAW-Sondervermdgen aufnehmen.

2. Die Verschmelzung bedarf der Genehmigung der jeweils zustandigen Aufsichtsbehdrde. Die
Einzelheiten des Verfahrens ergeben sich aus den §8182 bis 191 KAGB.

3. Das OGAW-Sondervermdgen darf nur mit einem Publikumsinvestmentvermégen verschmolzen
werden, das kein OGAW ist, wenn das uUbernehmende oder neugegriindete Investmentvermogen
weiterhin ein OGAW ist. Verschmelzungen eines EU-OGAW auf das OGAW-Sondervermdgen kdnnen
dartiber hinaus gemafl den Vorgaben des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe p Ziffer iii der Richtlinie
2009/65/EG erfolgen.

§ 13 Wertpapier-Darlehen

1. Die Gesellschaft darf fiur Rechnung des OGAW-Sondervermégens einem Wertpapier-
Darlehensnehmer gegen ein marktgerechtes Entgelt nach Ubertragung ausreichender Sicherheiten
geman § 200 Absatz 2 KAGB ein jederzeit kiindbares Wertpapier-Darlehen gewahren. Der Kurswert
der zu Ubertragenden Wertpapiere darf zusammen mit dem Kurswert der fir Rechnung des OGAW-
Sondervermdgens demselben Wertpapier-Darlehensnehmer einschlie3lich  konzernangehdériger
Unternehmen im Sinne des § 290 HGB bereits als Wertpapier-Darlehen Ubertragenen Wertpapiere
10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdégens nicht Gibersteigen.

2. Werden die Sicherheiten fir die Ubertragenen Wertpapiere vom Wertpapier-Darlehensnehmer in
Guthaben erbracht, miissen die Guthaben auf Sperrkonten gemaR § 200 Absatz 2 Satz 3 Nr. 1 KAGB
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unterhalten werden. Alternativ darf die Gesellschaft von der Méglichkeit Gebrauch machen, diese
Guthaben in der Wéhrung des Guthabens in folgende Vermdgensgegenstéande anzulegen:

a) in Schuldverschreibungen, die eine hohe Qualitdt aufweisen und die vom Bund, von einem Land,
der Europaischen Union, einem Mitgliedstaat der Europdischen Union oder seinen
Gebietskorperschaften, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens (ber den Europdischen
Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat ausgegeben worden sind,

b) in Geldmarktfonds mit kurzer Laufzeitstruktur entsprechend den von der Bundesanstalt auf
Grundlage von § 4 Absatz 2 KAGB erlassenen Richtlinien oder

c) im Wege eines umgekehrten Pensionsgeschaftes mit einem Kreditinstitut, das die jederzeitige
Ruckforderung des aufgelaufenen Guthabens gewabhrleistet.

Die Ertrage aus der Anlage der Sicherheiten stehen dem OGAW-Sondervermégen zu.

3. Die Gesellschaft kann sich auch eines von einer Wertpapiersammelbank oder von einem anderen in
den BABen genannten Unternehmen, dessen Unternehmensgegenstand die Abwicklung von
grenziuberschreitenden Effektengeschaften flr andere ist, organisierten Systems zur Vermittlung und
Abwicklung der Wertpapier-Darlehen bedienen, das von den Anforderungen der §8 200 und 201 KAGB
abweicht, wenn durch die Bedingungen dieses Systems die Wahrung der Interessen der Anleger
gewabhrleistet ist und von dem jederzeitigen Kiindigungsrecht nach Absatz 1 nicht abgewichen wird.

4. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Wertpapier-Darlehen
auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile gewdahren, sofern diese
Vermoégensgegenstéande fur das OGAW-Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der
Abséatze 1 bis 3 gelten hierfir sinngemaRi.

§ 14 Pensionsgeschafte

1. Die Gesellschaft darf fiur Rechnung des OGAW-Sondervermdégens jederzeit kindbare Wertpapier-
Pensionsgeschafte im Sinne von §340b Absatz2 Handelsgesetzbuch gegen Entgelt mit
Kreditinstituten oder Finanzdienstleistungsinstituten auf der Grundlage standardisierter
Rahmenvertrage abschliel3en.

2. Die Pensionsgeschéafte missen Wertpapiere zum Gegenstand haben, die nach den
Anlagebedingungen fir das OGAW-Sondervermdgen erworben werden dirfen.

3. Die Pensionsgeschéfte durfen hdochstens eine Laufzeit von 12 Monaten haben.

4. Sofern in den BABen nichts Anderweitiges bestimmt ist, darf die Gesellschaft Pensionsgeschéfte
auch in Bezug auf Geldmarktinstrumente und Investmentanteile abschlieen, sofern diese
Vermdgensgegenstande fur das OGAW-Sondervermdgen erwerbbar sind. Die Regelungen der
Absatze 1 bis 3 gelten hierfur sinngeman.

§ 15 Kreditaufnahme

Die Gesellschaft darf fir gemeinschaftliche Rechnung der Anleger kurzfristige Kredite bis zur Héhe von
10 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens aufnehmen, wenn die Bedingungen der
Kreditaufnahme markttblich sind und die Verwahrstelle der Kreditaufnahme zustimmt.

8§ 16 Anteilscheine

1. Die in einer Sammelurkunde zu verbriefenden Anteilscheine lauten auf den Inhaber.
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2. Die Anteile kénnen verschiedene Ausgestaltungsmerkmale, insbesondere hinsichtlich der
Ertragsverwendung, des Ausgabeaufschlages, des Ricknahmeabschlages, der Wéhrung des
Anteilwertes, der Verwaltungsvergitung, der Mindestanlagesumme oder einer Kombination dieser
Merkmale (Anteilklassen) haben. Die Einzelheiten sind in den BABen festgelegt.

3. Die Anteile sind Ubertragbar, soweit in den BABen nichts Abweichendes geregelt ist. Mit der
Ubertragung eines Anteils gehen die in ihm verbrieften Rechte tiber. Der Gesellschaft gegentber gilt
in jedem Falle der Inhaber des Anteils als der Berechtigte.

4. Die Rechte der Anleger bzw. die Rechte der Anleger einer Anteilklasse werden in einer
Sammelurkunde verbrieft. Sie trAgt mindestens die handschriftlichen oder vervielfaltigten Unterschriften
der Gesellschaft und der Verwahrstelle. Der Anspruch auf Einzelverbriefung ist ausgeschlossen.

§ 17 Ausgabe und Rucknahme von Anteilscheinen, Ricknahmeaussetzung

1. Die Anzahl der ausgegebenen Anteile ist grundsétzlich nicht beschrénkt. Die Gesellschaft behalt
sich vor, die Ausgabe von Anteilen voriibergehend oder vollstdndig einzustellen.

2. Die Anteile kdnnen bei der Gesellschaft, der Verwahrstelle oder durch Vermittlung Dritter erworben
werden. Die BABen kdnnen vorsehen, dass Anteile nur von bestimmten Anlegern erworben und
gehalten werden duirfen.

3. Die Anleger kénnen von der Gesellschaft die Ricknahme der Anteile verlangen. Die Gesellschaft ist
verpflichtet, die Anteile zum jeweils geltenden Ricknahmepreis fur Rechnung des OGAW-
Sondervermogens zuriickzunehmen. Riicknahmestelle ist die Verwahrstelle.

4. Der Gesellschaft bleibt jedoch vorbehalten, die Riicknahme der Anteile gemaf § 98 Absatz 2 KAGB
auszusetzen, wenn aullergewothnliche Umstande vorliegen, die eine Aussetzung unter
Berucksichtigung der Interessen der Anleger erforderlich erscheinen lassen.

5. Die Gesellschaft hat die Anleger durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dariiber hinaus in
einer hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den in dem Verkaufsprospekt
bezeichneten elektronischen Informationsmedien Uber die Aussetzung gemalR Absatz 4 und die
Wiederaufnahme der Ricknahme zu unterrichten. Die Anleger sind Uber die Aussetzung und
Wiederaufnahme der Ricknahme der Anteile unverziiglich nach der Bekanntmachung im
Bundesanzeiger mittels eines dauerhaften Datentragers zu unterrichten.

§ 18 Ausgabe- und Ricknahmepreise

1. Zur Errechnung des Ausgabe- und Ricknahmepreises der Anteile werden die Verkehrswerte der zu
dem OGAW-Sondervermdgen gehérenden Vermogensgegenstande abziglich der aufgenommenen
Kredite und sonstigen Verbindlichkeiten (Nettoinventarwert) ermittelt und durch die Zahl der
umlaufenden Anteile geteilt (,Anteilwert”). Werden gemaf § 16 Absatz 2 unterschiedliche Anteilklassen
fir das OGAW-Sondervermdgen eingefiihrt, ist der Anteilwert sowie der Ausgabe- und
Rucknahmepreis fiir jede Anteilklasse gesondert zu ermitteln.

Die Bewertung der Vermdgensgegenstande erfolgt gemal 88 168 und 169 KAGB und der
Kapitalanlage-Rechnungslegungs- und Bewertungsverordnung (KARBV).

2. Der Ausgabepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermdgen, gegebenenfalls zuziglich
eines in den BABen festzusetzenden Ausgabeaufschlags gemal § 165 Absatz 2 Nummer 8 KAGB.
Der Ricknahmepreis entspricht dem Anteilwert am OGAW-Sondervermdgen, gegebenenfalls
abzuglich eines in den BABen festzusetzenden Ricknahmeabschlags gemaR § 165 Absatz 2 Nummer
8 KAGB.
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3. Der Abrechnungsstichtag fur Anteilabrufe und Ricknahmeauftrdge ist spatestens der auf den
Eingang des Anteilsabrufs- bzw. Rucknahmeauftrags folgende Wertermittlungstag, soweit in den
BABen nichts anderes bestimmt ist.

4. Die Ausgabe- und Ricknahmepreise werden bdrsentéaglich ermittelt. Soweit in den BABen nichts
weiteres bestimmt ist, kbnnen die Gesellschaft und die Verwahrstelle an gesetzlichen Feiertagen, die
Borsentage sind, sowie am 24. und 31. Dezember jedes Jahres von einer Ermittlung des Wertes
absehen; das Nahere regelt der Verkaufsprospekt.

§ 19 Kosten

In den BABen werden die Aufwendungen und die der Gesellschaft, der Verwahrstelle und Dritten
zustehenden Vergutungen, die dem OGAW-Sondervermdgen belastet werden kénnen, genannt. Fur
Vergitungen im Sinne von Satz 1 ist in den BABen dariiber hinaus anzugeben, nach welcher Methode,
in welcher Héhe und aufgrund welcher Berechnung sie zu leisten sind.

§ 20 Rechnungslegung

1. Spétestens vier Monate nach Ablauf des Geschéftsjahres des OGAW-Sondervermégens macht die
Gesellschaft einen Jahresbericht einschlieBlich Ertrags- und Aufwandsrechnung gemafll § 101
Absatz 1, 2 und 4 KAGB bekannt.

2. Spatestens zwei Monate nach der Mitte des Geschéftsjahres macht die Gesellschaft einen
Halbjahresbericht gemaf § 103 KAGB bekannt.

3. Wird das Recht zur Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens wéahrend des Geschéftsjahres auf
eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft Ubertragen oder das OGAW-Sondervermdgen wahrend
des Geschéftsjahres auf ein anderes OGAW-Sondervermogen, eine OGAW-
Investmentaktiengesellschaft mit veranderlichem Kapital oder einen EU-OGAW verschmolzen, so hat
die Gesellschaft auf den Ubertragungsstichtag einen Zwischenbericht zu erstellen, der den
Anforderungen an einen Jahresbericht gemaf3 Absatz 1 entspricht.

4. Wird das OGAW-Sondervermoégen abgewickelt, hat die Verwahrstelle jahrlich sowie auf den Tag, an
dem die Abwicklung beendet ist, einen Abwicklungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an
einen Jahresbericht gemaf Absatz 1 entspricht.

5. Die Berichte sind bei der Gesellschaft und der Verwahrstelle und weiteren Stellen, die im
Verkaufsprospekt und in den wesentlichen Anlegerinformationen anzugeben sind, erhéltlich; sie
werden ferner im Bundesanzeiger bekannt gemacht.

§ 21 Kundigung und Abwicklung des OGAW-Sondervermdgens

1. Die Gesellschaft kann die Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens mit einer Frist von mindestens
sechs Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger und dartber hinaus im Jahresbericht oder
Halbjahresbericht kiindigen. Die Anleger sind Uber eine nach Satz 1 bekannt gemachte Kiindigung
mittels eines dauerhaften Datentrédgers unverziglich zu unterrichten.

2. Mit dem Wirksamwerden der Kindigung erlischt das Recht der Gesellschaft, das OGAW-
Sondervermégen zu verwalten. In diesem Falle geht das OGAW-Sondervermdgen bzw. das
Verfugungsrecht tiber das OGAW-Sondervermdgen auf die Verwahrstelle Uber, die es abzuwickeln und
an die Anleger zu verteilen hat. Fir die Zeit der Abwicklung hat die Verwahrstelle einen Anspruch auf
Vergitung ihrer Abwicklungstatigkeit sowie auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die fir die Abwicklung
erforderlich sind. Mit Genehmigung der Bundesanstalt kann die Verwahrstelle von der Abwicklung und
Verteilung absehen und einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft die Verwaltung des OGAW-
Sondervermdgens nach Maf3gabe der bisherigen Anlagebedingungen tbertragen.
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3. Die Gesellschaft hat auf den Tag, an dem ihr Verwaltungsrecht nach MalRgabe des § 99 KAGB
erlischt, einen Auflésungsbericht zu erstellen, der den Anforderungen an einen Jahresbericht nach §
20 Absatz 1 entspricht.

8§22 Wechsel der Kapitalverwaltungsgesellschaft und der Verwahrstelle

1. Die Gesellschaft kann das Verwaltungs- und Verfigungsrecht tiber das OGAW-Sondervermégen
auf eine andere Kapitalverwaltungsgesellschaft iibertragen. Die Ubertragung bedarf der vorherigen
Genehmigung durch die Bundesanstalt.

2. Die genehmigte Ubertragung wird im Bundesanzeiger und dariiber hinaus im Jahresbericht oder
Halbjahresbericht bekannt gemacht. Die Anleger sind Uber einen nach Satz 1 bekannt gemachte
Ubertragung unverziiglich mittels eines dauerhaften Datentragers zu unterrichten. Die Ubertragung
wird friihestens drei Monate nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger wirksam.

3. Die Gesellschaft kann die Verwahrstelle fir das OGAW-Sondervermdgen wechseln. Der Wechsel
bedarf der Genehmigung der Bundesanstalt.

§ 23 Anderungen der Anlagebedingungen

1. Die Gesellschaft kann die Anlagebedingungen andern.

2. Anderungen der Anlagebedingungen bediirfen der vorherigen Genehmigung durch die
Bundesanstalt. Soweit die Anderungen nach Satz 1 Anlagegrundséitze des OGAW-Sondervermdgens
betreffen, bedtirfen sie der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates der Gesellschaft.

3. Samtliche vorgesehenen Anderungen werden im Bundesanzeiger und dariiber hinaus in einer
hinreichend verbreiteten Wirtschafts- oder Tageszeitung oder in den im Verkaufsprospekt bezeichneten
elektronischen Informationsmedien bekannt gemacht. In einer Verdéffentlichung nach Satz 1 ist auf die
vorgesehenen Anderungen und ihr Inkrafttreten hinzuweisen. Im Falle von Kostendnderungen im Sinne
des § 162 Absatz 2 Nummer 11 KAGB, Anderungen der Anlagegrundsatze des OGAW-
Sondervermoégens im Sinne des § 163 Absatz 3 KAGB oder Anderungen in Bezug auf wesentliche
Anlegerrechte sind den Anlegern zeitgleich mit der Bekanntmachung nach Satz 1 die wesentlichen
Inhalte der vorgesehenen Anderungen der Anlagebedingungen und ihre Hintergriinde sowie eine
Information uber ihre Rechte nach § 163 Absatz 3 KAGB in einer verstandlichen Art und Weise mittels
eines dauerhaften Datentragers gem. § 163 Absatz 4 KAGB zu Ubermitteln.

4. Die Anderungen treten frithestens am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft,
im Falle von Anderungen der Kosten und der Anlagegrundsitze jedoch nicht vor Ablauf von drei
Monaten nach der entsprechenden Bekanntmachung.

§ 24 Erfullungsort, Gerichtsstand, Vollstreckung

1. Erfullungsort ist der Sitz der Gesellschaft.

2. Der Sitz der Gesellschaft ist nicht-ausschlie3licher Gerichtsstand fiir Klagen des Anlegers gegen die
Gesellschaft aus dem Vertragsverhaltnis, soweit sich nicht aus zwingenden gesetzlichen
Bestimmungen ein anderer Gerichtsstand ergibt. Die Vollstreckung etwaiger gerichtlichen Urteile zu
Lasten der Gesellschaft richtet sich nach dem Recht Luxembourgs. Anleger, die Verbraucher sind, und
in einem anderen EU-Staat wohnen, kdnnen auch vor einem zusténdigen Gericht an ihrem Wohnsitz
Klage erheben.

Besondere Anlagebedingungen

Besondere Anlagebedingungen zur Regelung des Rechtsverhéltnisses zwischen den Anlegern und der
Generali Investments Luxembourg S. A., Luxembourg (,Gesellschaft") fiir das von der Gesellschaft
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verwaltete Sondervermégen gemaf der OGAW-Richtlinie Generali AktivMix Dynamik Protect 80, die
nur in Verbindung mit den fir dieses Sondervermégen von der Gesellschaft aufgestellten ,Allgemeinen
Anlagebedingungen” gelten.

Anlagegrundsatze und Anlagegrenzen

8 1 Vermdgensgegenstande
Die Gesellschaft darf fir das OGAW-Sondervermdgen folgende Vermdgensgegenstande erwerben:
Wertpapiere gemaR 8§ 5 der AABen,
Geldmarktinstrumente gemal § 6 der AABen,
Bankguthaben gemal § 7 der AABen,
Investmentanteile gemaf § 8 der AABen,

Derivate gemaf § 9 der AABen,

o g > w N

Sonstige Anlageinstrumente gemalf § 10 der AABen.

§ 2 Anlagegrenzen

1. Bis zu 100 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens dirfen in Vermodgensgegenstande
gemall 8§ 1 Nr. 1 investiert werden. Die in Pension genommenen Wertpapiere sind auf die
Anlagegrenzen des § 206 Abséatze 1 bis 3 KAGB anzurechnen.

2. Bis zu 100 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens durfen in Geldmarktinstrumenten
nach MalRgabe von § 6 der AABen gehalten werden; Geldmarktinstrumente kdnnen auch auf
Fremdwdahrung lauten. Die in Pension genommenen Geldmarktinstrumente sind auf die Grenzen des
§ 206 Absatze 1 bis 3 KAGB anzurechnen.

3. Bis zu 100 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens durfen in Investmentanteile nach
MaRgabe von § 8 der AABen angelegt werden. Dabei kdnnen Investmentanteile jeder zuléssigen Art
erworben werden, wobei der Anteil des OGAW-Sondervermdgens, der hochstens in
Investmentanteilen der jeweiligen Art gehalten werden darf, nicht beschréankt ist. Die Auswahl der
Investmentanteile hat sich insbesondere nach den Anlagebestimmungen der zu erwerbenden
Investmentvermégen sowie nach Ertrags- und/oder Wachstumsgesichtspunkten zu richten.
Beriicksichtigt werden missen zudem die in den letzten Jahres- und Halbjahresberichten der
Investmentvermdgen  veroffentlichten Daten  und  Erlduterungen  zur  Entwicklung der
Investmentvermdgen. Die in Pension genommenen Investmentanteile sind auf die Anlagegrenzen der
88 207 und 210 Absatz 3 KAGB anzurechnen.

4. Bis zu 100 Prozent des Wertes des OGAW-Sondervermdgens dirfen in Bankguthaben nach
MaRgabe der § 7 Satz 1 der AABen gehalten werden. Hierbei sind die Betrage, die die Gesellschaft als
Pensionsnehmer gezahlt hat, anzurechnen.

§ 3 Anlageausschuss

Die Gesellschaft bedient sich mit Blick auf das OGAW-Sondervermdgen des Rates eines
Anlageausschusses.

-70 -



Anteilklassen

8 4 Anteilklassen

Alle Anteile haben gleiche Ausgestaltungsmerkmale; verschiedene Anteilklassen gemal § 16 Absatz
2 der AABen werden nicht gebildet.

Ausgabepreis, Riucknahmepreis, Ricknahme von Anteilen und Kosten

8 5 Anteilscheine

Die Anleger sind an den jeweiligen Vermogensgegenstanden des OGAW-Sondervermdgens in Héhe
ihrer Anteile als Miteigentimer nach Bruchteilen beteiligt.

8 6 Ausgabe- und Ricknahmepreis

Der Ausgabeaufschlag betragt 4,00 Prozent des Anteilwertes. Es steht der Gesellschaft frei einen
niedrigeren Ausgabeaufschlag zu berechnen.

§ 7 Kosten

1. Die Gesellschaft erhalt fir die Verwaltung des OGAW-Sondervermdgens eine jahrliche Vergitung
von bis zu 1,80 Prozent des Durchschnittswerts des OGAW-Sondervermdgens, der aus den Werten
am Ende eines jeden Bewertungstages errechnet wird. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige
Vorschisse zu erheben.

2. Die Verwahrstelle erhalt fir ihre Tatigkeit eine jahrliche Verglitung von bis zu 0,10 Prozent des
Durchschnittswerts des OGAW-Sondervermdgens, der aus den Werten am Ende eines jeden
Bewertungstages errechnet wird. Sie ist berechtigt, hierauf monatlich anteilige Vorschiisse zu erheben.

3. Neben den vorgenannten Vergitungen gehen folgende Aufwendungen zu Lasten des OGAW-
Sondervermdgens:

a) bankibliche Depot- und Kontogebiihren, ggfs. einschlielich der bankublichen Kosten fur die
Verwahrung auslandischer Wertpapiere im Ausland;

b) Kosten fir den Druck und Versand der fur die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebenen
Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche
Anlegerinformationen);

c) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte, der Ausgabe- und
Rucknahmepreise und Thesaurierungen und des Auflésungsberichtes;

d) Kosten fur die Prifung des OGAW-Sondervermogens durch den Abschlussprifer des OGAW-
Sondervermogens;

e) Gebuhren und Kosten, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das OGAW-Sondervermdgen
erhoben werden;

f) Kosten fiur die Geltendmachung und Durchsetzung von Rechtsanspriichen durch die Gesellschaft fur
Rechnung des OGAW-Sondervermégens sowie der Abwehr von gegen die Gesellschaft zu Lasten des
OGAW-Sondervermdogens erhobenen Anspriichen;

g) Kosten fir die Bekanntmachung der Besteuerungsgrundlagen und der Bescheinigung, dass die
steuerlichen Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden fur Zeitrdume vor
2018;
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h) Kosten der Erstellung und Verwendung eines dauerhaften Datentragers, mit Ausnahme der Kosten
fur Informationen bei Fondsverschmelzungen sowie der Kosten von Informationen tber Mal3nahmen
im  Zusammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der
Anteilwertermittlung;

i) Kosten fiir Rechts- und Steuerberatung im Hinblick auf das OGAW-Sondervermégen,;

j) im Zusammenhang mit den an die Gesellschaft und die Verwahrstelle zu zahlenden Vergitungen
sowie den vorstehend genannten Aufwendungen anfallende Steuern einschlielich der im
Zusammenhang mit der Verwaltung und Verwahrung entstehenden Steuern.

4. Neben den vorgenannten Vergutungen und Aufwendungen werden dem OGAW-Sondervermégen
die in Zusammenhang mit dem Erwerb und der VerdufRerung von Vermoégensgegenstanden
entstehenden Kosten belastet.

5. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeaufschlage
und Ricknahmeabschlage offenzulegen, die dem OGAW-Sondervermdgen im Berichtszeitraum fur
den Erwerb und die Riicknahme von Anteilen im Sinne des § 196 KAGB berechnet worden sind. Beim
Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer anderen
Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder
mittelbare Beteiligung verbunden ist, darf die Gesellschaft oder die andere Gesellschaft fir den Erwerb
und die Riicknahme keine Ausgabeaufschlage und Riicknahmeabschlage berechnen. Die Gesellschaft
hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergitung offenzulegen, die dem OGAW-
Sondervermogen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalverwaltungsgesellschaft, einer
Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine
wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist, oder einer auslandischen
Investmentgesellschaft, einschlie3lich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergtitung fur die
im OGAW-Sondervermdgen gehaltenen Anteile berechnet wurde.

Ertragsverwendung und Geschaéftsjahr

§ 8 Thesaurierung

Die Gesellschaft legt die wahrend des Geschéftsjahres fir Rechnung des OGAW-Sondervermégens
angefallenen und nicht zur Kostendeckung verwendeten Zinsen, Dividenden und sonstigen Ertrage
—unter Berlcksichtigung des zugehdrigen Ertragsausgleichs — sowie die realisierten
VeraulRerungsgewinne im OGAW-Sondervermdgen wieder an.

8 9 Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr des OGAW-Sondervermégens beginnt am 1. August und endet am 31. Juli des
folgenden Kalenderjahres.

Mindestzahlungszusage

8 10 Mindestzahlungszusage

Die Gesellschaft sagt zu, dass der Anteilwert des OGAW-Sondervermogens jeweils zum letzten
Bewertungstag eines jeden Geschéftsjahres (nachfolgend als ,Stichtag” bezeichnet) nicht weniger als
80 Prozent des Anteilwertes des letzten Bewertungstages des vorangegangenen Geschéftsjahres
und mindestens 80 Prozent des wahrend des laufenden Geschaftsjahres erreichten Hochstkurses
betragt. Stichtag ist jeweils der 31. Juli. Sollte dieser auf ein Wochenende oder einen Feiertag fallen,
ist der Stichtag der letzte Bérsenhandelstag davor. Der zugesagte Anteilwert mindert sich anteilig um
Quellensteuern, die in Landern, in denen das Fondsvermogen angelegt ist, einbehalten werden und
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fur die weder der Gesellschaft noch dem OGAW-Sondervermdégen ein durchsetzbarer
ErmaRigungsanspruch gegentiber den auslandischen Finanzbehdrden zusteht. Der zugesagte
Anteilwert mindert sich ebenfalls anteilig um die ggf. aus dem Fondsvermégen gezahlte
Kapitalertragsteuer und Zinsabschlagsteuer sowie andere zukinftig anfallende und dem OGAW-
Sondervermdgen direkt belastete Steuern. Sollte dieser zugesagte Anteilwert an einem Stichtag nicht
erreicht werden, so wird die Gesellschaft die Differenz an diesem Tag aus eigenen Mitteln in das
Fondsvermdgen einzahlen.
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